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Wirtschaftsförderungs- und Strukturentwicklungsgesellschaft Moers mbH 
Bekanntmachung 

 
Die Gesellschafterversammlung der Wirtschaftsförderungs- und Strukturentwicklungsgesellschaft Moers mbH hat am 
29.11.2012 den Jahresabschluss zum 31.12.2011 festgestellt und über den Jahresfehlbetrag wie folgt beschlossen: 
 
1. Der Jahresabschluss der Wirtschaftsförderungs- und Strukturentwicklungsgesellschaft Moers mbH zum 31.12.2011 wird 

mit einer Bilanzsumme von 4.325.187,07 € und einem Jahresfehlbetrag von 44.091,23 € festgestellt. 
2. Der Ausgleich des Jahresfehlbetrages erfolgt im Jahr 2012. 
3. Die Übernahme des erwarteten Jahresfehlbetrages für das Jahr 2013 durch den Gesellschafter wird garantiert.  
4. Der Geschäftsführung wird für das Geschäftsjahr 2011 Entlastung erteilt. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Schleicher & 
Dr. jur. Robertz, Aachen, hat am 25.10.2012 folgenden Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbeziehung 
der Buchführung und den Lagebericht der Wirtschaftsförderungs- und Strukturentwicklungsgesellschaft Moers mbH, Moers, 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2011 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresab-
schluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des Ge-
sellschaftsvertrags liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buch-
führung und über den Lagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu pla-
nen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss un-
ter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der 
Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld 
der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. 
 
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nach-
weise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beur-
teilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen 
der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir 
sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den ge-
setzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
dar.“ 
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 17.12.2012 bis zum 11.01.2013 in den Geschäftsräumen der Gesell-
schaft, Rathausplatz 1, 2. OG, Raum 2.028, 47441 Moers, zwischen 08.00 - 12.00 Uhr, aus. 
 
Moers, 03.12.2012 
 
Wolfgang Wittpoth Dr. Ralf Worgul 
Geschäftsführer Geschäftsführer 
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Widmung von Straßen 
 
Gem. § 6 Abs. 2 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfahlen (StrWG NW) vom 23. September 1995 
(GV. NRW. S. 1028) in der jeweils gültigen Fassung wird die nachstehend aufgeführte Verkehrsfläche (Fuß und Radweg) mit 
der Nennung der Funktion im Sinne des § 3 Abs. 4 StrWG NW dem  öffentlichen Verkehr gewidmet. 

Brahmstraße 

Fuß- und Radweg 
 
Der gewidmet Fuß und Radweg befindet sich in der Gemarkung Kapellen,  
Flur 9, Flurstück 1122 
 
Hiermit wird die Widmung gemäß § 6 Abs. 2 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NW) 
öffentlich bekannt gemacht. Diese Widmungsverfügung gilt am Tage nach der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Stadt Moers als bekannt gegeben (§ 41 Abs. 4 S. 4 VwVfG NRW). 
 
 
Rechtsmittelbelehrung: 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Verwaltungsgericht Düsseldorf Kla-
ge erhoben werden. Die Klage beim Verwaltungsgericht kann schriftlich, zur Niederschrift des Urkundenbeamten der Ge-
schäftsstelle oder in elektronischer Form nach Maßgabe der Elektronischen Rechtsverkehrsverordnung Verwaltungs- und 
Finanzgerichte – ERVVO VG/FG – vom 23.11.2005 (GV.NRW S. 926; SGV.NRW 320)  erhoben werden. 
 
Hinweise: 
 
1. Diese Widmungsverfügung (Allgemeinverfügung gemäß § 35 S. 2 VwVfG NRW) und Pläne, aus denen die genaue Lage 

und Ausdehnung der betreffenden Verkehrsflächen – insbesondere der Teilbereiche –ersichtlich sind, können beim 
Fachbereich Tiefbau und Verkehr, Fachdienst Verwaltung der Stadt Moers, Rathaus, Zimmer 1.042, Rathausplatz 1, 
47441 Moers, während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden . 

2. Die Widmung wird mit Fristablauf oder Erschöpfung der Rechtsmittel bestandskräftig. 
 
Moers, den 26.11.2012 
 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
Groenewald 
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Widmung von Straßen 
 
Gem. § 6 Abs. 2 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfahlen (StrWG NW) vom 23. September 1995 
(GV. NRW. S. 1028) in der jeweils gültigen Fassung wird die nachstehend aufgeführte Verkehrsfläche (Fuß- und Radweg) mit 
der Nennung der Funktion im Sinne des § 3 Abs. 4 StrWG NW dem  öffentlichen Verkehr gewidmet. 
  

Bendmannstraße als Gemeindestraße  

 
Die gewidmete Straße befindet sich in der Gemarkung Kapellen, 
Flur 10, Flurstücke:  561,618,424 
Flur 11, Flurstücke : 3056, 1305,1304,1303,1302,242,1299 und 1296 
 
Hiermit wird die Widmung gemäß § 6 Abs.2 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NW) 
öffentlich bekannt gemacht. Diese Widmungsverfügung gilt am Tage nach der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Stadt Moers als bekannt gegeben (§ 41 Abs. 4 S. 4 VwVfG NRW). 
 
Rechtsmittelbelehrung: 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Verwaltungsgericht Düsseldorf Kla-
ge erhoben werden. Die Klage beim Verwaltungsgericht kann schriftlich, zur Niederschrift des Urkundenbeamten der Ge-
schäftsstelle oder in elektronischer Form nach Maßgabe der Elektronischen Rechtsverkehrsverordnung Verwaltungs- und 
Finanzgerichte – ERVVO VG/FG – vom 23.11.2005 (GV.NRW S. 926; SGV.NRW 320)  erhoben werden. 
 
Hinweise: 
 
1. Diese Widmungsverfügung (Allgemeinverfügung gemäß § 35 S. 2 VwVfG NRW) und Pläne, aus denen die genaue Lage 

und Ausdehnung der betreffenden Verkehrsflächen – insbesondere der Teilbereiche –ersichtlich sind, können beim 
Fachbereich Tiefbau und Verkehr, Fachdienst Verwaltung der Stadt Moers, Rathaus Moers, Zimmer 1.042, Rathausplatz 
1, 47441 Moers, während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden. 

2. Die Widmung wird mit Fristablauf oder Erschöpfung der Rechtsmittel bestandskräftig. 
 
Moers, den 14.11.2012 
 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
Groenewald 
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Widmung von Straßen 
 
Gem. § 6 Abs. 2 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfahlen (StrWG NW) vom 23. September 1995 
(GV. NRW. S. 1028) in der jeweils gültigen Fassung wird die nachstehend aufgeführte Verkehrsfläche (Gemeindestraße) mit 
der Nennung der Funktion im Sinne des § 3 Abs. 4 StrWG NW dem  öffentlichen Verkehr als Gemeindestraße gewidmet. 
  

Schwarzer Weg 

 
Die gewidmete Straße befindet sich in der Gemarkung Kapellen,  Flur 2, Flurstücke:  2513 ,982. 
 
Hiermit wird die Widmung gemäß § 6 Abs. 2 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NW) 
öffentlich bekannt gemacht. Diese Widmungsverfügung gilt am Tage nach der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Stadt Moers als bekannt gegeben (§ 41 Abs. 4 S. 4 VwVfG NRW). 
 
 
Rechtsmittelbelehrung: 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Verwaltungsgericht Düsseldorf Kla-
ge erhoben werden. Die Klage beim Verwaltungsgericht kann schriftlich, zur Niederschrift des Urkundenbeamten der Ge-
schäftsstelle oder in elektronischer Form nach Maßgabe der Elektronischen Rechtsverkehrsverordnung Verwaltungs- und 
Finanzgerichte – ERVVO VG/FG – vom 23.11.2005 (GV.NRW S. 926; SGV.NRW 320)  erhoben werden. 
 
Hinweise: 
 
1. Diese Widmungsverfügung (Allgemeinverfügung gemäß § 35 S. 2 VwVfG NRW) und Pläne, aus denen die genaue Lage 

und Ausdehnung der betreffenden Verkehrsflächen – insbesondere der Teilbereiche –ersichtlich sind, können beim 
Fachbereich Tiefbau und Verkehr, Fachdienst Verwaltung der Stadt Moers, Rathaus, Zimmer 1.042, Rathausplatz 1, 
47441 Moers, während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden . 

2 Die Widmung wird mit Fristablauf oder Erschöpfung der Rechtsmittel bestandskräftig. 
  
Moers, den 29.11.2012 
 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
Groenewald 
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Bekanntmachung der Stadt Moers 
 

Übergang zu weiterführenden Schulen für das Schuljahr 2013/2014 
 
Die Anmeldung zur Aufnahme in die 5. Klassen 
 
DER HAUPTSCHULE, 
DER REALSCHULE, 
DER GESAMTSCHULEN UND 
DER GYMNASIEN 
 
sowie der gymnasialen Oberstufe der Gymnasien und der Gesamtschulen findet dezentral statt. 
 
Das Anmeldeverfahren der weiterführenden Schulen wird für die Klassen 5 und für die  
gymnasialen Oberstufe an folgenden Tagen durchgeführt: 
 
 
HAUPTSCHULE 
 
VOM 04. FEBRUAR 2013 – 06. FEBRUAR 2013 VON 09.00 UHR – 12.00 UHR 
 UND 15.00 UHR – 17.00 UHR 
 
REALSCHULE 
 
VOM 04. FEBRUAR 2013 – 06. FEBRUAR 2013 VON 09.00 UHR – 12.00 UHR 
 UND 15.00 UHR – 17.00 UHR 
 
GYMNASIEN 
 
VOM 04. FEBRUAR 2013 –  06. FEBRUAR 2013 VON 12.00 UHR – 18.00 UHR 
 
 
Aufgrund einer Absprache der Leiterinnen und Leiter der Gymnasien werden Aufnahmeanträge von 
Haupt- und Realschulabsolventen, die ihre Schullaufbahn in der gymnasialen Oberstufe am Gymnasium  
fortsetzen wollen, am Grafschafter Gymnasium und am Gymnasium Rheinkamp entgegengenommen. 
 
 
GESAMTSCHULEN 
 
VOM 04. FEBRUAR 2013 – 06. FEBRUAR 2013 VON 09.00 UHR – 16.00 UHR 
 
Das Anmeldeverfahren für die gymnasiale Oberstufe an der Geschwister-Scholl-Gesamtschule, der Anne- 
Frank-Gesamtschule und der Hermann-Runge-Gesamtschule findet ebenfalls in diesem Zeitraum statt. 
 
Ein ausführliches Informationsschreiben erhalten die Eltern der Schülerinnen und Schüler der betreffenden  
Jahrgänge durch die zur Zeit besuchte Schule. 
 
Moers, im Dezember 2012 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
Rötters 
Erster Beigeordneter  
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Satzung 
über die Erhebung der Elternbeiträge für den Bereich der Kindertagesbetreuung 

(Kindertageseinrichtungen, Offene Ganztagsschule im Primarbereich und Kindertagespflege) 
der Stadt Moers (EBS) 

in der Fassung vom 30.11.2012 
 

Der Rat der Stadt Moers hat am 21.11.2012 aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein - West-
falen ( GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 18.09.2012 (GV NRW S. 436), der §§ 22 bis 24 und 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch VIII  - Kinder und Jugend-
hilfe - (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juni 1990, BGBl. I S. 1163) in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 
2012 (BGBl. I S. 2022), der §§ 5 und 23 des Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von Kindern - Kinderbildungsgesetz 
- vom 30.10.2007 (GV NRW S. 462), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25.07.2011 (GV NRW S. 385) und der 
Nr. 8 des Runderlasses des Ministeriums für Schule und Weiterbildung vom 23.12.2010 folgende Satzung beschlossen: 

 
 

§ 1 
Betreuungsangebote für Kinder 

 
(1) Die Stadt Moers und die freien Träger richten zur Betreuung von Kindern von 1 Jahr  bis zum Beginn der Schulpflicht 
Kindertageseinrichtungen ein.  
 
(2) Die Stadt Moers richtet zur Betreuung von Schulkindern “Offene Ganztagsschulen im Primarbereich“ ein (§ 5 KiBiz).  
 
(3) Die Stadt Moers schafft ein Angebot zur Vermittlung von Kindern zu geeigneten Tagespflegepersonen (§ 4 KiBiz).  
 

§ 2 
Träger der Kindertageseinrichtungen 

 
(1) Träger der Kindertageseinrichtungen sind die in § 6 KiBiz genannten Organisationen. 
 
(2) Die Aufnahmebedingungen werden durch die jeweiligen Träger der Einrichtungen geregelt.  
 

§ 3 
Offene Ganztagsschule im Primarbereich 

 
(1) Die Offene Ganztagsschule im Primarbereich gem. § 5 Abs. 2 KiBiz bietet zusätzlich zum planmäßigen Unterricht an den 
Unterrichtstagen, an unterrichtsfreien Tagen (außer an Samstagen, Sonn- und Feiertagen) und bei Bedarf in den Ferien An-
gebote außerhalb der Unterrichtszeit (außerunterrichtliche Angebote) an. Der Zeitrahmen erstreckt sich unter Einschluss 
der allgemeinen Unterrichtszeit in der Regel an allen Unterrichtstagen von spätestens 8 Uhr bis 16 Uhr, bei Bedarf auch 
länger, mindestens aber bis 15 Uhr.  
 
(2) An den außerunterrichtlichen Angeboten der Offenen Ganztagsschule im Primarbereich können nur Schulkinder der 
Schulen teilnehmen, an denen dieses Angebot besteht.  
 
(3) Die Aufnahme der Kinder erfolgt ausschließlich im Rahmen der bestehenden Kapazitäten. Ein Anspruch auf Aufnahme 
darüber hinaus besteht nicht. Über die Aufnahme entscheidet die Schulleitung.  
 
(4) Die Teilnahme am Offenen Ganztag verpflichtet zugleich zur Teilnahme an der Mittagsverpflegung.  
 
(5) Diese Regelung gilt für alle Grundschulen. 
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(6)  Die außerunterrichtlichen Angebote der Offenen Ganztagsschule im Primarbereich gelten als schulische Veranstaltun-
gen.  
 

§ 4 
Kindertagespflege 

 
(1) Gemäß § 23 SGB VIII und § 4 KiBiz umfasst die Förderung in Kindertagespflege die Vermittlung des Kindes zu einer ge-
eigneten Tagespflegeperson, soweit diese nicht von der erziehungsberechtigten Person nachgewiesen wird, deren fachliche 
Beratung, Begleitung und weitere Qualifizierung sowie die Gewährung einer laufenden Geldleistung an die Tagespflegeper-
son.  
 
(2) Näheres regeln die Richtlinien der Stadt Moers zur Förderung von Kindern in Kindertagespflege.  
 

§ 5 
Rechte und Pflichten 

 
(1) Rechte und Pflichten nach dieser Satzung berechtigen oder verpflichten die Eltern des Kindes als Erziehungsberechtigte 
oder diesen rechtlich gleichgestellte Personen, mit denen das Kind zusammenlebt.  
 
(2) Lebt das Kind mit nur einem Elternteil zusammen, so tritt dieser im Rahmen dieser Satzung an die Stelle der Eltern. 
 
(3) Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nach § 32 Einkommensteuergesetz ge-
währt oder Kindergeld gezahlt, treten diese Personen an die Stelle der Eltern.  
 
(4) Sind die Eltern des Kindes nicht erziehungsberechtigt, tritt die erziehungsberechtigte Person an die Stelle der Eltern.  
 

§ 6 
Anmeldung, Abmeldung, Ausschluss 

 
(1) Die An- oder Abmeldung des Kindes zur Teilnahme an den Betreuungsangeboten hat von den Eltern schriftlich zu erfol-
gen.  
 
Die An- oder Abmeldung ist zu richten:  
 
a) für die Kindertageseinrichtung: an die jeweilige Einrichtung oder den Träger der jeweiligen Einrichtung  
 
b) für die Offene Ganztagsschule: an die Schulleitung der jeweiligen Schule  
 
c) für die Tagespflege: an die jeweilige Fachkraft für Kindertagespflege in den Sozialraumteams  der Stadt Moers.  
 
 
(2) Kindertageseinrichtung  
Die Anmeldung, Abmeldung und der Ausschluss vom Besuch der Tageseinrichtung wird durch die jeweiligen Träger der Ein-
richtungen geregelt.  
 
Der Beitragszeitraum richtet sich nach § 7 der Satzung.  
 
Für die letzten 3 Monate vor dem Ende des Kindergartenjahres ist eine Kündigung grundsätzlich nicht möglich.  
 
(3) Offene Ganztagsschule  
Die Anmeldung, Abmeldung und der Ausschluss vom Besuch der Offenen Ganztagsschule im Primarbereich wird durch die 
Richtlinien für die Offene Ganztagsschule geregelt. 
 
Der Beitragszeitraum richtet sich nach § 7 der Satzung.  
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(4) Kindertagespflege  
Die Vermittlung, Abmeldung und das Verfahren regeln die Richtlinien der Stadt Moers zur Förderung von Kindern in Tages-
pflege.  
 
 

§ 7 
Beitragspflicht 

 
(1) Die Eltern haben für den Besuch der Kindertageseinrichtung, für die Teilnahme des Kindes an den außerunterrichtli-
chen Angeboten der Offenen Ganztagsschule im Primarbereich und der Inanspruchnahme von Kindertagespflege entspre-
chend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit einen monatlichen öffentlich-rechtlichen Elternbeitrag zu den Jahresbe-
triebskosten zu entrichten.  
 
(2) Der Elternbeitrag wird von der Stadt Moers erhoben und mit schriftlichem Beitragsbescheid geltend gemacht. 
 
(3) Kindertageseinrichtung  
Die Beitragspflicht für die Kindertageseinrichtung richtet sich nach § 90 Abs. 1 SGB VIII in Verbindung mit § 23 KiBiz. Sie 
beginnt mit dem 1. des Monats, in dem der Betreuungsplatz dem Kind zur Verfügung steht. Beitragspflicht und Beitragshö-
he werden durch die Schließungszeiten der Kindertageseinrichtung nicht berührt. Sie bestehen unabhängig von der tat-
sächlichen Nutzung und grundsätzlich solange der Platz vorgehalten wird.  
 
Die Beiträge werden als volle Monatsbeiträge erhoben. 
 
Beitragszeitraum ist das gesetzliche Kindergartenjahr; dieses entspricht dem gesetzlichen Schuljahr.  
 
(4) Offene Ganztagsschule  
Die Beitragspflicht für die Teilnahme am Besuch der Offenen Ganztagsschule richtet sich nach § 5 KiBiz. Sie beginnt mit 
dem 1. des Monats, in dem der Betreuungsplatz dem Kind zur Verfügung steht. Beitragspflicht und Beitragshöhe werden 
durch die Schließungszeiten des Offenen Ganztagsangebotes nicht berührt. Sie bestehen unabhängig von der tatsächlichen 
Nutzung und grundsätzlich solange der Platz vorgehalten wird.  
 
Die Beiträge werden als volle Monatsbeiträge erhoben. 
 
Beitragszeitraum ist das gesetzliche Schuljahr. 
 
(5) Kindertagespflege  
Die Beitragspflicht für die Kindertagespflege richtet sich nach § 90 Abs. 1 SGB VIII in Verbindung mit § 23 KiBiz. 
Von der Stadt Moers wird ein öffentlich-rechtlicher Beitrag erhoben. 
 
(6) Allgemeine Regelungen  
Wird ein Kind im laufenden Kindergartenjahr/Schuljahr aufgenommen oder verlässt es im laufenden Kindergarten-
jahr/Schuljahr die Einrichtung, ist der Elternbeitrag ab Beginn des Aufnahmemonats bzw. bis zum Ende des Abmeldemonats 
zu zahlen.  
 
Beitragspflichtig zu den Kosten der Kindertageseinrichtung, der Offenen Ganztagsschule im Primarbereich und der Kinder-
tagespflege sind die Eltern des Kindes oder die ihnen nach dieser Satzung gleichgestellten Personen als Gesamtschuldner.  
 

§ 8 
Elternbeitrag 

 
(1) Die Höhe des Elternbeitrages ergibt sich aus den Anlagen 1 und 2 zu dieser Satzung, die Bestandteil der Satzung sind. 
Eine Mittagsverpflegung wird mit dem Elternbeitrag für die Kindertageseinrichtung und die Offene Ganztagsschule nicht 
abgegolten (s. §§ 10 und 11 der Satzung).  
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(2) Zur Erhebung des Elternbeitrages sind der Stadt Moers Name und Vorname des Kindes, Namen, Vornamen und Anschrif-
ten der Eltern oder der ihnen nach dieser Satzung gleichgestellten Personen, Geburtsdaten, Geschlecht, Staatsangehörig-
keit, bei Kindertageseinrichtungen die Betreuungszeiten, Familiensprache sowie die Aufnahme- und Abmeldedaten der 
Kinder mitzuteilen. Der Träger hat die Eltern auf diese Mitteilungspflichten hinzuweisen.  
 
(3) Bei der Aufnahme und danach auf Verlangen haben die Erziehungsberechtigten der Stadt Moers schriftlich anzugeben 
und nachzuweisen, welche Einkommensgruppe gemäß den Anlagen nach Absatz 1 ihrem Elternbeitrag zugrunde zu legen 
ist.  
 
(4) Änderungen der Einkommensverhältnisse, der persönlichen Verhältnisse oder der Betreuungszeiten, die zur Zugrundele-
gung einer anderen Einkommensgruppe und damit zu einem anderen Elternbeitrag führen können, sind der Stadt Moers 
unverzüglich mitzuteilen.  
 
(5) Ohne Angaben zur Einkommenshöhe und ohne Vorlage der geforderten Einkommensnachweise ist der höchste Eltern-
beitrag zu zahlen.  
 
(6) Unabhängig von den genannten Auskunfts- und Anzeigepflichten ist die Stadt Moers berechtigt, die persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse der Beitragspflichtigen jährlich zu überprüfen.  
 
(7) Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positiven Einkünfte der Eltern im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des 
Einkommensteuergesetzes. Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammen ver-
anlagten Ehegatten ist nicht zulässig. Dem Einkommen sind steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen, die zur Deckung 
des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen für die Eltern und das Kind, für das der Elternbeitrag gezahlt 
wird, sowie Elterngeld über EURO 300,00  hinzuzurechnen.  
 
Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und entsprechender Vorschriften ist nicht hinzuzurechnen.  
 
Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungsverhältnis oder auf Grund der Ausübung eines Mandats und steht 
ihm auf Grund dessen für den Fall des Ausscheidens eine lebenslängliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung 
zu oder ist er in der gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem nach diesem Absatz ermittelten Ein-
kommen ein Betrag von 10 v. H. der Einkünfte aus diesem Beschäftigungsverhältnis oder auf Grund der Ausübung eines 
Mandats hinzuzurechnen.  
 
Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Abs. 6 Einkommensteuergesetz zu gewährenden Freibeträge von 
dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen abzuziehen.  
 
Bei Geburt eines weiteren Kindes wird der Freibetrag ab dem Geburtsmonat berücksichtigt.  
 
(8) Bei der erstmaligen Einkommensermittlung bzw. bei einer Aktualisierung des Einkommens ist das prognostizierte vor-
aussichtlich auf Dauer erzielte Einkommen für das gesamte laufende Kalenderjahr maßgebend. Alternativ ist zunächst das 
Einkommen des Kalendervorjahres zugrunde zu legen.  
 
Bei einer nachträglichen Einkommensüberprüfung werden die tatsächlichen Jahreseinkünfte im Jahr der Beitragspflicht 
zugrunde gelegt.  
 
Der Elternbeitrag ist im Falle einer Trennung der Eltern ab dem darauffolgenden Kalendermonat neu festzusetzen.  
 
(9) Im Falle des § 5 Abs. 3 (Pflegekinder) ist ein Elternbeitrag zu zahlen, der sich nach der Beitragsstufe 1 richtet.  
 
(10) Der Elternbeitrag ist, soweit der Bescheid nichts anderes bestimmt, zum 1. jeden Monats im Voraus fällig.  
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§ 9 
Befreiungen und Ermäßigungen 

 
(1) Die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege durch Kinder, die am 1. Au-
gust des Folgejahres schulpflichtig werden, ist in dem Kindergartenjahr, das der Einschulung vorausgeht, beitragsfrei. 
 
(1a) Abweichend von Absatz 1 ist für Kinder, die ab dem Schuljahr 2012/2013 vorzeitig in die Schule aufgenommen wer-
den, die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege ab dem der verbindlichen 
Anmeldung zum 15. November folgenden Monat für maximal 12 Monate beitragsfrei.  
 
Die erfolgte verbindliche Anmeldung ist der Stadt Moers durch eine schriftliche Bestätigung der Schule  nachzuweisen. 
 
(2) Besuchen mehr als ein Kind einer Familie / pro Beitragspflichtigen gleichzeitig ein Angebot der Offenen Ganztagsschule 
im Primarbereich, eine Kindertageseinrichtung auf dem Gebiet der Stadt Moers oder nehmen Kindertagespflege in An-
spruch, so entfallen die Elternbeiträge für das zweite und jedes weitere Kind.  
 
Diese Befreiung von der Beitragspflicht gilt nicht, wenn ein Geschwisterkind nach Abs. 1 oder 1 a befreit ist. In diesem Fall 
wird das zweite Kind, bei mehreren Geschwisterkindern ein weiteres Kind beitragspflichtig.    
 
Ergeben sich ohne die Beitragsbefreiung unterschiedlich hohe Beiträge, so ist der höhere Beitrag zu zahlen.  
 
(3) Auf Antrag kann ein Elternbeitrag ganz oder teilweise erlassen oder vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe übernom-
men werden, wenn die Belastung den Eltern nach § 90 Abs. 3 und 4 SGB VIII nicht zuzumuten ist.  
 
 

§ 10 
Essensgeld 

 
(1) In den Kindertageseinrichtungen und in den Offenen Ganztagsschulen im Primarbereich besteht für die Kinder die Mög-
lichkeit an der Mittagsmahlzeit teilzunehmen. Dazu ist zwischen dem jeweiligen Träger und den Eltern eine privat-
rechtliche Vereinbarung abzuschließen. Der Träger kann von den Eltern ein Entgelt (Essensgeld) für das Mittagessen ver-
langen (§ 23 Abs. 3 KiBiz und Runderlass MSW NRW).  
 
(2) Die Stadt Moers erhebt das Essensgeld gem. Anlage 3 der Satzung  
 
 • für die Städtischen Kindertageseinrichtungen  
 • für die städtischen Offenen Ganztagsschulen im Primarbereich und  
 • für die Kindertageseinrichtungen freier Träger oder Offenen Ganztagsschulen der Maßnahmeträger,  
soweit diese der Stadt Moers die Erhebung des Essensgeldes übertragen.  
  
(3) Von den in der Anlage 3 der Satzung festgelegten Entgelten für das Mittagsessen in den Kindertageseinrichtungen und 
Offenen Ganztagsschulen im Primarbereich kann im Einzelfall auf Antrag durch Beschluss des Rates der Stadt Moers abge-
wichen werden.  
Abweichungen sind möglich z. B. für soziale Brennpunkte.  
 

§ 11 
Essensgeldermäßigung/-erlass 

 
(1) Für den Bereich der Offenen Ganztagsschule im Primarbereich gilt eine Essensgeldbefreiung für Geschwisterkinder. El-
tern mit einem Jahreseinkommen aus den Beitragsstufen 1, 2 und 3, die Essensgeldbeträge für mehrere Kinder zahlen, wird 
das Essensgeld ab dem zweiten Kind erlassen.  
 
(2) Die Ermäßigung des Essensgeldes geht nicht zu Lasten der Träger. 
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§ 12 
Inkrafttreten/Außerkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für den Be-
reich der Kindertagesbetreuung (Kindertageseinrichtungen, Offene Ganztagsschulen im Primarbereich und Tagespflege) der 
Stadt Moers vom 02.11.2011 in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.11.2011 außer Kraft.  
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vom Rat der Stadt Moers am 21.11.2012 beschlossene Satzung über die Erhebung der Elternbeiträge für den Bereich 
der Kindertagesbetreuung (Kindertageseinrichtungen, Offene Ganztagsschule im Primarbereich und Kindertagespflege) der 
Stadt Moers (EBS) 
 
wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.  
 
Es wird auf § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen hingewiesen: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Be-
stimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht wer-
den, es sei denn,  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß  
 öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
 schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Moers, den 30.11.2012 
 
Ballhaus 
Bürgermeister 
 
 
 
Anlagen zu §§ 7, 8 und 10 der Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für Kindertageseinrichtungen nach dem KiBiz 
und im Rahmen der Offenen Ganztagsschule im Primarbereich sowie für die Betreuung in Kindertagespflege der Stadt 
Moers sowie für die Erhebung von Essensgeld für Kindertageseinrichtungen und Offenen Ganztagsschulen 
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Es gelten die folgende Beitragstabellen:  
 
Anlage 1  
Beitragstabelle Elternbeiträge in Kindertageseinrichtungen (KiBiz) und Offenen Ganztagsschulen im Primarbereich 

 

Beitrags 
-stufe 

Jahres-
einkommen bis 

Kinder im Alter von unter 3 Jahren 
Kinder im Alter von 3 Jahren und 

älter 
OGATA 

    25 Std. 35 Std. 45 Std. 25 Std. 35 Std. 45 Std.   

0 15.000,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

1 25.000,00 € 44,00 €  57,00 € 75,00 € 26,00 € 29,50 €  48,00 €  18,50 € 

2 30.000,00 € 80,00 €  97,00 € 140,00 € 44,00 € 48,50 €  82,00 €  31,00 € 

3 37.000,00 € 116,00 €  137,00 € 160,00 € 50,00 € 51,00 €  87,00 €  41,00 € 

4 50.000,00 € 152,00 €  177,00 € 235,00 € 72,00 € 82,00 €  135,00 €  61,00 € 

5 61.000,00 € 188,00 €  217,00 € 335,00 € 115,00 € 132,00 €  215,00 €  100,00 € 

6 70.000,00 € 235,20 €  269,90 € 399,00 € 160,70 € 182,70 €  304,50 €  115,00 € 

7 80.000,00 € 273,00 €  311,90 € 430,50 € 180,60 € 204,80 €  325,50 €  125,00 € 

8 100.000,00 € 310,80 €  353,90 € 462,00 € 199,50 € 225,80 €  357,00 €  135,00 € 

9 über 100.000,00 € 365,20 €  414,70 € 517,00 € 225,50 € 258,50 €  407,00 €  150,00 € 
 

Der Elternbeitrag für die Hortplätze entspricht dem Beitrag für Kinder im Alter von 3 Jahren und älter in einer 35 Stunden 
Betreuung. 
 
Anlage 2  
Beitragstabelle Kindertagespflege 

 

Betreuungsstunden pro Woche Bei-
trags-
stufe 

Ein- 
kommen  

bis 
bis 
10 

11 bis 
15 

16 bis 
20 

21 bis 
25 

26 bis 
30 

31 bis 
35 

36 bis 
40 

41 bis 
45 

über 
45 

0 15.000 €  0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
1 25.000 €  8,00 €  15,30 €  22,60 € 29,90 € 37,20 € 44,50 € 53,75 €  63,00 € 72,25 € 
2 30.000 €  10,50 €  19,90 €  31,30 € 42,70 € 54,10 € 65,50 € 81,25 €  97,00 € 112,75 € 
3 37.000 €  13,00 €  24,40 €  35,80 € 47,20 € 58,60 € 70,00 € 99,50 €  129,00 € 158,50 € 
4 50.000 €  21,00 €  36,20 €  51,40 € 66,60 € 81,80 € 97,00 € 128,00 €  159,00 € 190,00 € 
5 61.000 €  32,00 €  55,00 €  78,00 € 101,00 € 124,00 € 147,00 € 196,50 €  246,00 € 295,50 € 
6 70.000 €  44,10 €  75,00 €  105,80 € 136,70 € 167,60 € 198,50 € 267,20 €  336,00 € 404,80 € 
7 80.000 €  54,60 €  87,80 €  121,00 € 154,10 € 187,30 € 220,50 € 297,20 €  373,80 € 450,50 € 
8 100.000 €  65,10 €  100,40 €  135,70 € 170,90 € 206,20 € 241,50 € 326,00 €  410,60 € 488,30 € 

9 ü. 100.000 € 79,20 €  118,40 €  157,50 € 196,70 € 235,80 € 275,00 € 371,80 €  468,60 € 511,50 € 
 

Anlage 3  
Essensgeld  
 
Das Essensgeld beträgt für die Kindertageseinrichtungen gem. § 10 der Satzung ab dem 01.08.2008 EURO 49,00. 
 
Das Essensgeld beträgt ab dem 01.08.2009 für die Offenen Ganztagsschulen im Primarbereich gem. § 10 der Satzung je 
Monat EURO 54,00 jeweils für ein Schuljahr (01.08. – 31.07.). 
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Bekanntmachung der Stadt Moers 
 

Archäologische Prospektion auf Ackerflächen (Oberflächenbegehung) 
 
  
Die Stadt Moers führt zurzeit das Verfahren für die Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes durch. Im Rahmen der Betei-
ligung Träger öffentlicher Belange wurde der Landschaftsverband Rheinland (LVR) – Amt für Bodendenkmalpflege um Stel-
lungnahme gebeten. Dieser hält auf nachfolgend näher gekennzeichneten Flächen      (s. räumliche Geltungsbereiche) eine 
archäologische Grunderfassung (Oberflächenbegehung) für erforderlich. Für diese Flächen sieht der Vorentwurf des Flä-
chennutzungsplanes der Stadt Moers eine zukünftige Wohnbauentwicklung vor. Diese bedeutet stets Eingriffe in archäolo-
gische, den Fachämtern nicht selten unbekannte Substanz und ihre endgültige Zerstörung. 
 
Das Denkmalschutzgesetz NRW zielt darauf ab, alle Denkmäler, die für die Geschichte des Menschen, für Städte und Sied-
lungen, für die Entwicklung der Arbeits- und Produktionsverhältnisse von Bedeutung sind und für deren Erhaltung und Nut-
zung künstlerische, wissenschaftliche, volkskundliche oder städtebauliche Gründe vorliegen, im öffentlichen Interesse auf 
Dauer zu schützen. Dazu zählen auch Bodendenkmäler. Oft sind diese Bodendenkmäler die einzigen Zeugnisse einer längst 
vergangenen Epoche, oft erhellen nur noch sie allein politische, gesellschaftliche, wirtschaftliche und kulturelle Entwick-
lungen, Vorgänge und Verhältnisse in der Vergangenheit. Bodendenkmäler sollen und können im Widerstreit mit anderen 
öffentlichen und privaten Interessen meist jedoch nicht auf Dauer erhalten, sondern vor ihrer endgültigen Zerstörung nur 
so gut wie möglich wissenschaftlich untersucht, dokumentiert und gegebenenfalls geborgen werden. Im Interesse der 
Grundstückseigentümer hat das Denkmalschutzgesetz NRW hierfür enge zeitliche Fristen gesetzt. 
 
Die systematische zerstörungsfreie Suche nach archäologischen Relikten wird Prospektion genannt. Prospektion zielt dar-
auf ab, schützenswerte archäologische Plätze zu orten bzw. abzugrenzen und sie auf ihre Erhaltung und Denkmalqualität zu 
überprüfen, um sie vor einer Zerstörung zu schützen und langfristig für die Nachwelt zu erhalten. Die Oberflächenbegehung 
verbunden mit lagegetreuer Einmessung der Funde ist die gängige Vorgehensweise auf ackerbaulich genutzten Flächen. 
Sie beruht darauf, dass beim Pflügen der Felder in Befunde eingegriffen wird und hochgepflügtes Fundmaterial (z.B. Steine, 
Ziegelfragmente, Gefäßscherben) oberflächlich zu Tage tritt. 
 
Der LVR – Amt für Bodendenkmalpflege wird eine archäologische Prospektion auf den Ackerflächen im Bereich der ge-
kennzeichneten Flächen vornehmen. Die Prospektion beinhaltet eine einmalige Feldbegehung durch mehrere Mitarbeiter in 
den Monaten Dezember bis April. Es wird hierbei kein Flurschaden entstehen. Eigentümer und Nutzungsberechtigte von 
Grundstücken werden gebeten, den mit den Vorarbeiten beauftragten Personen Zutritt zu den Flächen zu gewähren. Fragen 
werden gerne von Frau Schneider (elisabeth.schneider@lvr.de; 0228-9834-154) beantwortet. 
 
 
 
 
Räumliche Geltungsbereiche: 
 
Gemarkung Schwafheim, Flur 2  
Der Geltungsbereich umfasst ganz oder teilweise die Flurstücke Nrn. 148, 150, 152, 155, 157, 159, 162, 163, 195, 197, 200, 
201, 202, 203, 204, 205, 206, 423, 675, 906, 1545, 1573, 1728, 1729, 1730, 1731, 2061, 2209, 2432, 2433, 2434, 2435, 2441, 
2442, 2484, 2485 und 2566.  
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Die genaue Geltungsbereichsgrenze geht aus dem nachfolgend abgedruckten Kartenausschnitt hervor. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemarkung Kapellen, Flur 9 
Der Geltungsbereich umfasst ganz oder teilweise  die Flurstücke Nrn. 563, 564, 892, 902, 942 und 944. 
 
Die genaue Geltungsbereichsgrenze geht aus dem nachfolgend abgedruckten Kartenausschnitt hervor. 
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Gemarkung Kapellen, Flur 11 
Der Geltungsbereich umfasst ganz oder teilweise  die Flurstücke Nrn. 50, 52, 57, 58, 1334 und 1335. 
 
Gemarkung Kapellen, Flur 12 
Der Geltungsbereich umfasst ganz oder teilweise  die Flurstücke Nrn. 106, 325, 525 und 543.  
Die genaue Geltungsbereichsgrenze geht aus dem nachfolgend abgedruckten Kartenausschnitt hervor. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemarkung Kapellen, Flur 2 
Der Geltungsbereich umfasst ganz oder teilweise die Flurstücke Nrn. 505, 574 und 749. 
 Die genaue Geltungsbereichsgrenze geht aus dem nachfolgend abgedruckten Kartenausschnitt hervor. 
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Moers, den 07.12.2012 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
Hormes 
Technischer Beigeordneter 
 
 
 
 
 
 

Öffentliche Zustellung 
(Benachrichtigung gemäß § 10 Abs. 2 des Verwaltungszustellungsgesetzes) 

 
Der Ablehnungsbescheid des Bürgermeisters der Stadt Moers vom 06.12.2012, Aktenzeichen 4.2.1 - AKSP für Herrn Günther 
Deutzmann, zuletzt wohnhaft Alsstr. 106, 41063 Mönchengladbach kann nicht zugestellt werden, da der Aufenthalt der 
vorgenannten Person unbekannt ist. 
 
Der Bescheid wird im Wege der öffentlichen Zustellung zugestellt Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landeszustellungsgesetz - LZG NRW) vom 7. März 2006 (GV. NRW. S. 94). 
 
Das Schriftstück kann bei der Stadtverwaltung Moers, Bürgerservice, Rathausplatz 1, 47441 Moers, Zimmer E.100 eingese-
hen werden. 
 
Durch diese öffentliche Zustellung wird eine Frist – Klagefrist nach § 74 Verwaltungsgerichtsordnung – in Gang gesetzt 
nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Bekanntmachung zwei Wochen vergangen sind. 
 
Moers, den 06.12.2012 
 
Stadt Moers 
In Vertretung 
zum Kolk 
Beigeordnete 
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Bekanntmachung der Stadt Moers 
 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Klever Straße / Baerler Straße“ der Stadt Moers 
 

Einleitung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanverfahrens „Klever Straße / Baerler Straße“ 
und Durchführung einer frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (1) BauGB 

 
I. Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Planen und Umwelt der Stadt Moers hat in seiner Sitzung am 31.10.2012 für den 

nachstehend aufgeführten räumlichen Geltungsbereich beschlossen: 
 

- die Einleitung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Klever Straße / Baerler Straße“ der Stadt Moers gemäß 
§ 12 BauGB i.V.m. § 2 (1) BauGB sowie  § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) 

- die Durchführung einer frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (1) BauGB für einen Zeitraum von  
 3 Wochen im Fachbereich Stadtplanung und Grünflächen. 
 
Wesentliches Ziel des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen 
zur Errichtung eines Drive-In-Schnellrestaurants mit Außengastronomie und dazugehörigen Stellplätzen. 
 
Die vorstehenden Beschlüsse werden hiermit gemäß § 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. 
Hiermit wird auch bekannt gemacht, dass der Bebauungsplan gemäß § 13a (3) BauGB im beschleunigten Verfahren ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB aufgestellt wird.  
 
Räumlicher Geltungsbereich: 
 
Gemarkung Moers, Flur 2, Flurstück 110. 
Die geometrisch eindeutige Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs geht aus dem nachfolgend abgedruckten Katas-
terausschnitt hervor. 
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II.  Die öffentliche Unterrichtung und Erörterung findet für 3 Wochen in der Zeit vom  
 

03.01.2013 bis einschließlich 24.01.2013 
 
im Fachbereich Stadtplanung und Grünflächen der Stadt Moers, Rathaus, Zimmer 2.019, Rathausplatz 1, 47441 Moers wäh-
rend der Dienststunden, und zwar 
 
 
montags bis mittwochs 8.00 - 12.00 Uhr 13.00 - 16.00 Uhr 
donnerstags 8.00 - 12.00 Uhr 13.00 - 17.00 Uhr 
freitags 8.00 - 12.00 Uhr 
 
statt. Es besteht die Gelegenheit, die Planung dort einzusehen bzw. mit fachkundigen Vertretern des Fachbereichs Ziele,  
Zwecke und Auswirkungen der Planung zu erörtern. 
 
Äußerungen dazu sind bis zum Ende der Beteiligungsfrist schriftlich einzureichen bzw. mündlich zu Protokoll zu geben. 
 
Hinweis:  
 
Informationen zu den Planungen werden ergänzend während der o. g. Frist auch im Internet unter 
www.moers.de/buergerbeteiligung zur Verfügung gestellt.  
 
Moers, den 07.12.2012 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
Hormes 
Technischer Beigeordneter 
 
 
 
 

 

http://www.moers.de/buergerbeteiligung
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Gebührensatzung zur Satzung über die Entwässerung und den Anschluss der Grundstücke an die öffentliche  

Abwasseranlage der Stadt Moers (Entwässerungsgebührensatzung) 
vom  29.11.2012 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666 SGV. NRW 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom   18.September 2012 
GV. NRW. 2011, S. 436 ), der § 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen ( 
KAG NRW ) vom 21. Oktober 1969 ( GV NRW, S. 712), zuletzt geändert durch  Artikel I  des Gesetzes vom 13.12.2011 (GV. 
NRW. S. 687) und des § 65 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW, S. 926 / SGV. NRW.77), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
16.03.2010 (GV. NRW., S. 185) hat der Rat der Stadt Moers in seiner Sitzung am 21.11.2012 die folgende Satzung beschlos-
sen:  
 
 
1. Abschnitt:  
Abwasserbeseitigungsgebühren bei Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage  
 
 

§ 1 
Finanzierung der städtischen Abwasseranlage 

 
(1) Zur Finanzierung der städtischen Abwasseranlage erhebt die Stadt Moers Abwassergebühren nach Maßgabe der nach-

folgenden Bestimmungen.  
Die Abwasserbeseitigungsanlagen (Ableitung und Reinigung) der LINEG (Linksniederrheinische Entwässerungs-
Genossenschaft) sind aufgrund einer Vereinbarung zum Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlagen gewidmet und 
damit den städtischen Abwasseranlagen gleichgestellt. 

(2) Entsprechend § 1 Abs. 2 der Entwässerungssatzung der Stadt Moers vom 09.12.2009 stellt die Stadt zum Zweck der 
Abwasserbeseitigung im Gebiet der Stadt Moers (Stadtgebiet) und zum Zweck der Verwertung oder Beseitigung der bei 
der städtischen Abwasserbeseitigung anfallenden Klärschlämme die erforderlichen Anlagen als öffentliche Einrichtung 
zur Verfügung (städtische Abwasseranlagen). Hierzu gehören der gesamte Bestand an personellen und sachlichen Mit-
teln, die für eine ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung erforderlich sind (z.B. das Kanalnetz, Kläranlagen, Regenwas-
ser-Versickerungsanlagen, Transportfahrzeuge für Klärschlamm aus Kleinkläranlagen und Inhaltstoffen von abflusslo-
sen Gruben, das für die Abwasserbeseitigung eingesetzte Personal).  

 
(3) Die städtischen Abwasseranlagen und die Abwasseranlagen der LINEG bilden eine rechtliche und wirtschaftliche Ein-

heit, die auch bei der Bemessung der Abwassergebühren zugrunde gelegt wird.  
 
 

§ 2 
Abwasserbeseitigungsgebühren 

 
(1) Für die Inanspruchnahme der Abwasseranlagen gem. § 1 erhebt die Stadt nach §§ 4 Abs. 2, 6 KAG NRW Abwasserge-

bühren (Benutzungsgebühren) zur Deckung der Kosten i.S.d. § 6 Abs. 2 KAG NRW sowie der Verbandslasten nach § 7 
KAG NRW.  

 
(2) In die Abwassergebühr wird nach § 65 LWG NRW eingerechnet:  
 - die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der Stadt (§ 65 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW)  
 - die Abwasserabgabe für die Einleitung von Niederschlagswasser (§ 65  Abs.1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 64 Abs. 1  
 Satz 2 LWG NRW),  
 -  die Abwasserabgabe, die von Abwasserverbänden auf die Stadt umgelegt wird ( § 65 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 LWG  
 NRW).  
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(3) Die Abwasserabgabe für Kleineinleiter (§ 65 Abs.1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 64 Abs.1 Satz 1 LWG NRW) wird im Rahmen der 
Gebührenerhebung nach § 11 dieser Satzung von denjenigen erhoben, die eine Kleinkläranlage betreiben, die nicht 
den Anforderungen des § 57 LWG NRW entspricht.  

 
(4) Die Abwassergebühr ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück (§ 6 Abs. 5 KAG NRW).  
 

§ 3 
Gebührenmaßstäbe 

 
(1) Die Stadt erhebt getrennte Abwassergebühren für die Beseitigung von Schmutz- und Niederschlagswasser (Sammeln, 

Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln sowie das Entwässern von Klärschlamm im Zu-
sammenhang mit der Beseitigung des Abwassers).  

 
(2) Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach dem Frischwassermaßstab (§ 4).  
 
(3) Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich auf der Grundlage der Quadratmeter der bebauten (bzw. überbauten) 

und/oder befestigten Fläche auf den angeschlossenen Grundstücken, von denen Niederschlagswasser abflusswirksam 
in die städtische Abwasseranlage gelangen kann (§ 5). 

 
 

§ 4 
Schmutzwassergebühren 

 
(1) Veranlagungszeitraum ist das Kalenderjahr. Für die Bemessung der Schmutzwassergebühr wird die für das angeschlos-

sene Grundstück aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage und aus eigenen Förder- bzw. Versorgungsanlagen 
(wie z.B. private Brunnen) während des Veranlagungszeitraum entnommenen Wassermenge (m³) zugrunde gelegt. 
Bei öffentlichem Wasserbezug entnommene Wassermenge gilt als Wasserverbrauch die vom Wasserversorgungsunter-
nehmen im Veranlagungszeitraum abgerechnete Frischwassermenge. Weicht der Zeitraum für die vom Wasserversor-
gungsunternehmen abgerechnete Frischwassermenge vom Veranlagungszeitraum ab, gilt als Wassermenge die Frisch-
wassermenge sämtlicher Rechnungen im Tarifzeitraum zusammengefasst und bei gleichem Wasserverbrauch auf die 
365 Tage des Veranlagungszeitraumes umgerechnet.  

 
(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogene Frischwassermenge  

(§ 4 Abs. 3) und die aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen) 
gewonnene Wassermenge (§ 4 Abs. 4), abzüglich der auf dem Grundstück nachweisbar verbrauchten und zurückgehal-
tenen Wassermengen, die nicht in die städtische Abwasseranlage eingeleitet werden (§ 4 Abs. 5). 

 
(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch geeichten Wasserzähler ermittelt. Bei dem aus der öf-

fentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenen Wasser gilt die mit dem Wasserzähler gemessene Wassermenge als 
Verbrauchsmenge. Hat ein Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert, so wird die Wassermenge von der Stadt 
unter Zugrundelegung des Verbrauchs des Vorjahres geschätzt.  

 
(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen) 

hat der Gebührenpflichtige den Mengennachweis durch einen auf seine Kosten eingebauten und ordnungsgemäß funk-
tionierenden, geeichten Wasserzähler zu führen. Den Nachweis über den ordnungsgemäß funktionierenden Wasserzäh-
ler obliegt dem Gebührenpflichtigen. Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau eines solchen Wasserzählers nicht zu-
mutbar, so ist die Stadt berechtigt, die aus diesen Anlagen zugeführten Wassermengen zu schätzen (z.B. auf der Grund-
lage der durch die wasserrechtliche Erlaubnis festgelegten Entnahmemengen oder auf der Grundlage der Pumpleis-
tung sowie Betriebsstunden der Wasserpumpe oder unter Berücksichtigung der statistischen Verbräuche im Stadtge-
biet).  

 Eine Schätzung erfolgt auch, wenn der Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert.  
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(5) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem Grundstück nachweisbar verbrauchten oder zurück-
gehaltenen Wassermengen abgezogen. Von dem Abzug sind Wassermengen bis zu 15 m³ jährlich ausgeschlossen. Der 
Nachweis der verbrauchten und zurückgehaltenen Wassermengen obliegt den Gebührenpflichtigen. Die Gebühren-
pflichtigen sind verpflichtet, den Nachweis der verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen durch einen auf 
ihre Kosten eingebauten ordnungsgemäß funktionierenden, geeichten Wasserzähler zu führen. Den Nachweis über den 
ordnungsgemäß funktionierenden Wasserzähler obliegt den Gebührenpflichtigen. Ist der Einbau eines Wasserzählers 
im Einzelfall nicht zumutbar, so haben die Gebührenpflichtigen den Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen zu füh-
ren, aus denen sich insbesondere ergibt, aus welchen nachvollziehbaren Gründen Wassermengen der städtischen Ab-
wassereinrichtung nicht zugeleitet werden und wie groß diese Wassermengen sind. Die nachprüfbaren Unterlagen 
müssen geeignet sein, der Stadt eine zuverlässige Schätzung der auf dem Grundstück zurückgehaltenen Wassermen-
gen zu ermöglichen. Soweit die Gebührenpflichtigen aus diesem Grund mittels eines speziellen Gutachtens den Nach-
weis erbringen wollen, haben sie die gutachterlichen Ermittlungen vom Inhalt, von der Vorgehensweise und vom zeit-
lichen Ablauf vorher mit der Stadt abzustimmen 

 
(6) Die Gebühr beträgt ab dem 01.01.2013 je  m³ Schmutzwasser jährlich 2,84 € €. 
 
(7) Bei Gebührenpflichtigen, die   in    den    Fällen des §   7  Abs. 1   KAG    von    der     Linksniederrheinischen  

Entwässerungsgenossenschaft (LINEG) für die Inanspruchnahme ihrer Einrichtungen und Anlagen oder für die von ihr 
gewährten Vorteile zu Verbandslasten oder Abgaben herangezogen werden, ermäßigt sich die Gebühr für 2013 auf 
1,40  € je m³ Schmutzwasser  

 
 

§ 5 
Niederschlagswassergebühr 

 
(1) Grundlage der Gebührenberechnung für das Niederschlagswasser ist die Quadratmeterzahl der bebauten (bzw. über-

bauten) und/oder befestigten Grundstücksfläche, von der Niederschlagswasser leitungsgebunden oder nicht leitungs-
gebunden abflusswirksam in die städtische Abwasseranlage gelangen kann. Eine nicht leitungsgebundene Zuleitung 
liegt insbesondere vor, wenn von bebauten und/oder befestigten Flächen oberirdisch aufgrund des Gefälles Nieder-
schlagswasser in die städtische Abwasseranlage gelangen kann.  

 
(2) Die bebaute bzw. überbaute und/oder befestigte Grundstücksfläche im Sinne des Absatzes 1 wird zur Berücksichtigung 

des Abflussverhaltens um einen Abschlag angepasst, der im einzelnen beträgt:  
 1. Dachbegrünung mit technischem Aufbau und Rasengittersteine 0,5  
 2.Öko-Pflaster, Porenpflaster 0,3 
 
(3) Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen werden im Wege der Befragung der Eigentümer der an-

geschlossenen Grundstücke ermittelt. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, der Stadt auf Anforderung die Quad-
ratmeterzahl der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten sowie in die öffentliche Abwasseranlage abfluss-
wirksamen Fläche auf seinem Grundstück mitzuteilen (Mitwirkungspflicht). Insbesondere ist er verpflichtet, zu einem 
von der Stadt vorgelegten Lageplan über die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten sowie abflusswirksa-
men Flächen auf seinem Grundstück Stellung zu nehmen und mitzuteilen, ob diese Flächen durch die Stadt zutreffend 
ermittelt wurden. Auf Anforderung der Stadt hat der Grundstückseigentümer einen Lageplan oder andere geeignete 
Unterlagen vorzulegen, aus denen sämtliche bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen entnommen 
werden können. Soweit erforderlich, kann die Stadt die Vorlage weiterer Unterlagen fordern. Kommt der Grundstücks-
eigentümer seiner Mitwirkungspflicht nicht nach oder liegen für ein Grundstück keine geeigneten Angaben/Unterlagen 
des Grundstückseigentümers vor, wird die bebaute (bzw. überbaute) und/oder befestigte sowie abflusswirksame Fläche 
von der Stadt geschätzt.  

 
(4) Gemäß §§ 3 und 5 dieser Satzung bemisst sich die Niederschlagswassergebühr nach Art und Größe der bebauten bzw. 

überbauten und/oder befestigten Grundstücksflächen am 01.01. eines Jahres. Ändert sich die Größe der zu veranlagen-
den bebauten und/oder befestigten Fläche, so hat der Grundstückseigentümer dies der Stadt innerhalb eines Monates 
nach Abschluss der Veränderung anzuzeigen. Für die Änderungsanzeige gilt § 5 Abs. 3 entsprechend. Die veränderte 
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Größe der bebauten und/oder befestigten Fläche wird mit dem 1. Tag des Monats berücksichtigt, nach dem die Ände-
rungsanzeige durch den Gebührenpflichtigen der Stadt zugegangen ist. 

 
(5) Die Gebühr beträgt ab dem 01.01.2013 für jeden Quadratmeter bebauter (bzw. überbauter) und/oder befestigter Fläche 

i.S.d. Abs. 1 jährlich  1,08  €. 
 
(6) Bei Gebührenpflichtigen, die in den Fällen des § 7 Abs. 1 KAG von der Linksniederrheinischen Entwässerungsgenossen-

schaft (LINEG) für die Inanspruchnahme ihrer Einrichtungen und Anlagen oder für die von ihr gewährten Vorteile zu 
Verbandslasten oder Abgaben herangezogen werden, wird die Gebühr je Quadratmeter bebauter (bzw. überbauter) 
und/oder befestigter sowie abflusswirksamer Fläche festgesetzt:  

 für 2013 auf 0,70  € je m² Fläche  
 
 

§ 6 
Beginn und Ende der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem 1. des Monats, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des An-

schlusses folgt. 
 
(2) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall des Anschlusses an die Abwasseranlage. Endet die Gebührenpflicht im 

Laufe eines Monats, so wird die Benutzungsgebühr bis zum Ablauf des Monats erhoben, in dem die Veränderung er-
folgt.  

 
(3) Für Anschlüsse, die beim Inkrafttreten dieser Satzung bereits bestehen, beginnt die Gebührenpflicht nach dieser Sat-

zung mit deren Inkrafttreten.  
 
 

§ 7 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtige sind  
 a) der Grundstückseigentümer bzw. wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, der Erbbauberechtigte, 
 b) der Nießbraucher oder derjenige, der ansonsten zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist. 
 Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner.  
 
(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Grundstückseigentümer vom Beginn des Monats an gebührenpflichtig, 

der dem Monat der Rechtsänderung folgt. Für sonstige Gebührenpflichtige gilt dies entsprechend. Eigentums- bzw. 
Nutzungswechsel hat der bisherige Gebührenpflichtige der Stadt innerhalb eines Monats nach der Rechtsänderung 
schriftlich mitzuteilen.  

 
 

§ 8 
Erhebung und Fälligkeit der Gebühr 

 
Gemäß § 3 dieser Satzung erhebt die Stadt Moers eine Schmutzwassergebühr und eine Niederschlagswassergebühr.  
 
(1) Schmutzwassergebühr  
 
 
1. Die Schmutzwassergebühren entstehen (gem. § 38 AO) am Jahresende. Die Gebühr für abgerechnete Zeiträume wird 14 

Tage nach Zugang des Bescheides fällig. 
 
 
 

 



 
 - 246 - 
 

 

Amtsblatt der Stadt Moers – Nr. 19 - 13.12.2012 
 

 

2. Es werden Vorausleistungen auf die am Ende des Veranlagungszeitraumes fälligen Gebühren erhoben.  
 Bemessungsgrundlage für die Vorausleistungen ist die für den letzten (abgerechneten) Veranlagungszeitraum nach  
 § 4 (1) bezogene Frischwassermenge. 

Fehlt es an einer solchen Menge wird die Bemessungsgrundlage geschätzt. Die Vorausleistungen werden jahresanteilig 
zum 15. eines Monats fällig. 
Auf Antrag des Gebührenschuldners kann eine einmal jährliche Vorauszahlung auf die Schmutzwassergebühr zum 
01.07. eines jeden Jahres beantragt werden. 
Diese Vorauszahlungen gelten auch für den nächsten Veranlagungszeitraum fort, bis ein anderweitiger Bescheid er-
geht. 

 
2) Niederschlagswassergebühr  
 
1. Die Gebühren werden für ein Kalenderjahr im Voraus oder, wenn die Gebührenpflicht erst während des Kalenderjahres 

beginnt, für den Rest des Jahres mit Bescheid festgesetzt. Der Bescheid kann mit einem anderen Abgaben- und Steuer-
bescheid verbunden werden.  

 
2. Die Gebühr wird zu je einem Viertel des Jahresbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November fällig.  
 Beträge unter 15,00 € werden in einer Summe am 15. August fällig.  
 Beträge von 15,00 € bis 30,00 € werden je zur Hälfte am 15. Februar und 15. August fällig. 
 
3. Die Stadt kann zur Erfüllung ihrer Aufgabe einen Dritten als unselbständigen Verwaltungshelfer mit der Erstellung der 

Gebührenbescheide und dem Einzug der Gebühren beauftragen. 
 
2. Abschnitt  
Gebühren für die Entsorgung von Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben  
 
 

§ 9 
Gebühr für die Entsorgung von Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben 

 
(1) Für das Abfahren zum und die Behandlung von Klärschlamm aus Kleinkläranlagen in das Zentralklärwerk sowie für das 

Auspumpen und Abfahren der Inhaltsstoffe aus abflusslosen Gruben und deren Beseitigung wird die Gebühr nach der 
abgefahrenen Menge in m³ erhoben. 

 
(2) Als Berechnungseinheit gilt der m³ abgefahrenen Grubeninhalts, gemessen an der Messeinrichtung des Spezialabfuhr-

fahrzeuges. Bei jeder Entsorgung ist die Menge des abzufahrenden Grubeninhalts zu ermitteln und von dem Grund-
stückseigentümer oder dessen Beauftragtem zu bestätigen.  

 
(3) Die Gebühr für die Entsorgung von Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben beträgt je m³ abgefahrenen Inhalts:  
 a) aus abflusslosen Gruben  25,39 € 
 b) aus Kleinkläranlagen 42,07 € 
 
(4) Die Gebührenpflicht gemäß Abs. 1 entsteht mit dem Zeitpunkt der Abfuhr/des Auspumpens.  
 
(5) Gebührenpflichtiger ist der Grundstückseigentümer, der Erbbauberechtigte oder der sonst zur Nutzung des Grundstücks 

dinglich Berechtigte, auf dessen Grundstück die Kleinkläranlage oder abflusslose Grube betrieben wird.  
 
(6) Die Benutzungsgebühr wird einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. Die Gebühren können zu-

sammen mit anderen Abgaben erhoben werden.  
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§ 10 
Kleineinleiterabgabe 

 
(1) Die Kleineinleiterabgabe im Sinne des § 2 Abs. 3 wird nach der Zahl der Bewohner des Grundstücks, die am 20.09. des 

vorangehenden Kalenderjahres dort mit erstem oder zweitem Wohnsitz gemeldet waren, festgesetzt. 
 
(2) Auf Antrag, der innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Abgabenbescheides zu stellen ist (Ausschlussfrist), kön-

nen eine dauernde Abwesenheit oder sonstige besondere Verhältnisse berücksichtigt werden.  
 
(3) Die Kleineinleiterabgabe wird je Bewohner entsprechend der aktuellen Festsetzung der Bezirksregierung erhoben.  
 
 
3. Abschnitt  
gemeinsame Bestimmungen  
 
 

§ 11 
Auskunfts- und Mitwirkungspflichten 

 
(1) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Berechnung der Gebühren erforderlichen Auskünfte zu erteilen sowie Daten 

und Unterlagen zu überlassen. Sie haben zu dulden, dass Beauftragte der Stadt das Grundstück betreten, um die Be-
messungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen.  

 
(2) Die Gebühren- und Abgabenpflichtigen sind auch verpflichtet, bei der Ermittlung der tatsächlichen Grundlagen zur Ein-

führung von geänderten Beitrags- und Gebührenmaßstäben mitzuwirken.  
 Hierzu haben sie insbesondere zum Zweck der Einführung und Berechnung einer getrennten Schmutz- und  

Niederschlagswassergebühr die Größe der bebauten bzw. überbauten und/oder befestigten sowie abflusswirksamen 
Fläche auf ihren Grundstücken im Rahmen einer Fragebogenerhebung oder sonstiger Tatsachenermittlung anzugeben. 
Inhalt der Ermittlung und Fragebogenerhebung kann dabei neben der Ermittlung von Grundstücksdaten aus amtlichen 
Katasterunterlagen auch die Ermittlung im Rahmen einer Überfliegung und anschließenden Digitalisierung der Luft-
bildaufnahmen sein.   Die bei der Ermittlung gesammelten Daten werden bei der Stadt oder einem von ihr beauftrag-
ten Dritten auf Dauer gespeichert, da sie die Grundlage der wiederkehrenden Veranlagung zu einer Niederschlagswas-
sergebühr bilden. Zugriffsbefugt sind dabei ausschließlich die mit der Abwasserveranlagung befassten Bediensteten 
der Stadt oder von ihr beauftragte Dritte. Der damit verbundene Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung ist von den Gebühren- und Abgabenpflichtigen zu dulden. Sie haben auch zu dulden, dass Beauftragte der 
Stadt das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen. 

 
(3) Werden die Angaben verweigert oder sind sie aus sonstigen Gründen nicht zu erlangen, so kann die Stadt die für die 

Berechnung maßgebenden Merkmale nach erstmaliger schriftlicher Aufforderung gegenüber dem Auskunftspflichtigen 
mit einer Frist von 1 Monat unter Berücksichtigung aller sachlichen Umstände schätzen oder durch einen anerkannten 
Sachverständigen auf Kosten des Gebührenpflichtigen schätzen lassen.  

 
 

§ 12 
Verwaltungshelfer 

 
Die Stadt ist berechtigt, sich bei der Anforderung von Gebühren und Vorauszahlungen der Hilfe des zuständigen Wasserver-
sorgers oder eines anderen von ihr beauftragten Dritten zu bedienen.  
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§ 13 
Billigkeits- und Härtefallregelung 

 
Ergeben sich aus der Anwendung dieser Satzung im Einzelfall besondere, insbesondere nicht beabsichtigte Härten, so kön-
nen die Abwassergebühren und der Kostenersatz gestundet, ermäßigt, niedergeschlagen oder erlassen werden.  
 
 

§ 14 
Zwangsmittel 

 
Die Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln bei Zuwiderhandlungen gegen diese Satzung richtet sich nach den Vor-
schriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW.  
 
 

§ 15 
Rechtsmittel 

 
Das Verfahren bei Verwaltungsstreitigkeiten richtet sich nach den Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung. 
 
 

§ 16 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt 01.01.2013 in Kraft.  
 
(2) Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Stadt Moers vom 07.12.2011 außer Kraft 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vom Rat der Stadt Moers am 21.11.2012 beschlossene Gebührensatzung zur Satzung über die Entwässerung und den 
Anschluss der Grundstücke an die öffentliche Abwasseranlage der Stadt Moers (Entwässerungsgebührensatzung)  
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird auf § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung hingewiesen: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen  Satzungen, sonstige ortsrechtliche Be-
stimmungen und Flächennutzungspläne  nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht wer-
den, es sei denn 
eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 
der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
oder 
der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Moers, den 29.11.2012 
 
Ballhaus 
Bürgermeister 
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Satzung 
über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Stadt Moers (Vergnügungssteuersatzung) 

vom 29.11.2012 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. September 2012 (GV.NRW.S. 436) und der §§ 
1 bis 4 und § 20 Abs. 2 Buchst. b des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 
1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Artikel I des Gesetzes vom 13.12.2011 (GV NRW S. 687), hat 
der Rat der Stadt Moers in seiner Sitzung vom 21.11.2012 folgende Vergnügungssteuersatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Der Besteuerung unterliegen die im Gebiet der Stadt Moers veranstalteten nachfolgenden Vergnügungen (Veranstaltungen): 
1. Tanzveranstaltungen gewerblicher Art; 
2. Striptease-Vorführungen und Darbietungen ähnlicher Art; 
3. Vorführungen von pornographischen und ähnlichen Filmen oder Bildern – auch in Kabinen -; 
4.  Ausspielungen von Geld oder Gegenständen in Spielklubs, Spielkasinos und ähnlichen Einrichtungen; 
5. das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits- , Unterhaltungs- oder ähnlichen Apparaten in 
  a)  Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen, 
  b)  Gastwirtschaften, Beherbergungsbetrieben, Vereins-, Kantinen- oder ähnlichen Räumen sowie an anderen für je-

den zugänglichen Orten. 
 
Als Spielapparate gelten insbesondere auch Personalcomputer, die überwiegend zum individuellen Spielen oder zum ge-
meinsamen Spielen in Netzwerken oder über das Internet verwendet werden. 
 

§ 2 
Steuerfreie Veranstaltungen 

 
Steuerfrei sind 
1. Familienfeiern, Betriebsfeiern und nicht gewerbsmäßige Veranstaltungen von Vereinen; 
2. Veranstaltungen von Gewerkschaften, politischen Parteien und Organisationen sowie von Religionsgemeinschaften des 

öffentlichen Rechts oder ihrer Organe; 
3. Veranstaltungen, deren Ertrag ausschließlich und unmittelbar zu mildtätigen oder gemeinnützigen Zwecken verwendet 

wird, wenn der Zweck bei der Anmeldung nach § 11 angegeben worden ist und der verwendete Betrag mindestens die 
Höhe der Steuer erreicht; 

4. das Halten von Apparaten nach § 1 Nr. 5 im Rahmen von Volksbelustigungen, Jahrmärkten, Kirmessen und ähnlichen 
Veranstaltungen. 

 
 

§ 3 
Steuerschuldner 

 
Steuerschuldner ist der Unternehmer der Veranstaltung (Veranstalter). In den Fällen des § 1 Nr. 5 ist der Halter der Appara-
te (Aufsteller) Veranstalter. 
Bei Tanzveranstaltungen ist der Betreiber des Veranstaltungsortes Steuerschuldner. 
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§ 4 
Erhebungsformen 

 
(1) Die Steuer wird erhoben auf Grundlage  
 1. Kartensteuer (Eintrittsgelder) nach §§ 5 und 6, 
 2. nach dem Spielumsatz bzw. dem Einspielergebnis, nach der Größe des benutzten  
  Raumes bzw. nach der Roheinnahme  nach §§ 7 - 10 
 
(2) Die Steuer ist für jede Veranstaltung gesondert zu berechnen.  
 

§ 5 
Eintrittskarten 

 
(1) Wird für eine Veranstaltung ein Eintrittsgeld erhoben und gibt der Veranstalter Eintrittskarten oder sonstige Ausweise 

an Besucher aus, die im Sinne dieser Satzung als Eintrittskarte gelten, berechnet sich die an die Stadt Moers abzufüh-
rende Vergnügungssteuer nach den nachfolgend getroffenen Regelungen für die Kartensteuer. Wenn keine Ausgabe 
von Eintrittskarten oder vergleichbaren Eintrittsausweisen erfolgt, richtet sich die Berechnung der abzuführenden Ver-
gnügungssteuer nach §§ 8 bzw. 9 dieser Satzung.  

 
(2) Der Veranstalter ist verpflichtet, auf die Eintrittspreise sowie gegebenenfalls auf Art und Wert der Zugaben nach § 6 

Abs. 2 am Eingang zu den Veranstaltungsräumen und an der Kasse in geeigneter Weise an für die Besucher leicht 
sichtbarer Stelle hinzuweisen. 

 
(3) Bei der Anmeldung der Veranstaltung (§ 11) hat der Veranstalter die Eintrittskarten oder sonstigen Ausweise, die zu der 

Veranstaltung ausgegeben werden sollen, der Stadt Moers vorzulegen. 
 
(4) Über die ausgegebenen Eintrittskarten oder sonstigen Ausweise hat der Veranstalter für jede Veranstaltung einen 

Nachweis zu führen. Dieser ist sechs Monate lang aufzubewahren und der Stadt Moers auf Verlangen vorzulegen. 
 
(5) Die Abrechnung der Eintrittskarten ist der Stadt Moers binnen 7 Werktagen nach der Veranstaltung, bei regelmäßig 

wiederkehrenden Veranstaltungen monatlich bis zum 7. Werktag des nachfolgenden Kalendermonats vorzulegen. 
 
 

§ 6 
Steuermaßstab und Steuersatz 

 
(1) Die Kartensteuer wird nach dem auf der Karte angegebenen Preis und der Zahl der ausgegebenen Eintrittskarten (§ 5) 

berechnet. Sie ist nach dem Entgelt zu berechnen, wenn dieses höher ist als der auf der Eintrittskarte angegebene 
Preis. 

 
(2) Entgelt ist die gesamte Vergütung, die vor, während oder nach der Veranstaltung für die Teilnahme erhoben wird. In 

einem Teilnahmeentgelt enthaltene Beträge für Speisen und Getränke oder sonstige Zugaben bleiben bei der Steuer-
berechnung außer Ansatz. Sofern der Wert der den Teilnehmern gewährten Zugaben nicht exakt ermittelt werden 
kann, legt die Stadt den Abzugsbetrag nach Satz 2 unter Würdigung aller Umstände pauschal fest. 

 
(3) Der Steuersatz beträgt 22,0 v. H. des Eintrittspreises oder Entgelts. 
 
(4) Die Stadt Moers kann den Veranstalter vom Nachweis der Anzahl der ausgegebenen Eintrittskarten und ihrer Preise be-

freien und den Steuerbetrag mit ihm vereinbaren, wenn dieser Nachweis im Einzelfalle besonders schwierig ist. 
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§ 7 
Nach dem Spielumsatz 

 
(1) Für Spielklubs, Spielkasinos und ähnliche Einrichtungen beträgt die Steuer  6 v. H. des Spielumsatzes. Spielumsatz ist 

der Gesamtbetrag der eingesetzten Spielbeträge abzüglich Ausschüttungsbetrag. 
 
(2) Der Spielumsatz ist der Stadt Moers spätestens 7 Werktage nach der Veranstaltung zu erklären. Bei regelmäßig wie-

derkehrenden Veranstaltungen sind die Erklärungen monatlich bis zum 7. Werktag des nachfolgenden Monats ab-
zugeben. 

 
(3) Die Stadt Moers kann den Veranstalter von dem Einzelnachweis der Höhe des Spielumsatzes befreien und den Steuer-

betrag mit ihm vereinbaren, wenn dieser Nachweis im Einzelfalle besonders schwierig ist. 
 
 

§ 8 
Nach der Größe des benutzten Raumes 

 
(1) Für die Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 - 3 ist die Steuer nach der Größe des benutzten Raumes zu erheben, wenn 

keine Eintrittskarten ausgegeben werden. Die Größe des Raumes berechnet sich nach dem Flächeninhalt der für die 
Veranstaltung und die Teilnehmer bestimmten Räume einschließlich des Schankraumes, aber ausschließlich der Kü-
che, Toiletten und ähnlichen Nebenräumen. Entsprechendes gilt für Veranstaltungen im Freien. 

 
(2) Die Steuer beträgt je Veranstaltungstag und angefangene zehn Quadratmeter Veranstaltungsfläche in geschlossenen 

Räumen 1,60 Euro. Bei Veranstaltungen im Freien beträgt die Steuer 0,90 Euro je Veranstaltungstag und angefangene 
zehn Quadratmeter Veranstaltungsfläche. Endet eine Veranstaltung erst am Folgetag, wird ein Veranstaltungstag für 
die Berechnung zu Grunde gelegt. 

 
(3) Die Stadt Moers kann den Steuerbetrag mit dem Veranstalter vereinbaren, wenn die Ermittlung der Veranstaltungsflä-

che besonders schwierig ist. 
 
 

§ 9 
Nach der Roheinnahme 

 
(1) Die Steuer ist, soweit sie nicht nach den Vorschriften der §§ 7 und  8  festzusetzen ist, nach der Roheinnahme zu be-

rechnen. Der Steuersatz beträgt 22 v. H. Als Roheinnahme gelten sämtliche vom Veranstalter gemäß § 6 Abs. 2 von 
den Teilnehmern erhobenen Entgelte. 

 
(2) Die Roheinnahmen sind der Stadt Moers spätestens 7 Werktage nach der Veranstaltung zu erklären. Bei regelmäßig 

wiederkehrenden Veranstaltungen sind die Erklärungen monatlich bis zum 7. Werktag des nachfolgenden Monats ab-
zugeben. 

 
(3) Die Stadt Moers kann den Veranstalter von dem Einzelnachweis der Höhe der Roheinnahme befreien und den Steuer-

betrag mit ihm vereinbaren, wenn dieser Nachweis im Einzelfalle besonders schwierig ist. 
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§ 10 
Nach dem Einspielergebnis bzw. der Anzahl der Apparate 

 
(1) Die Steuer für das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits-, Unterhaltungs- oder ähnlichen Apparaten bemisst sich 

bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit nach dem Einspielergebnis, bei Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit nach deren 
Anzahl. Als Einspielergebnis gilt die elektronisch gezählte Bruttokasse. Die elektronisch gezählte Bruttokasse errechnet 
sich aus der elektronisch gezählten Kasse zuzüglich Röhrenentnahmen, abzüglich Röhrenauffüllungen, Falschgeld, 
Prüftestgeld und Fehlgeld.  

 Ein negatives Einspielergebnis führt nicht zu einer Steuererstattung. 
 
 Die Steuer beträgt je Apparat und angefangenen Kalendermonat bei der Aufstellung 
 
 1. in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen (§ 1 Nr.5a)  

bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit 18%   des Einspielergebnisses 
  bei Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit   44,40  € 
 
 2. in Gastwirtschaften und sonstigen Orten (§ 1 Nr. 5b)bei 

 
bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit  18  % des Einspielergebnisses 

  Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit  32,40  € 
 
 3. in Spielhallen, Gastwirtschaften und an sonstigen Orten (§ 1 Nr. 5 a und b) 
  
  bei Apparaten, mit denen Gewalttätigkeiten  
  gegen Menschen und/oder Tiere dargestellt  
  werden oder die die Verherrlichung oder  
  Verharmlosung des Krieges oder pornographische 
  und die Würde des Menschen verletzende  
  Praktiken zum Gegenstand haben 210,00 € 
 
(2) Besitzt ein Apparat mehrere Spieleinrichtungen, so gilt jede dieser Einrichtungen als ein Apparat. Apparate mit mehr 

als einer Spieleinrichtung sind solche, an denen gleichzeitig zwei oder mehr Spielvorgänge ausgelöst werden können. 
 
(3) Tritt im Laufe eines Kalendermonats an die Stelle eines Apparates ein gleichartiger Apparat, so wird die Steuer für die-

sen Kalendermonat nur einmal erhoben.  
 
(4) Der Halter hat die erstmalige Aufstellung eines Apparates vor dessen Aufstellung, jede Änderung hinsichtlich Art und 

Anzahl der Apparate an einem Aufstellort bis zum 7. Werktag des folgenden Kalendermonats schriftlich anzuzeigen. 
Bei verspäteter Anzeige bezüglich der Entfernung eines Apparates gilt als Tag der Beendigung des Haltens der Tag des 
Anzeigeneingangs. Ein Apparatetausch im Sinne des Abs. 3 ist für Apparate mit Gewinnmöglichkeit unter Angabe der 
Gerätenummer ebenfalls bis zum 7. Werktag des folgenden Kalendermonats schriftlich anzuzeigen. Für Apparate ohne 
Gewinnmöglichkeit braucht ein Tausch im Sinne von Abs. 3 nicht angezeigt zu werden. 

 
§ 10 a 

Abweichende Besteuerung 
 
(1) Soweit für Besteuerungszeiträume die Einspielergebnisse nicht durch Ausdrucke manipulationssicherer elektronischer 

Zählwerke nachgewiesen und belegt werden können, erfolgt eine Schätzung der Einspielergebnisse für Geräte mit Ge-
winnspielmöglichkeit auf Grundlage des § 162 AO in Verbindung mit § 15 der Vergnügungssteuersatzung. 

 
(2) Für Geräte ohne Gewinnspielmöglichkeit und Apparate, mit denen sexuelle Handlungen oder   

Gewalttätigkeiten dargestellt werden oder die eine Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges zum Gegenstand 
haben  erfolgt die  Besteuerung entsprechend den Tarifen gem. § 10 dieser Satzung.  
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§ 11 
Anmeldung und Sicherheitsleistung 

 
(1) Die Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 - 4 sind spätestens zwei Wochen vor deren Beginn bei der Stadt Moers anzumel-

den. Bei unvorbereiteten und nicht vorherzusehenden Veranstaltungen ist die Anmeldung an dem auf die Veranstal-
tung folgenden Werktag nachzuholen. Veränderungen, die sich auf die Höhe der Steuer auswirken, sind umgehend an-
zuzeigen. 

 
(2) Bei mehreren aufeinander folgenden oder regelmäßig stattfindenden Veranstaltungen nach § 1 Nr. 1 – 3 eines Veran-

stalters am selben Veranstaltungsort ist eine einmalige Anmeldung ausreichend. Im Einzelfall können abweichende 
Regelungen getroffen werden. 

 
(3) Die Stadt Moers ist berechtigt, eine Sicherheitsleistung in Höhe der voraussichtlichen Steuerschuld zu verlangen. Bei 

mehreren geplanten Veranstaltungen innerhalb eines Kalendermonats ist der Gesamtbetrag dieses Monats maßge-
bend. Die Sicherheitsleistung beträgt im Falle des § 1 Nr. 4 mindestens 10.000 Euro. 

 
 

§ 12 
Entstehung des Steueranspruches 

 
Der Vergnügungssteueranspruch entsteht  nach § 10 mit der Aufstellung des Apparates an den in § 1 Nr. 5 genannten Or-
ten, ansonsten mit dem Abschluss der Veranstaltung. 
 
 

§ 13 
Festsetzung und Fälligkeit 

 
(1) Die Stadt Moers ist berechtigt, bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen die Steuer für einzelne Kalendervier-

teljahre im Voraus festzusetzen. In diesen Fällen ist die Steuer für das jeweilige Kalendervierteljahr zum 15. Februar, 
15. Mai, 15. August und 15. November zu entrichten. Die Steuer kann auf Antrag zu je einem Zwölftel des Jahresbetra-
ges am 15. jeden Kalendermonats entrichtet werden. 

 
(2) Die Vergnügungssteuer, die für zurückliegende Zeiträume festgesetzt wird, ist innerhalb eines Monats nach Bekannt-

gabe des Steuerbescheides zu entrichten. 
 
(3) Bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit im Sinne des § 10 ist der Steuerschuldner verpflichtet, die Steuer selbst zu er-

rechnen. Bis zum 15. Tag nach Ablauf eines Kalendervierteljahres ist der Stadt eine Steueranmeldung einzureichen 
und die errechnete Steuer an die Stadtkasse zu entrichten. Für die Steueranmeldung sind ausschließlich Vordrucke zu 
verwenden, die von der Stadt Moers zur Verfügung gestellt werden.  
Wenn die mit Bescheid festgesetzte Steuer nach Prüfung der eingereichten Unterlagen von der durch Eigenerklärung 
mitgeteilten und entrichteten Steuer abweicht, ist der Differenzbetrag innerhalb eines Monats nach Erhalt des Steuer-
bescheides zu entrichten. 

 
(4) Bei der Besteuerung nach den Einspielergebnissen sind den Steueranmeldungen nach Abs. 3 Zählwerkausdrucke für 

den jeweiligen Abrechnungszeitraum beizufügen, die als Angaben mindestens Geräteart, Gerätetyp, Gerätenummer, die 
fortlaufende Nummer des Zählwerkausdruckes und die Höhe des Kasseninhaltes enthalten müssen. 

 
 

§ 14 
Verspätungszuschlag 

 
Die Festsetzung eines Verspätungszuschlages bei Nichtabgabe oder nicht fristgerechter Abgabe einer Steuererklärung 
(Steueranmeldung) erfolgt nach der Vorschrift des § 152 der Abgabenordnung in der jeweils geltenden Fassung. 
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§ 15 
Steuerschätzung 

 
Soweit die Stadt die Besteuerungsgrundlagen nicht ermitteln oder berechnen kann, kann sie sie schätzen. Es gilt § 162 Ab-
gabenordnung in der jeweils geltenden Fassung. 
 

§ 16 
Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften 

 
Die Gemeinde ist berechtigt, jederzeit zur Nachprüfung der Steueranmeldungen und zur Feststellung von Steuertatbestän-
den die Veranstaltungsräume zu betreten, Geschäftsunterlagen einzusehen und die Vorlage aktueller Zählwerkausdrucke zu 
verlangen. 
 

§ 17 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig im Sinne von § 20 Abs. 2 Buchstabe b) des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 21. Oktober 1969, zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. Mai 2004 (GV. NRW. 2004 S. 488), handelt, wer als Veranstal-
ter vorsätzlich oder leichtfertig folgenden Vorschriften bzw. Verpflichtungen zuwiderhandelt: 
 
1. § 5 Abs. 1: Ausgabe von Eintrittskarten 
2. § 5 Abs. 2: Hinweis auf die Eintrittspreise  
3. § 5 Abs. 3: Vorlage der Eintrittskarten bei der Anmeldung der Veranstaltung 
4.   § 5 Abs. 4: Führung und Aufbewahrung des Nachweises über die ausgegebenen Eintrittskarten  
5. § 5 Abs. 5: Abrechnung der Eintrittskarten 
6. § 7 Abs. 2: Erklärung des Spielumsatzes 
7. § 9 Abs. 2: Erklärung der Roheinnahmen 
8. § 10 Abs. 4:  Anzeige der erstmaligen Aufstellung eines Spielapparates sowie Änderung (Erhöhung) des Apparatebe-

standes 
9. § 11 Abs. 1: Anmeldung der Veranstaltung und umgehende Anzeige von steuererhöhenden Änderungen 
10. § 13 Abs. 3:  Einreichung der Steueranmeldung 
11. § 13 Abs. 5:  Einreichung der Zählwerkausdrucke 
 
 

§ 18 
Inkrafttreten 

 
Diese Vergnügungssteuersatzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Vergnügungssteuersatzung der Stadt 
Moers vom 08.12.2010  außer Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vom Rat der Stadt Moers am 21.11.2012 beschlossene Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Stadt 
Moers (Vergnügungssteuersatzung) wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird auf § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung hingewiesen: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen  Satzungen, sonstige ortsrechtliche Be-
stimmungen und Flächennutzungspläne  nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht wer-
den, es sei denn 
eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 
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der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
oder 
der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Moers, den 29.11.2012 
 
Ballhaus 
Bürgermeister 
 
 
 

Satzung über die Festsetzung 
der Steuerhebesätze für die Realsteuern 

in der Stadt Moers 
(Hebesatzung 2013) 

vom 29.11.2012 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 ( GV.NRW.1994, S. 666 SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. September 2012 (GV. NRW. S. 
436 ),  des § 25 des Grundsteuergesetzes (GrStG) vom 07.08.1973 (BGBl.  I. S. 965), das zuletzt durch Artikel 38 des Gesetzes 
vom 19.12.2008 (BGBL. I S. 2794) geändert worden ist, des § 16 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 07.12.2011, 
(BGBl. I S. 2592) und des § 1 des Gesetzes über die Zuständigkeit für die Festsetzung und Erhebung der Realsteuern  vom 
16.12.1981 (GV.Nw. S. 732/ SGV .NRW 611) hat der Rat der Stadt Moers am 21.11.2012  die  nachstehende Satzung be-
schlossen: 
 
 

§ 1 
 
Die Steuerhebesätze für die Grundsteuer und für die Gewerbesteuer werden für das Haushaltsjahr 2013 wie folgt festge-
setzt: 
 
 
1. Grundsteuer 
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
  Grundsteuer A  300  v.H. 

b) für die Grundstücke 
Grundsteuer B  490 v.H. 

 
2. Gewerbesteuer 

nach dem Gewerbeertrag  480 v.H. 
 
 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Festsetzung der Steuerhebesätze vom 07.12.2011 außer Kraft.  
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vom Rat der Stadt Moers am 21.11.2012 beschlossene Satzung über die Festsetzung der Steuerhebesätze für die Real-
steuern der Stadt Moers 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird auf § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung hingewiesen: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen  Satzungen, sonstige ortsrechtliche Be-
stimmungen und Flächennutzungspläne  nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht wer-
den, es sei denn 
eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 
der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
oder 
der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Moers, den 29.11.2012 
 
Ballhaus 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 

Hundesteuersatzung der  Stadt  Moers  
vom 29.11.2012 

 
Aufgrund der  §§ 7  und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666/ SGV. NRW 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. September 2012 (GV.NRW.S. 
436), der §§ 3 und 20 Abs. 2 Buchst. B des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. 
10.1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Artikel I des Gesetzes vom 13.12.2011 (GV NRW S. 687) hat 
der Rat der Stadt Moers in seiner  Sitzung am 21.11.2012  folgende Hundesteuersatzung beschlossen: 
 
 
 

§ 1  
Steuergegenstand ,  Steuerpf l icht ,  Haftung 

 
 
(1 )  Gegenstand der  Steuer  i s t  das  Hal ten von Hunden im Stadtgebiet .  
 
(2 )  Steuerpf l icht ig  i s t  der  Hundehal ter .  Hundehal ter  i s t ,  wer  e inen Hund im e igenen Interesse 

oder  im Interesse  se iner  Haushal tsangehör igen in  se inem Haushal t  aufgenommen hat .  A l le  
in  e inen Haushalt  aufgenommenen Hunde gelten a ls  von ihren Hal tern gemeinsam gehal ten .  
E in  zugelaufener  Hund g i l t  als  aufgenommen,  wenn er  n icht  innerhalb von zwei  Wochen 
beim Ordnungsamt der  Stadt  Moers  gemeldet  und bei  e iner  von d iesem best immten Stel le 
abgegeben wird .  Hal ten mehrere  Personen gemeinsam e inen oder  mehrere  Hunde ,  so  s ind 
s ie  Gesamtschuldner .  
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(3) Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf Probe oder zum An-
lernen hält, wenn er nicht nachweisen kann, dass der Hund in einer Gemeinde der Bundesrepublik  bereits versteu-
ert wird oder von der Steuer befreit ist. Die Steuerpflicht tritt in jedem Fall ein, wenn die Pflege, Verwahrung oder 
die Haltung auf Probe oder zum Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten überschreitet. 

 
(4) Neben dem Hundehalter haftet der Eigentümer des Hundes für die Steuer als Gesamtschuldner. 
 
 
 
 

§ 2  
Steuermaßstab und Steuersatz  

 
D ie  Steuer  bet rägt  jähr l ich ,  wenn von e inem Hundehal ter  oder  mehreren Personen gemeinsam 
 
a )  nur  e in  Hund gehal ten wird  
  110 ,00  €  
 
b )  zwei  Hunde gehal ten werden 
  126 ,50 €  je  Hund 
  
c )  dre i  oder  mehr  Hunde gehal ten   werden  
  143 ,00 €  je  Hund 
 
Hunde ,  für  d ie  Steuerbef re iung nach §  3  gewährt  wird ,  werden be i  der  Berechnung der  Anzahl  
der  Hunde nicht  berücksicht igt .  Hunde ,  für  d ie  e ine  Steuerermäßigung nach §  4  gewährt  wird ,  
werden mitgezählt .  
 
 
 

§ 3  
Steuerbefre iung 

 
(1 )  Für  Personen ,  d ie  s ich  nicht  länger  a ls  zwei  Monate  in  der  Stadt  Moers  aufhalten ,  s ind  d ie-

jenigen Hunde steuerf re i ,  d ie  s ie  bei  ihrer  Ankunft  besi tzen ,  wenn s ie  nachweisen können ,  
dass  d ie  Hunde in  e iner  anderen Gemeinde der  Bundesrepubl ik  versteuert  werden oder  von 
der  Steuer  bef re i t  s ind .  

 
 
(2 )  Steuerbefre iung wi rd  auf  Antrag  gewährt  für  Hunde ,  d ie  ausschl ießl ich dem Schutz  und der  

Hi l fe  Bl inder ,  Tauber  oder  sonst  h i l f loser  Personen d ienen .  Sonst  h i l f lose Personen s ind sol -
che Personen ,  d ie  e inen Schwerbehindertenausweis  mit  dem Merkze ichen "B" ,  "BL" ,  "aG"  oder  
"H"  bes i tzen.  

   
 
 

§ 4  
Al lgemeine Steuerermäßigung 

 
(1 )  D ie  Steuer  is t  auf  Antrag  auf  d ie  Häl f te  des  Steuersatzes  nach §  2  zu ermäßigen für  
 
(2 )  Hunde ,  d ie  a ls  Melde- ,  Sanitäts-  oder  Schutzhunde verwendet  werden und d ie  dafür  vorge-

sehene Prüfung vor  Leis tungsprüfern  e ines  von der  Stadt/Gemeinde anerkannten Vere ins 
oder  Verbandes  mit  Er folg  abgelegt  haben;  d ie  Ablegung der  Prüfung i st  durch das  Vor legen 
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eines  Prüfungszeugnisses  nachzuweisen und d ie  Verwendung des  Hundes in  geeigneter  Wei-
se  g laubhaft  zu  machen .  

 
(3 )  Die  Anerkennung des  Vere ins  oder  Verbandes  er fo lgt  auf  Antrag ,  wenn glaubhaf t  gemacht  

wi rd ,  dass  d ie  Antrag  s te l lende Verein igung über  h inre ichende Sachkunde und Zuver läss ig-
kei t  für  d ie  Durchführung der  Leistungsprüfung ver fügt .  

 
(4 )  Für  Personen ,  d ie  Hi l fe  zum Lebensunterhal t  (§  27 – 20 SGB-XI I ) ,  Grunds icherung im Alter  

und bei  Erwerbsminderung (§§  41 – 26 SGB-XI I )  oder  Arbei ts losengeld  (§  19 – 27 SGB- I I )  
e rhal ten sowie  d iesen e inkommensmäßig  g leichstehende Personen wird  d ie  Steuer  auf  An-
t rag  um die  Hälf te  gesenkt .  

 
(5 )  D ie  Steuerermäßigung ist  nur  für  e inen Hund zu  gewähren .  
 
 
 

 
§  5  

Al lgemeine Voraussetzungen 
für  Steuerbefre iung und Steuerermäßigung 

 
(1 )  E ine  Steuerbef reiung nach §  3  bzw.  e ine  Steuermäßigung nach §  4  wird  nur  gewährt ,  wenn 

der  Hund ,  für  den Steuervergünst igung in  Anspruch genommen wird ,  für  den angegebenen 
Verwendungszweck hin längl ich  geeignet  is t .  

 
(2 )  Der  Antrag  auf  Steuerbef re iung oder  -ermäßigung ist  spätestens zwei  Wochen vor  Beginn 

des  Monats ,  in  dem die  Steuervergünst igung wirksam werden sol l ,  schr i f t l i ch  be i  der  Stadt  
zu  ste l len .  Be i  verspätetem Antrag wird  d ie  Steuer  für  den nach E ingang des  Antrags begin-
nenden Kalendermonat  auch dann nach den Steuersätzen des §  2  erhoben,  wenn d ie  Voraus-
setzungen für  d ie  beantragte  Steuervergünst igung vor l iegen.  

 
(3 )  Über  d ie  Steuerbef reiung oder  -ermäßigung wird  e ine  Beschein igung ausgestel l t .  D iese  g i l t  

nur  für  Halter ,  fü r  d ie  s ie  beantragt  und bewil l igt  worden is t .  
 
(4 )  Fa l len  d ie  Voraussetzungen für  e ine Steuerbef reiung oder  -ermäßigung weg ,  so  i s t  d ies  in-

nerhalb  von zwei  Wochen nach dem Wegfal l  der  Stadt  schr i f t l i ch  anzuzeigen .  
 
 

§ 6  
Beginn  und Ende der  Steuerpf l icht  

 
(1 )  D ie  Steuerpf l icht  beginnt  mit  dem Ersten des  Monats ,  in  dem der  Hund aufgenommen wor-

den i s t ,  bei  Hunden ,  d ie  dem Hal ter  durch Geburt  von e iner  von ihm gehal tenen Hündin zu-
wachsen ,  jedoch ers t  mit  dem Ersten des  Monats ,  in  dem der  Hund dre i  Monate  a l t  geworden 
i s t .  In  den Fäl len  des  §  1  Abs .  3  Satz  2  beginnt  d ie  Steuerpf l icht  mit  dem Ersten des  Monats ,  
in  dem der  Ze i t raum von zwei  Monaten überschr i t ten  worden is t .  

 
(2 )  D ie  Steuerpf l icht  endet  mit  Ablauf  des  Monats ,  in  dem der  Hund veräußert  oder  abgeschaf f t  

wi rd ,  abhanden kommt oder  e ingeht .  
 
(3 )  Be i  Zuzug eines  Hundehal ters  aus  e iner  anderen Gemeinde beginnt  d ie  Steuerpf l icht  mit  

dem Ersten des  auf  den Zuzug folgenden Monats .  Be i  Wegzug e ines  Hundehal ters  aus  der  
Stadt  endet  d ie  Steuerpf l icht  mit  Ablauf  des  Monats ,  in  den der  Wegzug fä l l t .  
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§ 7  

Festsetzung und Fäl l igkei t  der  Steuer  
 
(1 )  D ie  Steuer  wi rd  für  e in  Kalender jahr  oder  -  wenn d ie  Steuerpf l icht  erst  während des Kalen-

der jahres beginnt  -  für  den Rest  des  Kalender jahres  festgesetzt .  
 
(2 )  D ie  Steuer  wi rd  erstmal ig  e inen Monat  nach dem Zugehen des  Festsetzungsbescheides  für  

d ie  zurückl iegende Zeit  und sodann v ier tel jähr l ich  am 15 .  Februar ,  15 .  Mai ,  15 .  August  und 
15 .  November  mit  e inem Vierte l  des Jahresbetrages  fäl l ig .  S ie  kann für  das  ganze Jahr  am 
1 . Jul i  ent r ichtet  werden.  B is  zum Zugehen e ines  neuen Festsetzungsbescheides  i st  d ie  Steu-
er  über  das  Kalender jahr  h inaus  zu  den gle ichen Fäl l igkei tsterminen weiter  zu  entr ichten .  
Endet  d ie  Steuerpf l icht  während des V ierte l jahres ,  so  i st  d ie  zuv iel  gezahl te  Steuer  zu  er-
s tat ten .  

 
(3 )   Wer  e inen bere i ts  in  e iner  Gemeinde der  Bundesrepubl ik  versteuerten Hund erwirbt  oder  mit  

e inem solchen Hund zuzieht  oder  wer  an Stel le  e ines  abgeschaf f ten ,  abhanden gekommenen 
oder  e ingegangenen Hundes  e inen neuen Hund erwirbt ,  kann d ie  Anrechnung der  nachweis-
l ich  bere its  entr ichteten ,  n icht  erstat teten ,  Steuer  auf  d ie  für  den gle ichen Zei t raum zu ent-
r ichtende Steuer  ver langen .  

 
 

§ 8  
Sicherung und Überwachung der  Steuer  

 
(1 )  Der  Hundehal ter  i s t  verpf l ichtet ,  e inen Hund innerhalb  von zwei  Wochen nach der  Aufnahme 

oder  -  wenn der  Hund ihm durch Geburt  von e iner  von ihm gehal tenen Hündin  zugewachsen 
i s t  -  innerhalb  von zwei  Wochen nachdem der  Hund dre i  Monate  a l t  geworden is t ,  be i  der  
Stadt  anzumelden .  In  den Fäl len  des §  1  Abs .  3  Satz  2  muss d ie  Anmeldung innerhalb  von 
zwei  Wochen nach dem Tage ,  an  dem der  Ze it raum von zwei  Monaten überschr i t ten  worden 
i s t ,  und in  den Fäl len  des  §  6  Abs .  3  Satz  1  innerhalb der  ers ten zwei  Wochen des  auf  den 
Zuzug folgenden Monats  er folgen .  

 
(2 )  Der  Hundehal ter  hat  den Hund innerhalb  von zwei  Wochen ,  nachdem er  ihn  veräußert  oder  

sonst  abgeschaff t  hat ,  nachdem der  Hund abhanden gekommen oder  e ingegangen is t  oder  
nachdem der  Hal ter  aus  der  Stadt  weggezogen is t ,  be i  der  Stadt  abzumelden .  Die  Hun-
desteuermarke i s t  bei  der  Abmeldung an das  Steueramt  der  Stadt  zurückzugeben .  Im Fal le  
der  Abgabe des  Hundes  an e ine  andere  Person s ind be i  der  Abmeldung der  Name und d ie  
Anschr i f t  d ieser  Person anzugeben .  

 
(3 )  D ie  Stadt  übersendet  mit  dem ersten Steuerbescheid  nach Anmeldung e ines  Hundes  oder  mit  

der  Beschein igung über  d ie  Steuerbef reiung für  jeden Hund e ine  Hundesteuermarke .  Der  
Hundehal ter  dar f  Hunde außerhalb  se iner  Wohnung oder  seines  umfr iedeten Grundbes i tzes  
nur  mit  der  s ichtbar  befest ig ten gült igen Steuermarke umher laufen lassen .  Der  Hundehal ter  
i s t  verpf l ichtet ,  den Beauft ragten der  Stadt  d ie  gül t ige  Steuermarke auf  Ver langen vorzuzei-
gen .  B is  zur  Übersendung e iner  neuen Steuermarke i st  d ie  b isher ige  Steuermarke zu  befest i -
gen oder  vorzuzeigen .  Be i  Ver lust  der  gül t igen Steuermarke wi rd  dem Hundehalter  auf  An-
t rag  e ine  neue Steuermarke gegen Zahlung e iner  Gebühr  von 3 ,00 €  ausgehändigt .   

 
(4 )  Grundstückse igentümer ,  Haushaltungsvorstände und deren Stel lver treter  s ind  verpf l ichtet ,  

den Beauft ragten der  Stadt  auf  Nachfrage über  d ie  auf  dem Grundstück ,  im Haushal t  oder  
Bet r ieb  gehal tenen Hunde und deren Hal ter  wahrhei tsgemäß Auskunft  zu  er te i len  (§  12 Abs .  
1  Nr  3a  KAG NW in  Verbindung mit  §  93  AO) .  Zur  wahrheitsgemäßen Auskunftserte i lung is t  
auch der  Hundehal ter  verpf l ichtet .  
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(5 )  Be i  Durchführung von Hundebestandsaufnahmen s ind d ie Grundstückse igentümer ,  Haushal-

tungsvorstände sowie  deren Ste l lver t reter  zur  wahrheitsgemäßen Ausfül lung der  ihnen vom 
Steueramt übersandten Nachweisungen innerhalb  der  vorgeschr iebenen Fr isten verpf l ichtet  
(§  12 Abs .  1  Nr .  3a  KAG NW in Verbindung mit  §  93 AO) .  Durch das Ausfül len  der  Nachwei-
sungen wird d ie  Verpf l ichtung zur  An-  und Abmeldung nach den Absätzen 1  und 2  n icht  be-
rührt .  

 
(6 )  Der  Hundehal ter  is t  verpf l ichtet ,  auf  Ver langen geeignete  Belege be izubr ingen zur  Bestät igung 

der  Termine für  d ie  An-  bzw.  Abmeldung des  Hundes ,  so  z .B .  Todesbeschein igung des  T ierarz-
tes ,  Verkaufsnachweis .  

 
 

§ 9  
Rechtsmit te l  und Zwangsver fahren 

 
(1 )  D ie  Rechtsmit tel  gegen Steuerbescheide und sonst ige  Maßnahmen aufgrund d ieser  Satzung 

r ichten s ich nach den Best immungen der  Verwaltungsger ichtsordnung vom 21 .  Januar  1960 
(BGBl .  I  S .  17)  und dem Gesetz  zur  Ausführung der  Verwal tungsger ichtsordnung im Lande 
Nordrhein-West falen (AG VwGO)  vom 26 .  März  1960 (GV NW S .  47/SGV NW 303)  in  ihrer  je-
wei l igen Fassung .  

 
(2 )  Für  Zwangsmaßnahmen aufgrund dieser  Satzung g i l t  das  Verwaltungsvol lst reckungsgesetz  

für  das Land Nordrhein-Westfa len (VwVG NW) vom 23 .  Ju l i  1957 (GV NW S .  216/SGV NW 
2010)  in  se iner  jewei l igen Fassung .  

 
 

§ 10 
Ordnungswidr igkei ten  

 
Ordnungswidr ig  im S inne des  §  20  Abs .  2  Buchst .  b )  des  Kommunalabgabengesetzes  für  das  Land 
Nordrhein-West falen (KAG)  vom 21.  Oktober  1969 (GV NW S .  712) ,  zuletzt  geändert  durch Gesetz  
vom 16 .  Dezember  1992 (GV NW S .  561) ,  handel t ,  wer  vorsätzl ich  oder  le ichtfert ig  
 
1 .  a ls  Hundehal ter  entgegen §  5  Abs .  4  den Wegfal l  der  Voraussetzungen für  e ine  Steuerver-

günst igung n icht  rechtze i t ig  anzeigt ,  
 
2 .  a ls  Hundehal ter  entgegen §  8  Abs .  1  e inen Hund n icht  oder  nicht  rechtze it ig  anmeldet ,  
 
3 .  a ls  Hundehal ter  entgegen §  8  Abs .  2  e inen Hund n icht  oder  nicht  rechtze it ig  abmeldet ,  
 
4 .  a ls  Hundehal ter  entgegen §  8  Abs .  3  e inen Hund außerhalb  se iner  Wohnung oder  se ines  um-

f r iedeten Grundbes itzes  ohne s ichtbar  befest igte  gül t ige  Steuermarke umher laufen lässt ,  d ie  
Steuermarke auf  Ver langen des  Beauft ragten der  Stadt  n icht  vorze igt  oder  dem Hund andere 
Gegenstände,  d ie  der  Steuermarkte  ähnl ich sehen,  anlegt .  

 
5 .  a ls  Grundstückse igentümer ,  Haushal tungsvorstand oder  deren Stel lver t reter  sowie  als  Hun-

dehal ter  entgegen §  8  Abs .  4  n icht  wahrheitsgemäß Auskunft  erte i l t .  
 

§ 11 
Geldbuße 

 
(1 )  Ordnungswidr igke i ten im S inne des §  10  dieser  Satzung können mit  e iner  Geldbuße b is  zu 

600 ,00 €  geahndet  werden .  
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(2 )  Für  das  Bußgeldver fahren gelten  d ie §§  391 ,  393 ,  396 ,  397 ,  407 und 411 der  Abgabenord-

nung in  der  jewei l igen Fassung entsprechend .  
 
(3 )  Verwal tungsbehörde im S inne des  §  36 Abs .  1  Nr .  1  des  Gesetzes  über  Ordnungswidr igkei ten 

in  der  jewei ls  gel tenden Fassung ist  der  Bürgermeister .  
 
 

§ 12 
Inkraf t t reten  

 
D iese  Hundesteuersatzung t r i t t  am 01.01 .2013 in  Kraf t .  Gle ichze i t ig  t r i t t  d ie  Hundesteuersatzung 
vom 08 .12 .2010 außer  Kraf t .  
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vom Rat der Stadt Moers am 21.11.2012 beschlossene Hundesteuersatzung  
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird auf § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung hingewiesen: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen  Satzungen, sonstige ortsrechtliche Be-
stimmungen und Flächennutzungspläne  nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht wer-
den, es sei denn 
eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 
der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
oder 
der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Moers, den 29.11.2012 
 
Ballhaus 
Bürgermeister 
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1. Satzung zur Änderung der Satzung  
der ENNI Stadt & Service Niederrhein AöR 
über die Erhebung von Friedhofsgebühren 

vom 12.12.2012 
 
 
Aufgrund des § 4 des Gesetzes über das Friedhofs- und Bestattungswesen (Bestattungsgesetz BestG NRW) vom 17. Juni 
2003 (GV.NRW.S.313/SGV.NRW.2127), der §§ 7 und 114 a der Gemeindeordnung NRW in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.Juli 1994 (GV.NW.S.666/SGV.NRW.2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.09.2012 (GV.NRW.S.436), sowie der 
§§ 1, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein Westfalen vom 21. Oktober 1969 (G. NWS. 
712/SGV.NRW.610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2011 (GV.NRW.S.687) und der §§ 2 und 5 der Satzung der 
Stadt Moers über das Kommunalunternehmen „ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts“ vom 
19.10.2011 hat der Verwaltungsrat der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts, in seiner Sitzung 
am 12.12.2012 folgende Satzung beschlossen: 

 
 

§ 1 
 

Die Gebührentarife, die gem. § 1 Abs. 1 Satz 2 der Satzung der ENNI Stadt & Service Niederrhein AöR Anlage zur Satzung 
sind, werden wie folgt geändert: 
 
Nr. 2.23 erhält folgende Fassung 
 
„2.23 Sonderwahlgrab je Grabstelle 3.464 €“ 
 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vom Verwaltungsrat der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts am 12.12.2012 beschlosse-
ne 1. Satzung zur Änderung der Satzung der ENNI Stadt & Service Niederrhein AöR über die Erhebung von Friedhofsgebüh-
ren wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird auf § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land NRW hingewiesen: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
c) der Verwaltungsratsvorsitzende hat den Verwaltungsratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 

Moers, den 12.12.2012 
 
 
Ballhaus  
Verwaltungsratsvorsitzender 
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1. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung  
zur Satzung über die Straßenreinigung in der Stadt Moers  

vom 12.12.2012 
 

Aufgrund der §§ 7, 8, 9 und 114 a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.S..666/SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.09.2012 
(GV.NRW.S.436) und der §§ 1, 3 und 4 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen (StrReinG NRW) vom 
18.12.1975 (GV.NRW.S. 706/SGV NRW 2061), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.06.2009 (GV.NRW.S.390) und der §§ 2, 4 
und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV.NW.S.712/SGV NW 
610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2011 (GV.NRW.S.687) und der §§ 2 und 5 der Satzung der Stadt Moers über 
das Kommunalunternehmen „ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts“ vom 19.10.2011, hat der 
Verwaltungsrat der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts, in seiner Sitzung am 12.12.2012 fol-
gende Satzung über die Straßenreinigung in der Stadt Moers (Straßenreinigungssatzung) beschlossen: 

 
 

I. 
 

Die Gebührensatzung zur Satzung über die Straßenreinigung in der Stadt Moers wird wie folgt geändert: 
 

 
 

§ 4 wird wie folgt neu gefaßt: 
§ 4 

Gebührenmaßstab 
 
(1) Maßstab für die Benutzungsgebühren sind 
 - die Längen der der Erschließungsanlage (von der ENNI Stadt & Service Niederrhein AöR gereinigte  
  Erschließungsstraße) zugewandten Grundstücksseiten, 
 - die Reinigungsart nach § 5 dieser Satzung und 
 - die Zahl der wöchentlichen Reinigungen. 
 
(2) Für die Ermittlung der Grundstücksseiten nach Abs. 1 gilt im einzelnen folgendes: 
 

Zugewandte Grundstücksseiten sind diejenigen Abschnitte der Grundstücksbegrenzungslinie, die mit der Straßengren-
ze gleich, parallel oder in einem Winkel von weniger als 45° verlaufen. Liegt zwischen Grundstücksbegrenzungslinie 
und der Erschließungsstraße eine Fläche desselben Grundstücks, bleibt die Grundstücksgrenze insoweit unberücksich-
tigt. Hat ein Grundstück zu einer das Grundstück erschließenden Straße keine zugewandte Grundstücksseite, wird die 
Grundstücksseite zugrundegelegt, die sich bei einer gedachten Verlängerung dieser Straße in gerade Linie ergeben 
würde. Bei abknickenden Straßen und in ähnlichen Fällen wird das Straßenstück verlängert, von dem aus das Grund-
stück seine Zuwegung hat. Wird ein Grundstück nur durch den Wendehammer einer Straße erschlossen, sind der Front-
meterberechnung die Grundstücksseiten zugrunde zu legen, die in gleichem Abstand oder in einem Winkel von weni-
ger als 45° zu einer gedachten geradlinigen Verlängerung der Straße verlaufen. 

 
(3) Wird ein Grundstück von mehreren von der ENNI Stadt & Service Niederrhein AöR zu reinigenden Straßen erschlossen 

(§ 4 Abs. 2), so werden die Längen aller Grundstücksseiten zugrundegelegt, die diesen Erschließungsstraßen zuge-
wandt sind oder als zugewandt gelten. 

 
(4) Die ermittelten Maße der Grundstücksseiten werden für die Gebührenberechnung einzeln auf volle Meter nach unten 

abgerundet. 
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II. 
Inkrafttreten 

 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vom Verwaltungsrat der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts am 12.12.2012 beschlosse-
ne 1. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung zur Satzung über die Straßenreinigung in der Stadt Moers  wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. Es wird auf § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land NRW hingewiesen: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
c) der Verwaltungsratsvorsitzende hat den Verwaltungsratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Moers, den 12.12.2012 
 
Ballhaus  
Verwaltungsratsvorsitzender 
 
 
 
 

2. Satzung zur Änderung der Satzung  
über die Abfallentsorgung in der Stadt Moers  

(Abfallentsorgungssatzung)  
vom 12.12.2012 

 
 

Aufgrund der §§ 7, 8 und 114 a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein- Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.09.2012 (GV.NRW.S.436), 
der §§ 8 und 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein Westfalen (LAbfG NRW) vom 21.06.1988 (GV NRW S. 250/SGV 
NRW 74), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.09.2009 (GV.NRW.S. 863, ber.975), des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) 
vom 24.02.2012 (BGBl I 2012 S. 212 ff), des § 7 Satz 4 der Gewerbeabfallverordnung vom 19.06.2002 (BGBl I S. 1938), zu-
letzt geändert durch Art. 5 Abs. 23 des Gesetzes zur Neuordnung des Kreislaufwirtschafts- und Abfallrechts vom 24.02.2012 
(BGBl I 2012 S. 257),  und der §§ 2 und 5 der Satzung der Stadt Moers über das Kommunalunternehmen „ENNI Stadt & Ser-
vice Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts“, vom 19.10.2011 hat der Verwaltungsrat der ENNI Stadt & Service Nie-
derrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts, in seiner Sitzung am 12.12.2012 folgende Satzung beschlossen: 
 
 
 

I. 
 

1. § 5 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 
 
(1)  Für Haushalte erbringt die ENNI Stadt & Service Niederrhein AöR folgende sonstige abfallwirtschaftlichen Leistungen:  
  a. die zweimalige Abfuhr von Baum- und Strauchschnitt pro Jahr (Frühjahr/Herbst)  
  b. die einmalige Abfuhr von Weihnachtsbäumen pro Jahr  
  c. die ganzjährige Annahme von Grünschnitt (max. Kombikofferraumvolumen)  
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  d. die ganzjährige Annahme von Altmetallen  
  e. die ganzjährige Annahme von Elektroaltgeräten gem. ElektroG  
  f. die ganzjährige Annahme von Kühlgeräten  
  g. die ganzjährige Annahme von sperrigen Abfällen/Altmöbeln  
  h. die ganzjährige Annahme von Altpapier  
  i. die Sammlung sowie ganzjährige Annahme von Restabfall und Inkontinenzabfällen in besonders gekennzeichne-

ten Abfallsäcken 
  j.  die Sammlung von Altkleidern und -schuhen im Hol- und Bringsystem 

Einzelheiten (z.B. Zeit, Ort, Mengen) werden von der ENNI Stadt & Service Niederrhein AöR rechtzeitig bekannt 
gemacht. 

 
2. In § 9 wird folgender Absatz als Absatz 5 neu eingefügt: 
 
(5)  Altkleider und -schuhe aus Haushalten sind zu den aufgestellten Sammelcontainern der ENNI Stadt & Service Nieder-

rhein AöR zu bringen. Sie werden außerdem in gesondert bekanntgegebenen Abständen von der ENNI Stadt & Service 
Niederrhein AöR eingesammelt.    

 
Der bisherige Absatz 5 wird umnummeriert in Absatz 6. 
 
(6)  Zur Erfüllung der Anforderungen des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und des Landesabfallgesetzes sind "Abfälle zur Ver-

wertung" aus Industrie- und Gewerbebetrieben bereits an der Abfallstelle vom Abfallbesitzer oder -erzeuger von "Ab-
fällen zur Beseitigung" getrennt zu halten. 

 
3. § 14 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 
 
(2) Restabfallgroßbehälter mit Schleusensystem mit 2,5 und 5,0 cbm Volumen werden in einem 14tägigen Abfuhrrhyth-

mus geleert. Eine wöchentliche Leerung (52 Regelleerungen), dreiwöchentliche Leerung (17 Regelleerungen) oder 
vierwöchentliche Leerung (13 Regelleerungen) ist auf Antrag möglich. Zusatzleerungen sind gegen Zusatzgebühr 
ebenfalls möglich. 

 
4. § 26 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 
 
(1)  Als angefallen zum Einsammeln und Befördern gelten  
 a.  Altglas, welches in die vorgesehenen Sammelcontainer eingefüllt worden ist.  
 b. Abfälle, die in Abfallbehältern oder -säcken (§ 12) eingefüllt und zur Abfuhr bereitstehenden oder für die Abfuhr 

sperriger Abfälle (§ 19) bereitgestellt bzw. in die dafür vorgesehenen Sammelcontainer am Kreislaufwirtschaftshof 
eingefüllt sind. 

 c.  Schadstoffe, die der Schadstoffsammlung übergeben werden. 
 d.  Altkleider und -schuhe, welche in die vorgesehenen Sammelcontainer eingefüllt  bzw. zur Abfuhr bereitgestellt 

sind.  
 
4. § 26 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 
 
(2)  Die Abfälle - mit Ausnahme der nach § 3 ausgeschlossenen Abfälle - gehen in das Eigentum der ENNI Stadt & Service 

Niederrhein AöR über, sobald sie eingesammelt oder in die vorgesehenen Sammelcontainer eingefüllt oder beim Kreis-
laufwirtschaftshof oder bei der Schadstoffsammlung angenommen worden sind. Abfälle in Restabfallgroßbehältern mit 
Schleusensystem mit 2,5 und 5,0 cbm Volumen gehen in das Eigentum der ENNI Stadt & Service Niederrhein AöR über, 
sobald sie eingefüllt worden sind. 

 
 

II. 
 

Die Anlage zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Moers gem. § 3 Abs. 1 der Satzung wird wie folgt neu ge-
faßt: 
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Von der Entsorgung ausgeschlossen sind Abfälle, die nicht in folgendem Katalog aufgeführt sind: 
  
 
1.  15 01 01 Verpackungen aus Papier und Pappe 
2. 19 08 05  Schlämme aus der Behandlung von kommunalem Abwasser  
3. 20 01 01 Papier und Pappe 
4. 20 01 08 Biologisch abbaubare Küchen- und Kantinenabfälle  
5.  20 01 10 Bekleidung 
6. 20 01 11 Textilien 
7. 20 01 35* gebrauchte elektrische und elektronische Geräte, die gefährliche Bauteile enthalten, mit Ausnahme 

derjenigen, die unter 20 01 21 und 20 01 23 fallen. 
8. 20 01 36 gebrauchte elektrische und elektronische Geräte mit Ausnahme derjenigen, die unter 20 01 21, 20 01 

23 und 20 01 35 fallen. 
9. 20 01 38 Holz mit Ausnahme desjenigen, das unter 20 01 37 fällt 
10. 20 01 40 Metalle 
11. 20 02 01 Biologisch abbaubare Abfälle  
12. 20 02 03 andere nicht biologisch abbaubare Abfälle 
13. 20 03 01 gemischte Siedlungsabfälle 
14. 20 03 02 Marktabfälle 
15. 20 03 03  Straßenkehricht  
16. 20 03 07 Sperrmüll 
17.  20 03 99 Siedlungsabfälle a. n. g. 
 
18.  Nachstehende Problemabfälle werden entsorgt 
 -  aus Haushaltungen,  
 -  aus Gewerbebetrieben und Dienstleistungsbetrieben, in denen jährlich nicht mehr als 500 kg der in der Anlage zur 

Abfallbestimmungsverordnung (BGBl. I S. 614) genannten Abfälle anfallen. Dieses sind im Einzelnen:  
 
 02 01 08* Abfälle von Chemikalien für die Landwirtschaft, die gefährliche Stoffe enthalten.  
 
 03 02 01*  Halogenfreie organische Holzschutzmittel.  
 03 02 02* Chlororganische Holzschutzmittel.  
 03 02 03* Metallorganische Holzschutzmittel.  
 03 02 04*  Anorganische Holzschutzmittel.  
 03 02 05* Andere Holzschutzmittel, die gefährliche Stoffe enthalten.  
 
 06 01 01* Schwefelsäure und schweflige Säure.  
 06 01 02* Salzsäure.  
 06 01 03*  Flusssäure.  
 06 01 04* Phosphorsäure und phosphorige Säure.  
 06 01 05* Salpetersäure und salpetrige Säure.  
 
 06 04 04*  Quecksilberhaltige Abfälle.  
 
 06 13 01*  Anorganische Pflanzenschutzmittel, Holzschutzmittel und andere Biozide.  
 
 07 01 03 / 07 02 03  Halogenorganische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen.  
 
 07 03 03 / 07 04 03  Halogenorganische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 
 
 07 05 03 / 07 06 03  Halogenorganische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen.  
 
 07 07 03* Halogenorgansiche Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen.  
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 08 01 11* Farb- und Lackabfälle, die organische Lösemittel oder andere gefährliche Stoffe enthalten.  
 08 01 12  Farb- und Lackabfälle mit Ausnahme derjenigen, die unter 080111 fallen.  
 09 01 01* Entwickler und Aktivatorenlösungen auf Wasserbasis.  
 09 01 02* Offsetdruckplatten-Entwickler auf Wasserbasis.  
 09 01 03*  Entwicklerlösungen auf Lösemittelbasis.  
 09 01 04* Fixierbäder.  
 
 11 01 05* Saure Beizlösung  
 
 13 02 04* Chlorierte Maschinen-, Getriebe- und Schmieröle auf Mineralölbasis.  
 13 02 05* Nichtchlorierte Maschinen-, Getriebe- und Schmieröle auf Mineralölbasis.  
 13 02 06*  Synthetische Maschinen-, Getriebe- und Schmieröle.  
 13 02 07*  Biologisch leicht abbaubare Maschinen-, Getriebe- und Schmieröle auf Mineralölbasis.  
 
 14 06 02* Andere halogenierte Lösemittel und Lösemittelgemische.  
 14 06 03* Andere Lösemittel und Lösemittelgemische.  
 
 15 01 10*  Verpackungen, die Rückstände gefährlicher Stoffe enthalten oder durch gefährliche Stoffe verunreinigt 

sind.  
 15 02 03  Aufsaug- und Filtermaterialien, Wischtücher und Schutzkleidung mit Ausnahme derjenigen, die unter 

150202 fallen.  
 16 02 09*  Transformatoren und Kondensatoren, die PCB enthalten.  
 
 16 05 06* Laborchemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen oder solche enthalten, einschließlich Gemi-

sche von Laborchemikalien.  
 16 05 07* Gebrauchte anorganische Chemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen oder solche enthalten.  
 16 05 08* Gebrauchte organische Chemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen oder solche enthalten.  
 16 05 09  Gebrauchte Chemikalien mit Ausnahme derjenigen, die unter 160506, 160507 und 160508 fallen.  
 
 16 06 01*  Bleibatterien  
 16 06 02* Ni-Cd-Batterien  
 16 06 03* Quecksilber enthaltende Batterien.  
 16 06 04 Alkalibatterien (außer 160603)  
 16 06 06* Getrennt gesammelte Elektrolyte aus Batterien und Akkumulatoren  
  
 18 01 06*  Chemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen oder solche enthalten.  
 18 01 07 Chemikalien mit Ausnahme derjenigen, die unter 180106 fallen.  
 18 01 08* Zytotoxische und zytostatische Arzneimittel.  
 18 01 09 Arzneimittel mit Ausnahme derjenigen, die unter 180108 fallen.  
 
 18 02 05* Chemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen oder solche enthalten.  
 18 02 06 Chemikalien mit Ausnahme derjenigen, die unter 180205 fallen.  
 
 20 01 13*  Lösemittel  
 20 01 14* Säuren 
 20 01 15* Laugen 
 20 01 17* Fotochemikalien 
 20 01 19* Pestizide 
 20 01 21* Leuchtstoffröhren und andere quecksilberhaltige Abfälle 
 20 01 25 Speiseöle und Fette 
 20 01 26* Öle und Fette mit Ausnahme derjenigen, die unter 200125 fallen 
 20 01 27* Farben, Druckfarben, Klebstoffe und Kunstharze, die gefährliche Stoffe enthalten. 
 20 01 28  Farben, Druckfarben, Klebstoffe und Kunstharze mit Ausnahme derjenigen, die unter 200127 fallen. 
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 20 01 29* Reinigungsmittel, die gefährliche Stoffe enthalten 
 20 01 33* Batterien und Akkumulatoren, die unter 160601, 160602 oder 160603 fallen, sowie gemischte Batte-

rien und Akkumulatoren, die solche Batterien enthalten. 
 20 01 34 Batterien und Akkumulatoren mit Ausnahme derjenigen, die unter 200133 fallen 
 
 
Gemäß § 3 Abs. 1 Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV) sind die mit einem * versehenen Abfallarten im Abfallverzeichnis ge-
fährliche Abfälle im Sinne des § 48 Kreislaufwirtschaftsgesetz. 
 
Die Besitzer der von dieser Satzung ausgeschlossenen Abfallstoffe können sich wegen der Entsorgung zunächst an die Ent-
sorgungsanlage des Kreises Wesel „Abfallentsorgungszentrum Asdonkshof“ (Kreis Weseler Abfallgesellschaft mbH & Co. 
KG) wenden. Dort wird geklärt, ob die Abfälle dort entsorgt werden können bzw. müssen. Erst danach kann sich der Abfall-
besitzer an private Entsorgungsfirmen wenden, um dort zu klären, ob auf Anlagen der Entsorgungsfirmen oder von anderen 
Anlagen die Abfälle entsorgt werden können. Diesbezügliche Anfragen müssen wegen ggf. notwendiger Untersuchungen 
der Abfallstoffe frühzeitig an die Entsorgungsfirmen gerichtet werden. 
 
 

III. 
Inkrafttreten 

 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vom Verwaltungsrat der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts am 12.12.2012 beschlosse-
ne 2. Satzung zur Änderung der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Moers (Abfallentsorgungssatzung) wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird auf § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land NRW hingewiesen: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
c) der Verwaltungsratsvorsitzende hat den Verwaltungsratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Moers, den 12.12.2012 
 
 
Ballhaus  
Verwaltungsratsvorsitzender 
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11. Satzung zur Änderung der Satzung  
über die Straßenreinigung in der Stadt Moers (Straßenreinigungssatzung) 

vom 12.12.2012 
 
Aufgrund der §§ 7, 8, 9 und 114 a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.S..666/SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.09.2012 
(GV.NRW.S.436) und der §§ 1, 3 und 4 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen (StrReinG NRW) vom 
18.12.1975 (GV NRW S. 706/SGV NRW 2061), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.06.2009 (GV.NRW.S.390) und der §§ 2, 4 
und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NW S. 712 / SGV NW 
610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2011 (GV.NRW.S.687) und der §§ 2 und 5 der Satzung der Stadt Moers über 
das Kommunalunternehmen „ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts“ vom 19.10.2011, hat der 
Verwaltungsrat der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts, in seiner Sitzung am 12.12.2012 fol-
gende Satzung beschlossen 

 
I. 
 

Änderung von § 2 Abs. 2 Satz 1  
 
In § 2 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „die selbständige Verkehrsanlagen darstellen“ gestrichen. § 2 Abs. 2 Satz 1 wird wie 
folgt gefaßt: „Die Reinigung der öffentlichen Stichstraßen und -wege (§ 1 Abs. 1 StrReinG NRW) wird in vollem Umfang den 
Eigentümern der an sie angrenzenden und durch sie erschlossenen Grundstücke (§ 4 Straßenreinigungssatzung) auferlegt.“ 

 
II. 
 

Das Straßenverzeichnis, das gem. § 2 Anlage der Straßenreinigungssatzung ist, wird wie folgt geändert bzw. ergänzt:  
 

 
Übertragung der Reinigungs-
pflicht auf den Grundstücks-
eigentümer (§ 2) 
Straßen-             Winterdienst 

   
Schl. Name N SI SII SIII W1 W2 reinigung 

Fahr-  Geh-   Fahr-  Geh- 
bahn    weg    bahn     weg 

31116 Am Eulendyck x      x x x x 

31039 Am Gerdtbach x      x x x x 

31047 Am Jungbornpark x     x  x  x 

31047 Am Jungbornpark x    x   x  x 

31117 Am Pattberg x    x   x  x 

31290 Bataverstraße x      x x x x 

31287 Begonienstraße x      x x x x 

31279 Buschstraße von Liebrecht- bis Jockenstraße  x      x x x x 

31363 Carlo-Schmid-Straße von Rathausallee bis Haus Nr. 99 x    x   x  x 

31363 Carlo-Schmid-Straße x    x   x  x 

31400 Dürerstraße von Länglingsweg bis Kirchweg 
straßen 

ohne Stich- x    x   x  x 

31400 
Dürerstraße von Siedweg bis Länglingsweg sowie 
Stichstraßen zu den Häusern Nr. 46 – 72, 74 – 104, 106 x     x  x  x 
– 120, 122 – 140 

31400 Dürerstraße x    x   x  x 

31568 Florastraße x      x x x x 

31546 Friedrich-Ebert-Straße x    x   x  x 
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Übertragung der Reinigungs-
pflicht auf den Grundstücks-
eigentümer (§ 2) 
Straßen-             Winterdienst 

   
Schl. Name N SI SII SIII W1 W2 reinigung 

Fahr-  Geh-   Fahr-  Geh- 
bahn    weg    bahn     weg 

31546 Friedrich-Ebert-Straße x     x  x  x 

31567 Friesenstraße      x x x  x 

31592 Galgenbergsheide Verbindungsweg zur Blücherstraße x      x x x x 

31696 Hattropstr.bis Haus Nr. 15 dann einseitig bis Haus Nr. 50 x     x  x  x 

31696 Hattropstraße x     x  x  x 

31734 Hoher Weg von Lintforter Straße bis Verbandsstraße x     x  x  x 

31734 Hoher Weg von Lintforter Straße bis Verbandsstraße x    x   x  x 

31717 Homberger Straße Bahnhofsvorplatz   x  x      

31748 Humboldtstraße x     x  x  x 

31748 Humboldtstraße x    x   x  x 

31912 Jahnstraße x     x  x  x 

31912 Jahnstraße x    x   x  x 

31915 Jockenstraße x      x x x x 

31915 Jockenstraße      x x x  x 

31927 Jütenstraße x      x x x x 

31968 Kautzstraße x     x  x  x 

31968 Kautzstraße einschl. Stichstraße zu Haus Nr. 19  x     x  x  x 

32018 Kimbernstraße x      x x x x 

32011 Kurt-Schumacher-Allee von Konrad-Adenauer-Straße bis 
Carlo-Schmid-Straße 

x      x x x x 

32119 Lobelienweg x      x x x x 

32213 Merkurweg x      x x x x 

32215 Mondweg x      x x x x 

32263 Nibelungenstraße x      x x x x 

32371 Rathausallee von Rheinberger Straße bis Baumstraße 
und Theodor-Heuss-Straße bis An der Schneckull 

x    x   x  x 

32371 Rathausallee x    x   x  x 

32419 Rheinlandstraße x    x   x  x 

32532 Skirenstraße x      x x x x 

32534 Sonnenring x      x x x x 

32501 Sophienstraße x      x x x x 

32501 Sophienweg x      x x x x 

32531 Staufenstraße x      x x x x 

32755 Welfenstraße x      x x x x 

32750 Wupperstraße x      x x x x 

32836 Zum Bollwerk x    x   x  x 
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III. 
Inkrafttreten 

 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vom Verwaltungsrat der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts am 12.12.2012 beschlosse-
ne 11. Satzung zur Änderung der Satzung über die Straßenreinigung in der Stadt Moers (Straßenreinigungssatzung) wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird auf § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land NRW hingewiesen: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
c) der Verwaltungsratsvorsitzende hat den Verwaltungsratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 

Moers, den 12.12.2012 
 
 
Ballhaus  
Verwaltungsratsvorsitzender 
 
 
 

Gebührensatzung  
zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Moers  

(Abfallgebührensatzung) 
vom 12.12.2012 

 
 
Aufgrund der §§ 7, 8, 9 und 114 a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666/SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.09.2012 
(GV.NRW.S.436) und der §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 
21.10.1969 (GV.NRW.S.712/SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2011 (GV.NRW.S.687) und der §§ 2 und 
5 der Satzung der Stadt Moers über das Kommunalunternehmen „ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentli-
chen Rechts“, vom 19.10.2011 hat der Verwaltungsrat der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen 
Rechts, in seiner Sitzung am 12.12.2012 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Gebührenpflicht 

 
Für die Benutzung der durch die ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) betriebenen Ab-
fallentsorgung in der Stadt Moers und die Inanspruchnahme sonstiger abfallwirtschaftlicher Maßnahmen werden öffent-
lich-rechtliche Gebühren erhoben. 
 

§ 2 
Gebührenschuldner und Zeitraum der Gebührenpflicht 
 
(1) Gebührenschuldner/innen sind die Eigentümer/innen der an die Abfallentsorgung angeschlossenen Grundstücke, Erb-

bauberechtigte, Wohnungs- und Nutzungsberechtigte im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes, Nießbraucher/innen 
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und sonstige zur Nutzung des Grundstücks dingliche Berechtigte. Mehrere Gebührenpflichtige oder Gemeinschaften 
haften als Gesamtschuldner/innen. Die Gebühren für die zu einer Abfallgemeinschaft zusammen geschlossenen 
Grundstücke desselben Grundstückseigentümers gem. § 11 Abs. 2 der Abfallentsorgungssatzung werden zusammen 
veranlagt.  

 
(2) Die Gebührenpflicht beginnt nach Ablauf des Monats, in dem das Grundstück an die Abfallentsorgung angeschlossen 

wird; sie endet mit Ablauf des Monats, in dem der Anschluss entfällt. Ist der Anschlusszeitraum kürzer als ein Monat, 
wird die Gebühr für einen Kalendermonat erhoben. 

 
(3) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der/die neue Eigentümer/in vom Beginn des Monats an gebührenpflichtig, der 

dem Monat der Rechtsänderung folgt. Für sonstige Gebührenpflichtige gilt dies entsprechend. Einen Eigentumswech-
sel hat der/die bisherige Gebührenpflichtige der ENNI Stadt & Service Niederrhein AöR unverzüglich nach der Rechts-
änderung schriftlich mitzuteilen. 

 
§ 3 

Gebührenberechnung 
 
(1) Die Gebühren werden nach Art, Größe, Anzahl und Häufigkeit der Leerung der dem Grundstück zugeordneten Abfallbe-

hälter berechnet.  
 
(2) a) Die Gebühr beträgt im Jahr für einen Restabfallbehälter 
 
  von 60 Liter Volumen  189,60 € 
  von 80 Liter Volumen  234,00 € 
  von 120 Liter Volumen   320,40 € 
  von 240 Liter Volumen  559,20 € 
 
  einschließlich 12 Leerungen im Jahr. 
  Bei weniger als 12 Leerungen im Jahr erfolgt keine anteilige Gebührenerstattung. 
    Bei Abmeldung eines Behälters in der laufenden Abrechnungsperiode (z.B. beantragter Behältertausch) wird die 

Anzahl der in den Gebühren enthaltenen Leerungen auf die gebührenpflichtigen Monate umgerechnet. 
 
 b) Die Gebühr beträgt im Jahr für einen Restabfallbehälter für Eigenkompostierer gem. § 20 Abs. 1 der Abfallsatzung 
 
  von 60 Liter Volumen   178,80 € 
  von 80 Liter Volumen  219,60 € 
  von 120 Liter Volumen   303,60 € 
  von 240 Liter Volumen   534,00 € 
 
  einschließlich 10 Leerungen im Jahr. 
 
 Bei weniger als 10 Leerungen im Jahr erfolgt keine anteilige Gebührenerstattung. 

Bei Abmeldung eines Behälters in der laufenden Abrechnungsperiode (z.B. beantragter Behältertausch) sowie bei  
Änderung der Voraussetzungen zur Anerkennung als Eigenkompostierer, wird die Anzahl der in den Gebühren ent-
haltenen Leerungen auf die gebührenpflichtigen Monate umgerechnet. 

 
c) Die Gebühr beträgt im Jahr für einen Restabfallbehälter für Nutzer der Biotonne 

 
 von 60 Liter Volumen  153,60 € 
 von 80 Liter Volumen  189,60 € 
 von 120 Liter Volumen   258,00 € 
 von 240 Liter Volumen   448,80 € 
 
  einschließlich 10 Leerungen im Jahr. 
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  Bei weniger als 10 Leerungen im Jahr erfolgt keine anteilige Gebührenerstattung. 

Bei Abmeldung eines Restabfallbehälters (z.B. beantragter Behältertausch) oder der Biotonne in der laufenden Ab-
rechnungsperiode wird die Anzahl der in den Gebühren enthaltenen Leerungen auf die gebührenpflichtigen Mona-
te umgerechnet. 

  
d) Für jede über die in der Jahresgebühr jeweils enthaltenen Leerungen hinausgehende weitere Leerung beträgt die 

Gebühr bei einem Restabfallbehälter 
 
 von 60 Liter Volumen 5,00 € 
 von 80 Liter Volumen 6,40 € 
 von 120 Liter Volumen 9,10 € 
 von 240 Liter Volumen 16,60 € 
 

e) Die Gebühr beträgt im Jahr für eine Biotonne 
 
 von 120 Liter Volumen   36,00 € 
 von 240 Liter Volumen  68,40 € 
 
 einschließlich 26 Leerungen 
 

Bei weniger als 26 Leerungen im Jahr erfolgt keine anteilige Gebührenerstattung. 
Bei Abmeldung eines Restabfallbehälters (z.B. beantragter Behältertausch) oder der Biotonne in der laufenden Ab-
rechnungsperiode wird die Anzahl der in den Gebühren enthaltenen Leerungen auf die gebührenpflichtigen Mona-
te umgerechnet. 

 
f)  Die Gebühr beträgt im Jahr für einen Restabfallbehälter 

 
 von  770 Liter Volumen 2.489,40 € 
 von  1.100 Liter Volumen 3.516,00 € 
  
 einschließlich 26 Leerungen im Jahr 
  
 Bei weniger als 26 Leerungen im Jahr erfolgt keine anteilige Gebührenerstattung. 

Bei Abmeldung eines Restabfallbehälters (z.B. beantragter Behältertausch) oder der Biotonne in der laufenden Ab-
rechnungsperiode wird die Anzahl der in den Gebühren enthaltenen Leerungen auf die gebührenpflichtigen Mona-
te umgerechnet. 

  
 (3) a) Die Gebühr beträgt im Jahr bei wöchentlicher Leerung für einen Restabfallbehälter  
 
 von 60 Liter Volumen  468,50 € 
 von 80 Liter Volumen  568,90 € 
 von 120 Liter Volumen   763,30 € 
 von 240 Liter Volumen   1.302,10 € 
 von  770 Liter Volumen 5.057,70 € 
 von 1.100 Liter Volumen 7.110,90 € 
 von 2.500 Liter Volumen 10.970,40 € 
 von 5.000 Liter Volumen 20.859,60 € 
 
  einschließlich 52 Leerungen im Jahr 
 
  Bei weniger als 52 Leerungen im Jahr erfolgt keine anteilige Gebührenerstattung. 
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Bei Abmeldung eines Restabfallbehälters (z.B. beantragter Behältertausch) oder der Biotonne in der laufenden Ab-
rechnungsperiode wird die Anzahl der in den Gebühren enthaltenen Leerungen auf die gebührenpflichtigen Monate 
umgerechnet. 

  
b) Die Gebühr beträgt im Jahr bei wöchentlich zweimaliger Leerung für einen Restabfallbehälter 

 
von 2.500 Liter Volumen  21.940,80 € 
von 5.000 Liter Volumen  41.719,20 € 

 
 einschließlich 104 Leerungen im Jahr 
 
 Bei weniger als 104 Leerungen im Jahr erfolgt keine anteilige Gebührenerstattung. 

Bei Abmeldung eines Restabfallbehälters (z.B. beantragter Behältertausch) oder der Biotonne in der laufenden Abrech-
nungsperiode wird die Anzahl der in den Gebühren enthaltenen Leerungen auf die gebührenpflichtigen Monate umge-
rechnet. 

  
(4)  a) Die Gebühr beträgt im Jahr bei wöchentlicher Leerung für Großabfallbehälter mit Schleusensystem  
 
 Oberflurcontainer mit Schleusensystem von 2,5 m³ Volumen                       14.502,00 €  
 Halbunterflurcontainer mit Schleusensystem von 2,5 m³ Volumen               15.012,00 € 
 Unterflurcontainer mit Schleusensystem von 2,5 m³ Volumen                      16.492,00 € 
 Unterflurcontainer mit Schleusensystem von 5,0 m³ Volumen                      27.017,20 € 
 
 einschließlich 52 Leerungen im Jahr 
 Bei weniger als 52 Leerungen im Jahr erfolgt keine anteilige Gebührenerstattung. 
 Bei Abmeldung eines Großbehälters mit Schleusensystem in der laufenden Abrechnungsperiode wird die  Anzahl der in 

den Gebühren enthaltenen Leerungen auf die gebührenpflichtigen Monate umgerechnet. 
 
 b) Die Gebühr beträgt im Jahr bei 14tägiger Leerung für Großabfallbehälter mit Schleusensystem 
 
 Oberflurcontainer mit Schleusensystem von 2,5 m³ Volumen                        9.016,00 € 
 Halbunterflurcontainer mit Schleusensystem von 2,5 m³ Volumen                 9.526,00 € 
 Unterflurcontainer mit Schleusensystem von 2,5 m³ Volumen                      11.006,00 € 
 Unterflurcontainer mit Schleusensystem von 5,0 m³ Volumen                      16.588,60 € 
 
 einschließlich 26 Leerungen im Jahr 
 Bei weniger als 26 Leerungen im Jahr erfolgt keine anteilige Gebührenerstattung. 

Bei Abmeldung eines Großbehälters mit Schleusensystem in der laufenden Abrechnungsperiode wird die  Anzahl der in 
den Gebühren enthaltenen Leerungen auf die gebührenpflichtigen Monate umgerechnet. 

 
 c) Die Gebühr beträgt im Jahr bei dreiwöchentlicher Leerung für Großabfallbehälter mit Schleusensystem 
 
 Oberflurcontainer mit Schleusensystem von 2,5 m³ Volumen                        7.117,00 €  
 Halbunterflurcontainer mit Schleusensystem von 2,5 m³ Volumen                 7.627,00 € 
 Unterflurcontainer mit Schleusensystem von 2,5 m³ Volumen                        9.107,00 € 
 Unterflurcontainer mit Schleusensystem von 5,0 m³ Volumen                      12.978,70 € 
 
 einschließlich 17 Leerungen im Jahr 
 Bei weniger als 17 Leerungen im Jahr erfolgt keine anteilige Gebührenerstattung. 
 Bei Abmeldung eines Großbehälters mit Schleusensystem in der laufenden Abrechnungsperiode wird die  Anzahl der in 

den Gebühren enthaltenen Leerungen auf die gebührenpflichtigen Monate umgerechnet. 
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 d) Die Gebühr beträgt im Jahr bei vierwöchentlicher Leerung für Großabfallbehälter mit Schleusensystem 
 
 Oberflurcontainer mit Schleusensystem von 2,5 m³ Volumen                         6.273,00 €  
 Halbunterflurcontainer mit Schleusensystem von 2,5 m³ Volumen                 6.783,00 € 
 Unterflurcontainer mit Schleusensystem von 2,5 m³ Volumen                        8.263,00 € 
 Unterflurcontainer mit Schleusensystem von 5,0 m³ Volumen                      11.374,30 € 
 
 einschließlich 13 Leerungen im Jahr 
 Bei weniger als 13 Leerungen im Jahr erfolgt keine anteilige Gebührenerstattung. 

Bei Abmeldung eines Großbehälters mit Schleusensystem in der laufenden Abrechnungsperiode wird die  Anzahl der in 
den Gebühren enthaltenen Leerungen auf die gebührenpflichtigen Monate umgerechnet. 

 
 e) Für jede über die in der Jahresgebühr jeweils enthaltenen Leerungen hinausgehende weitere Leerung beträgt die 

Gebühr bei einem Großabfallbehälter mit Schleusensystem 
 

von 2,5 m³ Volumen                                                                                           211,00 € 
von 5,0 m³ Volumen                                                                                           401,10 € 

 
 
 (5)  Ändern sich Art, Größe, Anzahl oder Häufigkeit der Leerungen der Abfallbehälter, sind die neuen Gebühren vom Be-

ginn des Monats an zu berechnen, der auf die Änderung folgt. 
 

§ 4 
Festsetzung und Fälligkeit der Gebühren 

 
(1) Die Gebühren werden - mit Ausnahme der Gebühren nach § 3 Abs. 2 Buchstabe d – für ein Kalenderjahr oder, wenn die 

Gebührenpflicht erst während des Kalenderjahres beginnt, für den Rest des Kalenderjahres durch Gebührenbescheid 
festgesetzt. 

 
(2) Die Gebühr ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides zu zahlen; gibt der Gebührenbe-

scheid andere Fälligkeitstermine an, so gelten diese. Bis zur Erteilung eines neuen Bescheides sind die Gebühren über 
das Jahr hinaus zu den im Gebührenbescheid genannten Fälligkeitsterminen weiter zu entrichten.  

 
(3) Auf Antrag können die Gebühren abweichend von Absatz 2 am 1. Juli in einem Betrag entrichtet werden. Der Antrag 

muss spätestes am 30. September des vorhergehenden Jahres gestellt werden. 
 
(4) Die Gebühren für die weiteren Leerungen nach § 3 Abs. 2 Buchstabe d werden nach Ablauf des Kalenderjahres durch 

einen gesonderten Gebührenbescheid erhoben. Der Bescheid kann mit dem Gebührenbescheid über Abfallgebühren für 
die folgende Abrechnungsperiode verbunden werden. 

 
(5) Bei Änderungen der Behälterzuteilungen im laufenden Jahr werden die vorläufigen Festsetzungen entsprechend dem 

neuen Behälterbestand angepasst. 
 
(6) Bei Nachforderungen aufgrund von Änderungen des Behälterbestandes sowie aufgrund der Abrechnung von Zusatzlee-

rungen oder bei Tarifänderungen im laufenden Kalenderjahr steht es im Ermessen der ENNI Stadt & Service Nieder-
rhein AöR, diese Nachforderungen zum nächsten Hauptfälligkeitstermin oder mit Bescheid über die endgültige Gebüh-
renfestsetzung nachträglich zu erheben. 

 
(7) Bei vorübergehenden Einschränkungen, Verspätungen oder Unterbrechungen der Abfallentsorgung durch Betriebsstö-

rungen, betriebsnotwendige Arbeiten, behördliche Verfügungen, Streiks, höhere Gewalt oder Verlegung der Abfuhrzeit-
punkte hat der Gebührenpflichtige keinen Anspruch auf Gebührenermäßigung oder Schadenersatz. 
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§ 5 
Gebühren für Abfallsäcke 

 
Es wird eine Gebühr in Höhe von 5,80 € je Restabfallsack und 2,80 € je Inkontinenzabfallsack für die Gestellung, Abfuhr und 
Entsorgung erhoben. Die Gebühr ist bei Erwerb der Abfallsäcke im voraus bar zu entrichten. 

 
§ 6 

Gebühren für Grünschnittannahme am Kreislaufwirtschaftshof 
 
Für die Annahme von weichem Grünschnitt (z.B. Laub, Rasen, Blumen, Baumnadeln, Wild- u. Unkräuter, Wasserpflanzen, Al-
gen u.ä.) am Kreislaufwirtschaftshof wird eine Gebühr in Höhe von 3,00 € je Anlieferung (max. Kombikofferraumvolumen) 
erhoben. Die Gebühr ist in bar bei der Anlieferung am Kreislaufwirtschaftshof zu entrichten.  
  

§ 7 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
Diese Gebührensatzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung vom 16.12.2010 in der Fassung 
der 1. Änderungssatzung vom 12.12.2011 außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vom Verwaltungsrat der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts am 12.12.2012 beschlosse-
ne Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Moers (Abfallgebührensatzung) wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. Es wird auf § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land NRW hingewiesen: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
c) der Verwaltungsratsvorsitzende hat den Verwaltungsratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Moers, den 12.12.2012 
 
Ballhaus  
Verwaltungsratsvorsitzender 
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Friedhofssatzung  
der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts 

vom 12.12.2012 
 
 

Aufgrund des § 4 des Gesetzes über das Friedhofs- und Bestattungswesen (Bestattungsgesetz BestG NRW) vom 17. Juni 
2003 (GV.NRW.S.313/SGV.NRW.2127), der §§ 7 und 114 a der Gemeindeordnung NRW in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.Juli 1994 (GV.NW.S.666/SGV.NRW.2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.09.2012 (GV.NRW.S.436), sowie der 
§§ 1, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein Westfalen vom 21. Oktober 1969 
(GV.NW.S.712/SGV.NRW.610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2011 (GV.NRW.S.687) und der §§ 2 und 5 der Sat-
zung der Stadt Moers über das Kommunalunternehmen „ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts“ 
vom 19.10.2011 hat der Verwaltungsrat der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts, in seiner 
Sitzung am 12.12.2012 folgende Satzung beschlossen: 

 
 

I.  
Allgemeine Bestimmungen  

 
§ 1  

Geltungsbereich 
 
Diese Friedhofssatzung gilt für folgende im Gebiet der Stadt Moers gelegenen und im Eigentum der ENNI Stadt & Service 
Niederrhein Anstalt des öffentlichen Rechts, stehenden und von dieser verwalteten Friedhöfe: 
 
Hauptfriedhof (an der Geldernschen Straße)  
Friedhof Hülsdonk (an der Geldernschen Straße)  
Friedhof Moers mit Ehrenfriedhof (an der Klever Straße)  
Friedhof Meerbeck (an der Lindenstraße)  
Friedhof Schwafheim (an der Hügelstraße)  
Friedhof Vinn (an der Vinner Straße)  
Friedhof Kapellen (an der Friedhofsstraße)  
Friedhof Lohmannsheide (an der Jakob-Schroer-Straße)  
Friedhof Repelen (an der Johann-Steegmann-Allee /Hoher Weg)  
Friedhof Utfort (an der Friedenstraße)  

 
§ 2  

Friedhofszweck  
 
(1) Die Friedhöfe sind nichtrechtsfähige Anstalten der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen 
 Rechts.  
 
(2) Die Friedhöfe dienen der Bestattung der Toten (Leichen, Tot- und Fehlgeburten), die bei Ihrem Ableben Einwohner der 

Stadt Moers waren oder ein Recht auf Beisetzung in einer bestimmten Grabstätte besaßen. Darüber hinaus dienen die 
Friedhöfe auch der Bestattung der aus Schwangerschaftsabbrüchen stammenden Leibesfrüchte, falls wenigstens ein 
Elternteil Einwohner der Stadt Moers ist. Die Bestattung anderer Personen bedarf der Ausnahmegenehmigung der 
Friedhofsverwaltung. Eine Ausnahmegenehmigung zur Bestattung auf Moerser Friedhöfen wird erteilt für Verstorbene, 
die vor ihrem Ableben lediglich aus Pflege- bzw. Altersgründen verzogen sind, und für andere außerhalb von Moers 
gemeldete Verstorbene, wenn deren nächste Verwandte (Ehegatte/Kinder/Eltern/ Geschwister) bereits auf einem 
Friedhof in der Stadt Moers bestattet wurden oder Angehörige bzw. der Auftraggeber der Bestattung in Moers ansässig 
sind. 

 
(3) Gleichzeitig dienen die Friedhöfe als Stätte der Erholung. Aus ökologischen Gründen sollen die Friedhöfe und auch die 

einzelnen Grabstätten grün gestaltet werden. Eine ausreichende Bepflanzung soll der Verbesserung des Stadtklimas 
dienen. 
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§ 3 
Schließung und Entwidmung  

 
(1) Friedhöfe und Friedhofsteile können für weitere Bestattungen gesperrt (Schließung) oder einer anderen Verwendung 

zugeführt werden (Entwidmung).  
 
(2) Durch die Schließung wird die Möglichkeit weiterer Bestattungen ausgeschlossen. Soweit durch Schließung das Recht 

auf weitere Bestattungen in Wahlgrabstätten, Urnenwahlgrabstätten und Kolumbarien erlischt, wird dem Nutzungsbe-
rechtigten für die restliche Nutzungszeit bei Eintritt eines weiteren Bestattungsfalles auf Antrag eine andere Wahl-
grabstätte/Urnenwahlgrabstätte zur Verfügung gestellt. Außerdem kann er die Ausgrabung bzw. Umbettung bereits 
bestatteter Leichen verlangen.  

 
(3) Durch die Entwidmung geht die Eigenschaft des Friedhofs als Ruhestätte der Toten verloren. Die Bestatteten werden, 

falls die Ruhezeit (bei Reihengrabstätten, Urnenreihengrabstätten) bzw. die Nutzungszeit (bei Wahlgrabstätten, Ur-
nenwahlgrabstätten und Kolumbarien) noch nicht abgelaufen ist, auf Kosten der Friedhofsverwaltung in andere Grab-
stätten umgebettet.  

 
(4) Schließung oder Entwidmung werden öffentlich bekannt gegeben. Der Nutzungsberechtigte einer Wahlgrabstät-

te/Urnenwahlgrabstätte oder eines Kolumbariums erhält außerdem einen schriftlichen Bescheid, wenn sein Aufenthalt 
bekannt oder ohne besonderen Aufwand zu ermitteln ist. 

 
(5) Umbettungstermine werden einen Monat vorher öffentlich bekannt gemacht. Gleichzeitig sind sie dem Nutzungsbe-

rechtigten oder einem Angehörigen des Verstorbenen mitzuteilen.  
 
(6) Ersatzgrabstätten werden von der Friedhofsverwaltung auf ihre Kosten in ähnlicher Weise wie die Grabstätten auf den 

entwidmeten oder außer Dienst gestellten Friedhöfen/Friedhofsteilen hergerichtet. Die Ersatzwahlgrabstätten werden 
Gegenstand des Nutzungsrechtes.  

 
 

II  
Ordnungsvorschriften  

 
§ 4  

Öffnungszeiten  
 
(1) Die Friedhöfe sind stets für den Besuch geöffnet.  
 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann aus besonderem Anlass das Betreten eines Friedhofes oder einzelner Friedhofsteile vo-

rübergehend untersagen.  
 

§ 5  
Verhalten auf dem Friedhof  

 
(1) Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des Ortes entsprechend zu verhalten. Die Anordnungen der Friedhofsver-

waltung bzw. deren Beauftragten sind zu befolgen.  
 
(2) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet,  
 
 a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art sowie Rollschuhen/Rollerblades/Skateboards/Fahrrädern/Mofa/ Motorrädern 

etc. zu befahren. Ausgenommen sind Kinderwagen und Rollstühle sowie Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und 
deren Beauftragten und der für den Friedhof zugelassenen Gewerbetreibenden. Bei Personen die der Friedhofs-
verwaltung eine besondere Gehbehinderung nachgewiesen haben, kann die Friedhofsverwaltung das Befahren der 
Friedhöfe zum Zweck des Grabbesuches mit einem PKW in Schrittgeschwindigkeit zu bestimmten Zeiten geneh-
migen.  

 



 
 - 279 - 
 

 

Amtsblatt der Stadt Moers – Nr. 19 - 13.12.2012 
 

 

 b)  Waren aller Art sowie gewerbliche Dienste anzubieten oder diesbezüglich zu werben.  
 c)  an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung störende Arbeiten auszuführen.  
 d)  ohne schriftlichen Auftrag eines Berechtigten bzw. ohne Zustimmung der Friedhofsverwaltung gewerbsmäßig zu 

fotografieren. 
 e) Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Drucksachen, die im Rahmen der Bestattungsfeier notwendig und üb-

lich sind.  
 f)  den Friedhof und seine Einrichtungen, Anlagen und Grabstätten zu verunreinigen oder zu beschädigen sowie Ra-

senflächen und Grabstätten unberechtigt zu betreten.  
 g) Abraum und Abfälle, insbesondere alte Kränze außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern, sowie Abfälle 

anderer Herkunft auf den Friedhöfen zu entsorgen.  
 h) zu lärmen und zu spielen, sowie Musikgeräte abzuspielen. Live Musik und Darbietungen sind der Friedhofsverwal-

tung anzuzeigen und durch diese zu genehmigen.  
 i) Tiere mitzubringen, ausgenommen kurz angeleinte Hunde und Blindenhunde, die ausschließlich auf den Wegen 

mitzuführen sind. Hundekot ist zu entfernen.  
 j) sich als unbeteiligter Zuschauer während der Trauerfeierlichkeiten und bei Umbettungen störend in unmittelbarer 

Nähe des Grabes aufzuhalten, sowie die Leichenhalle und die Friedhofskapelle unbefugt zu betreten.  
 
(3) Kinder unter 6 Jahren dürfen die Friedhöfe nur in Begleitung Erwachsener betreten.  
 
(4) Totengedenkfeiern, Bestattungsrituale anderer Glaubensgemeinschaften und andere nicht mit einer Bestattung zu-

sammenhängende Veranstaltungen sind ausschließlich mit der Friedhofsverwaltung abzustimmen, 4 Tage vorher an-
zumelden und bedürfen deren Genehmigung.  

 
(5) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofes und der Ordnung auf 

ihm vereinbar sind.  
 

§ 6  
Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof  

 
(1) Aus Gründen der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung bedürfen Steinmetze, Bildhauer und Bestatter für ihre gewerbli-

che Tätigkeit auf den Friedhöfen der vorherigen Zulassung durch die Friedhofsverwaltung. Andere Gewerbetreibende 
müssen ihre Tätigkeit auf dem Friedhof der Friedhofsverwaltung anzeigen. § 42 a VwVfG gilt entsprechend. Gewerbe-
treibende, die vor in Kraft treten dieser Satzung bereits gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen durchgeführt haben, 
bedürfen keiner neuen Genehmigung. 

 
(2) Auf ihren Antrag werden die in Abs. 1 Satz 1 genannten Gewerbetreibende zugelassen, die 
 
 a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind und 
 
 b) ihre Eintragung in die Handwerksrolle bzw. (bei Antragstellern des handwerklichen Gewerbes) ihre Eintragung 

gem. § 19 Handwerksordnung oder die selbst oder deren fachliche Vertreter die Meisterprüfung abgelegt haben 
oder die über eine vergleichbare Qualifikation verfügen. 

 
(3) Die Friedhofsverwaltung hat die Zulassung davon abhängig zu machen, dass der Antragsteller einen für die Ausführung 

seiner Tätigkeit ausreichenden Haftpflichtversicherungsschutz nachweist.  
 
(4) Die Zulassung erfolgt durch Ausstellung einer schriftlichen Genehmigung. Die Zulassung kann befristet werden. Auf 

Verlangen der Friedhofsverwaltung und deren Beauftragten ist die Zulassung vorzuzeigen. 
 
(5) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die Friedhofssatzung und die dazu ergangenen Regelungen zu 

beachten. Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, die sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer 
Tätigkeit auf den Friedhöfen schuldhaft verursachen. 
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(6) Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen dürfen nur in der Zeit von 07:00 Uhr bis 20:00 Uhr bzw. in den Wintermona-
ten bis zum Einbruch der Dunkelheit ausgeführt werden. Die Friedhofsverwaltung kann Verlängerungen der Arbeitszei-
ten zulassen.  

 
(7) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf den Friedhöfen nur an den von der Fried-

hofsverwaltung genehmigten Stellen gelagert werden. Bei Beendigung der Arbeiten sind die Arbeits- und Lagerplätze 
wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. Gewerbliche Geräte dürfen nicht an oder in den Wasserent-
nahmestellen der Friedhöfe gereinigt werden. 

 
(7.1) Beerdigungen dürfen durch die Arbeiten nicht gestört werden.  
 
(7.2) Auf den Friedhöfen ist zu beachten,  
 
 a) Abfälle entsprechend der vorhandenen Behälter zu trennen.  
 b) dass das Reinigen von Grabaufbauten mit Chemikalien untersagt ist.  
 c) dass die Beseitigung von Unkraut mit Unkrautvernichtungsmitteln, aus Gründen des Grundwasserschutzes unzu-

lässig ist.  
 d) dass Arbeitsgeräte und Utensilien nicht hinter den Grabstätten gelagert und Nachbargrabstätten nicht beeinträch-

tigt werden dürfen.  
 
(8) Die Friedhofsverwaltung kann die Zulassung der Gewerbetreibenden, die trotz Mahnung wiederholt gegen die Vor-

schriften der Friedhofssatzung verstoßen oder bei denen die Voraussetzungen des Absatzes 2 ganz oder teilweise nicht 
mehr gegeben sind, auf Zeit oder Dauer durch schriftlichen Bescheid entziehen. Bei schweren Verstößen ist eine Mah-
nung entbehrlich.  

 
 

III  
Allgemeine Bestattungsvorschriften  

 
§ 7  

Anzeigepflicht und Bestattungszeit  
 
(1) Jede Bestattung ist unverzüglich nach Beurkundung des Sterbefalles bei der Friedhofsverwaltung, unter Angabe des 

Todestages, anzumelden. Sterbeurkunde und Zahlungsverpflichtungserklärung und sonstige erforderliche Unterlagen 
müssen spätestens einen Tag vor der Beisetzung der Friedhofsverwaltung vorliegen.  

 
(2) Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen Wahlgrabstätte, Urnenwahlgrabstätte oder in einem Kolumbarium 

beantragt, ist auch das Nutzungsrecht nachzuweisen.  
 
(3) Soll eine Aschenbestattung erfolgen, so ist eine Bescheinigung über die Einäscherung vorzulegen.  
 
(4) Die Friedhofsverwaltung setzt Ort, Grabstelle und Zeit der Bestattung im Einvernehmen mit den Bestattern und Ange-

hörigen fest. Bestattungen und Trauerfeiern erfolgen regelmäßig an folgenden Werktagen. 
 
   Montag bis Freitag: 09:00 bis 14:00 Uhr  
   und  
   Samstag: 09.00 bis 12.00 Uhr 
 
 Ausschließlich die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen. 
 
(5) Erdbestattungen dürfen gemäß § 13 Abs. 2 des Bestattungsgesetzes NW frühestens 48 Stunden nach Eintritt des Todes 

und müssen nach Abs. 3 innerhalb von 8 Tagen nach Eintritt des Todes durchgeführt werden. Aschen müssen spätes-
tens 2 Monate nach der Einäscherung bestattet werden, andernfalls werden sie auf Kosten des Auftraggebers der Be-

 



 
 - 281 - 
 

 

Amtsblatt der Stadt Moers – Nr. 19 - 13.12.2012 
 

 

stattung oder des Bestattungspflichtigen bestattet. Die Friedhofsverwaltung kann in begründeten Fällen Ausnahmen 
von der Bestattungsfrist für Aschen zulassen.  

 
§ 8  

Särge und Urnen  
 
(1) Bestattungen sind grundsätzlich in Särgen oder Urnen vorzunehmen. Ausnahmsweise kann die Friedhofsverwaltung 

auf Antrag die Bestattung ohne Sarg oder Urne gestatten, wenn nach den Grundsätzen oder Regelungen der Glaubens-
gemeinschaft, der die oder der Verstorbene angehört hat eine Bestattung ohne Sarg oder Urne vorgesehen ist. Wird ei-
ner Bestattung ohne Sarg zugestimmt, muss die Leiche in Tücher gewickelt in einem Sarg aufgebahrt und mit dem 
Sarg bis zum Begräbnisplatz transportiert werden. 

 
(2) Särge, Urnen und Überurnen müssen so beschaffen sein, dass die chemische, physikalische oder biologische Beschaf-

fenheit des Bodens oder des Grundwassers nicht nachteilig verändert wird und bei Särgen die Verwesung der Leichen 
innerhalb der Ruhefrist ermöglicht wird. Die Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, das jedes Durchsickern 
von Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Särge, Sargausstattungen und –beigaben, Sargabdichtungen und Überurnen müs-
sen zur Vermeidung von Umweltbelastungen aus leicht verrottbaren Werkstoffen hergestellt sein. Sie dürfen keine 
PVC-, PCP-, formaldehydabspaltenden, nitrozellulosehaltigen oder sonstigen umweltgefährdenden Lacke oder Zusätze 
enthalten. Die Kleidung der Leiche soll nur aus Papierstoff oder Naturtextilien gefertigt sein.  

 
(3) Verstorbene, die aus dem Ausland in einem Zinksarg überführt werden, müssen vor der Bestattung in einen Sarg ge-

mäß Ziffer 2 eingesargt werden. 
 
(4) Die Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmaß 0,65 m breit sein. Sind in Ausnahmefällen grö-

ßere Särge erforderlich, ist die Zustimmung der Friedhofsverwaltung bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen. 
 

§ 9  
Ausheben der Gräber  

 
(1) Die Gräber werden von der Friedhofsverwaltung ausgehoben und wieder verfüllt. Grabdekoration (Ausschlag des Gra-

bes und Bedeckung des Grabhügels mit Matten) erfolgt ebenfalls durch die Friedhofsverwaltung. Ausnahmen können 
in begründeten Fällen von der Friedhofsverwaltung zugelassen werden. 

 
(2) Die Tiefe der einzelnen ausgehobenen Gräber für Erdbestattungen beträgt mindestens 1,55 m. Die Tiefe der vorge-

nannten Gräber von der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur Oberkante des Sarges beträgt mindestens 0,90 m. Die Tiefe 
der ausgehobenen Urnengräber beträgt mindestens 0,70 m. Die Tiefe bis zur Oberkante der Urne beträgt mindestens 
0,50 m.  

 
(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander durch mindestens 0,30 m starke Erdwände getrennt sein.  
 
(4) Grabaufbauten und Bepflanzung, die der Grabbereitung im Wege sind, haben die Angehörigen oder deren Beauftragte 

ohne weitere Aufforderung durch die Friedhofsverwaltung unverzüglich zu entfernen. Um einen fristgerechten Grab-
aushub für die Bestattung zu gewährleisten, werden nicht fristgerecht entfernte Grabaufbauten und Bepflanzung von 
der Friedhofsverwaltung auf Kosten des Nutzungsberechtigten bzw. Auftraggebers entfernt. Die Friedhofsverwaltung 
haftet nicht für Schäden, die bei der notwendigen Entfernung von Grabaufbauten und Bepflanzung an diesen entste-
hen. Innerhalb von 2 Monaten kann der Nutzungsberechtigte die Grabaufbauten wieder ordnungsgemäß auf der Grab-
stätte aufstellen bzw. verlegen. Die entfernten Grabaufbauten gehen nach dieser Aufbewahrungsfrist von 2 Monaten 
entschädigungslos in die Verfügungsgewalt der Friedhofsverwaltung über. Es ist zu dulden, dass Grabaufbauten oder 
Bepflanzung auf einer Nachbargrabstätte, welche die Ausführung einer Beisetzung stören, entfernt werden, wenn sie 
nach der Beisetzung wieder auf das Grab verbracht werden. Die Kosten hierfür hat der Nutzungsberechtigte zu tragen, 
auf dessen Grabstätte die Beisetzung, die die Entfernung erforderlich machte, erfolgte. 
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§ 10  
Ruhezeit  

 
(1) Die Ruhezeit und die Nutzungszeit sind von der Zeitspanne her bei Neuerwerben identisch. Allerdings kann die Nut-

zungszeit bei ausgewiesenen Grabarten über die Ruhezeit verlängert werden. 
 
(2) Die Ruhezeit für Urnen- und Erdbestattungen für Verstorbene ab vollendetem 5. Lebensjahr beträgt 25 Jahre, für Ver-

storbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 15 Jahre.  
 
(3) Die Ruhezeit für Tot- und Fehlgeburten und die aus Schwangerschaftsabbrüchen stammende Leibesfrucht beträgt 15 

Jahre.  
 
(4) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Überreste aus Erdbestattungen und Aschereste verbleiben auch bei neuer 

Bestattung bzw. Verleihung eines neuen Nutzungsrechtes in der Grabstelle durch einen vertieften Aushub. 
 

§ 11  
Umbettungen  

 
(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden.  
 
(2) Umbettungen und Ausgrabungen erfolgen nur auf schriftlichen Antrag. Für eine Umbettung müssen wichtige Gründe 

vorliegen. Eine Umbettung bedarf unbeschadet der gesetzlichen Vorschriften der Zustimmung der Friedhofsverwal-
tung.  

 
(3) Umbettungen werden nur vorgenommen aus einem Wahlgrab in ein anderes Wahlgrab oder aus einem Reihengrab in 

ein Wahlgrab.  
 
(4) Umbettungen werden nur von den Beauftragten der Friedhofsverwaltung durchgeführt. Die Friedhofsverwaltung be-

stimmt den Zeitpunkt der Umbettung; bei Leichen in der Regel in der kalten Jahreszeit (01.11. bis 31.03.).  
 
(5) Der Ablauf der Ruhezeit wird durch die Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt.  
 
(6) Ausgrabungen zu anderen Zwecken als zur Umbettung bedürfen einer behördlichen oder richterlichen Anordnung.  
 
(7) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen- und Aschenreste können nur auf schriftlichen Antrag mit vorheri-

ger Zustimmung der Friedhofsverwaltung umgebettet werden. 
 
(8) Die Kosten der Umbettung hat der Antragsteller zu tragen. Das gilt auch für den Ersatz von Schäden, die an benachbar-

ten Grabstätten und Anlagen durch eine Umbettung entstehen, soweit sie notwendig und aufgetreten sind oder die 
Friedhofsverwaltung oder deren Beauftragte bezüglich dieser nur leichte Fahrlässigkeit trifft.  

 
§ 12 

Arten der Grabstätten  
 
(1) Die Grabstätten bleiben Eigentum der Friedhofseigentümerin. An ihnen können Rechte nur nach dieser Satzung erwor-

ben werden. Lage, Form und Größe der Grabstätten sind in den Friedhofsplänen ausgewiesen. Die Festlegung der örtli-
chen Lage von Grabstätten für anstehende Beerdigungen erfolgt ausschließlich durch die Friedhofsverwaltung in Ab-
sprache mit den Nutzungsberechtigten oder deren Beauftragten. Die Friedhofsverwaltung behält sich vor, nicht alle 
Grabarten auf jedem Friedhof zur Verfügung zu stellen. Die Maße der einzelnen Grabarten können auf historischen 
Grabfeldern oder wegen besonderer örtlicher Gegebenheiten auch bei Neuanlagen von den in §§ 13 - 17, 19 und 25 
vorgegebenen Maßen abweichen. Die Entscheidung darüber trifft die Friedhofsverwaltung. 

 
(2) Es werden folgende Grabarten mit unterschiedlichen Nutzungszeiten vorgehalten:  
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(2.1) Pflegegebundene Grabstätten:  
 

 (a)  Reihengrabstätten für Erdbestattungen für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr, 15 Jahre; 
 (b)  Wahlgrabstätten für Erdbestattungen, 25 Jahre;  
 (c)  Wahlgrabstätten für Urnen, 25 Jahre;  
 (d)  Sonderwahlgrabstätten, 25 Jahre;  
 (e)  Pflegeleichte Rasenwahlgrabstätten, 25 Jahre 
 (f)  Bis zum 31.12.2012: Reihengrabstätten für Erdbestattung und Reihengrabstätten für Urnen, jeweils 25 Jahre. Ein Neu-

erwerb von Nutzungsrechten an diesen Grabstätten ist nicht möglich. 
 
 Im Islamischen Bestattungsfeld werden die Grabstätten a und b vorgehalten, die von den Vorschriften des § 40 Abs.1 und 

Abs. 2 Satz 1 ausgenommen sind. 
 
 Der Nutzungsberechtigte pflegegebundener Grabstätten ist verpflichtet, die Änderung seines Wohnsitzes unverzüglich der 

Friedhofsverwaltung mitzuteilen. Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, die Anschrift des Nutzungsberechtigten im 
Bedarfsfall zu ermitteln.  
 
(2.2) Pflegefreie Grabstätten:  
 
 (a)  Anonyme Wiesengräber für Erdbestattungen, 25 Jahre;  
 (b)  Anonyme Wiesengräber für Urnen, 25 Jahre;  
 (c)  Wiesengräber für Erdbestattungen mit Namenskennzeichnung, 25 Jahre;  
 (d)  Wiesengräber für Urnen mit Namenskennzeichnung, 25 Jahre;  
 (e)  Wiesengräber für Tot- und Fehlgeburten, 15 Jahre;  
 (f)  Kolumbarien, 25 Jahre;  
 (g)  Waldgräber für Urnen, 25 Jahre 
 (h)  Ehrengräber / Gräber der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft 
 
(3) Tiefengräber und die Beisetzung von Totenaschen durch Ausstreuen auf einem Aschestreufeld sind nicht vorgesehen 

bzw. zugelassen. 
 
(4) Beeinträchtigungen durch städtische Bäume, sonstige Vegetationen und Friedhofseinrichtungen sind zu dulden.  

 
§ 13  

Reihengrabstätten für Erdbestattungen  
für Verstorbene ab vollendetem 5. Lebensjahr  

 
(1) Ein Neuerwerb von Nutzungsrechten an einer Reihengrabstätte für Erdbestattungen ist nicht möglich. Reihengrabstät-

ten für Erdbestattungen für Verstorbene ab vollendetem 5. Lebensjahr sind Grabstätten, die der Reihe nach belegt und 
im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden zugeteilt wurden. Ein Wiedererwerb des Nutzungsrechtes 
an einer Reihengrabstätte für Erdbestattungen ist nicht möglich. 

 
(2) In jeder Reihengrabstätte für Erdbestattungen darf nur eine Leiche bestattet werden. Es ist jedoch zulässig, in einer 

Reihengrabstätte für Erdbestattungen zusätzlich die Leiche eines Kindes oder von gleichzeitig verstorbenen Geschwis-
tern unter einem Jahr, Tot- und Fehlgeburten sowie die aus einem Schwangerschaftsabbruch stammende Leibesfrucht 
zu bestatten, sofern noch eine ausreichende Ruhezeit vorhanden ist. In einer Reihengrabstätte für Erdbestattungen ist 
die Beisetzung einer Urne nicht zulässig.  

 
(3) Vor der Einebnung des Reihengrabfeldes für Erdbestattungen ist die Umbettung in eine Wahlgrabstätte für Erdbestat-

tungen oder in eine Wahlgrabstätte für Urnen nach vorheriger Kremierung nach Erwerb des neuen Nutzungsrechtes 
zulässig. 
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§ 14  
Reihengrabstätten für Erdbestattungen  

für Verstorbene bis zum vollendetem 5. Lebensjahr  
 
(1) Reihengrabstätten für Erdbestattungen für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr sind Grabstätten, die der 

Reihe nach belegt und im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden zugeteilt werden.  
 
(2) Reihengrabstätten für Erdbestattungen für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr haben folgende Maße:  
 Länge 1,60 m, Breite 0,80 m, Abstand 0,30 m.  
 
(3) In jeder Reihengrabstätte für Erdbestattungen für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr darf nur eine Leiche 

bestattet werden.  
 
(4) Reihengräber für Erdbestattungen für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr können nach Ablauf der Ruhezeit 

auf schriftlichen Antrag zu der jeweils geltenden Gebühr wiedererworben werden.  
 
(5) Vor der Einebnung des Reihengrabfeldes für Erdbestattungen für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr ist die 

Umbettung in eine Wahlgrabstätte für Erdbestattungen zulässig. 
 

§ 15  
Reihengrabstätten für Urnen  

 
(1) Ein Neuerwerb von Nutzungsrechten an einer Reihengrabstätte für Urnen ist nicht  möglich. Reihengrabstätten für Ur-

nen sind Aschengrabstätten, die der Reihe nach belegt und im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit zur Beisetzung ei-
ner Asche bereitgestellt wurden. 

 
(2) In jeder Reihengrabstätte für Urnen ist nur eine Urnenbeisetzung möglich.  
 
(3) Ein Wiedererwerb des Nutzungsrechtes ist nicht möglich.  
 

§ 16  
Wahlgrabstätten für Erdbestattungen  

 
(1) Wahlgrabstätten für Erdbestattungen sind Grabstätten für Erd- und Urnenbeisetzungen, an denen auf Antrag ein Nut-

zungsrecht für die Dauer von 25 Jahren (Nutzungszeit) verliehen und deren Lage im Benehmen mit dem Erwerber be-
stimmt wird. Wahlgrabstätten werden als ein- oder mehrstellige Grabstätten vergeben. In einer Wahlgrabstätte für 
Erdbestattungen können bis zu 4 Urnen beigesetzt werden. Erd- und Urnenbestattungen in einer Wahlgrabstätte für 
Erdbestattungen sind möglich, wenn die erste Bestattung eine Erdbestattung war. Nach einer Urnenbestattung ist eine 
Erdbestattung erst nach Ablauf der Ruhezeit für die Urne möglich. Es ist ebenfalls zulässig, in einer Wahlgrabstätte für 
Erdbestattungen zusätzlich die Leiche eines Kindes oder von gleichzeitig verstorbenen Geschwistern unter einem Jahr, 
Tot- und Fehlgeburten sowie die aus einem Schwangerschaftsabbruch stammende Leibesfrucht zu bestatten.  

 
(1.1) Wahlgrabstätten für Erdbestattungen haben in der Regel folgende Maße:  
 Länge 2,50 m, Breite 1,30 m  
 
(2) Ein Nutzungsrecht wird nur verliehen, wenn eine Beisetzung oder eine Umbettung in der zu verleihenden Wahlgrab-

stätte stattfinden soll, oder die Wahlgrabstätte im Vorkauf erworben wird. Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich die 
Pflicht zur Anlage und Pflege der Grabstätte innerhalb von 3 Monaten. 

 
(3) Das Nutzungsrecht entsteht nach Zahlung der fälligen Gebühr nach dem Gebührentarif zur Satzung über die Erhebung 

von Friedhofsgebühren und Aushändigung der Verleihungsurkunde. 
 
(4) Die Friedhofsverwaltung kann die Erteilung eines Nutzungsrechtes ablehnen, insbesondere wenn die Schließung nach 

§ 3 beabsichtigt ist. 
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(5) Eine Beisetzung darf nur stattfinden, wenn die Ruhezeit die Nutzungszeit nicht übersteigt oder ein Nutzungsrecht min-

destens für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhezeit für die gesamte Wahlgrabstätte wiedererworben ist. 
 
(6) Das Nutzungsrecht kann nach Ablauf für weitere 25 Jahre oder in 5-Jahresschritten wiedererworben werden. Ein Wie-

dererwerb ist nur für die gesamte Grabstätte möglich. Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen in begründeten Ein-
zelfällen zulassen. Sie kann den Wiedererwerb ablehnen, insbesondere wenn die Schließung nach § 3 beabsichtigt ist. 

 
(7) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechtes soll der Erwerber für den Fall seines Ablebens aus dem in Satz 2 ge-

nannten Personenkreis seinen Nachfolger im Nutzungsrecht bestimmen und ihm das Nutzungsrecht durch schriftlichen 
Vertrag übertragen. Wird bis zu seinem Ableben keine derartige Regelung getroffen, geht das Nutzungsrecht in nach-
stehender Reihenfolge auf die Angehörigen des verstorbenen Nutzungsberechtigten über:  

 
 a) auf den überlebenden Ehegatten,  
 b) auf den Lebenspartner nach dem Gesetz über die eingetragene Lebenspartnerschaft,  
 c) auf die Kinder,  
 d) auf die Stiefkinder,  
 e) auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung deren Väter oder Mütter,  
 f) auf die Eltern,  
 g) auf die vollbürtigen Geschwister,  
 h) auf die Stiefgeschwister,  
 i) auf die nicht unter a) – h) fallenden Erben.  
 
(8) Jeder Rechtsnachfolger hat das Nutzungsrecht unverzüglich nach Erwerb über die Friedhofsverwaltung auf sich um-

schreiben zu lassen.  
 
(9) Der jeweilige Nutzungsberechtigte hat im Rahmen der Friedhofssatzung und der dazu ergangenen Regelungen das 

Recht, in der Wahlgrabstätte beigesetzt zu werden und bei Eintritt eines Bestattungsfalles über andere Bestattungen 
und über die Art der Gestaltung und der Pflege der Grabstätte zu entscheiden.  

 
(10) Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes wird der jeweilige Nutzungsberechtigte 6 Monate vorher schriftlich – falls er 

nicht bekannt oder nicht zu ermitteln ist, durch einen sechsmonatigen Hinweis auf der Grabstätte – hingewiesen.  
 
(11) Das Ausmauern von Wahlgrabstätten ist nicht zulässig, mit Ausnahme der Sonderwahlgrabstätten 

 
(12) Grabstellen dürfen nicht unterverkauft werden und es dürfen keine privaten Gemeinschaftsgrabanlagen angelegt wer-

den. Ausnahmen sind nur durch die Friedhofsverwaltung möglich. 
 

§ 17  
Wahlgrabstätten für Urnen  

 
(1) Wahlgrabstätten für Urnen sind für Urnenbestattungen bestimmte Grabstätten, an denen auf Antrag ein Nutzungsrecht 

für die Dauer von 25 Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird. Der Wiedererwerb des Nutzungsrechtes ist nur auf Antrag 
möglich.  

 
(2) In einer Wahlgrabstätte für Urnen können bis zu 4 Urnen beigesetzt werden.  
 
(3) Wahlgrabstätten für Urnen haben folgende Maße:  
 1,00 m x 1,00m.  
 
(4) In der Regel wird die Lage von Wahlgrabstätten für Urnen im Benehmen mit dem Erwerber des Nutzungsrechtes ver-

geben.  
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(5) Soweit sich nicht aus der Friedhofssatzung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften für die Wahlgräber für Erdbe-
stattungen entsprechend auch für Wahlgrabstätten für Urnen. 

 
§ 18 

Rückgabe von Nutzungsrechten 
 
(1) Das Nutzungsrecht an Grabstätten kann jederzeit durch Verzichtserklärung zurückgegeben werden.  

Für die noch bestehende Ruhezeit wird eine jährliche Pflegepauschale nach dem Gebührentarif zur Satzung über die 
Erhebung von Friedhofsgebühren als Gesamtbetrag erhoben. Stehende oder liegende Grabmale und sonstige bauliche 
Anlagen können durch Abgabe der Verzichtserklärung schnellstmöglich durch die Friedhofsverwaltung oder durch die 
Nutzungsberechtigten innerhalb von 2 Monaten nach Abgabe der Verzichtserklärung entfernt werden. Nach Ablauf 
dieser Frist werden nicht durch die Nutzungsberechtigten entfernte stehende oder liegende Grabmale und sonstige 
bauliche Anlagen durch die Friedhofsverwaltung entfernt und gehen entschädigungslos in ihre Verfügungsgewalt über. 

 
(2) Nach Ablauf der Ruhezeit werden Reihengrabfelder ganz oder teilweise geräumt. Hierauf wird 3 Monate vorher durch 

öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Moers – Amtliches Verkündungsblatt – mit entsprechenden Hin-
weisen in den Tageszeitungen und durch ein Hinweisschild auf dem betreffenden Grabfeld hingewiesen. Eine persönli-
che Benachrichtigung der Hinterbliebenen erfolgt nicht.  

 
(3) Besondere Regelungen für die Rückgabe der Nutzungsrechte an Wahlgrabstätten:  

Eine teilweise Rückgabe des Nutzungsrechtes ist im Regelfall nur für 2 zusammenhängende Grabstellen möglich. An-
sonsten ist nur eine Rückgabe des Nutzungsrechtes in einvernehmlicher Absprache mit der Friedhofsverwaltung ges-
tattet. Die Beschränkung der Rückgabe auf einzelne Grabstellen einer Grabstätte ist möglich, wenn die Ruhezeit abge-
laufen ist und sich im Anschluss an die zurückzugebende Grabstelle ebenfalls eine freie Grabstelle befindet. Die Fried-
hofsverwaltung kann in begründeten Einzelfällen Ausnahmen zulassen. Dem Nutzungsberechtigten entsteht durch die 
Rückgabe kein Anspruch auf Erstattung oder Aufrechnung der Gebühren oder eines Gebührenanteils. Die gemäß § 10 
dieser Satzung einzuhaltende Ruhezeit bleibt unberührt.  

 Regelung in Bezug auf § 11 Abs. 2 und § 16 Abs. 2: 
Bei Vorliegen schwerwiegender Umstände, die die Rückgabe eines Nutzungsrechtes rechtfertigen, werden bei Rückga-
be des Nutzungsrechtes innerhalb von 7 Jahren nach Erwerb der Wahlgrabstätte oder Verlängerung des Nutzungsrech-
tes verbleibende Gebührenanteile erstattet, wenn alle Ruhezeiten der Wahlgrabstätte abgelaufen sind und somit die 
Friedhofsverwaltung über diese Grabstätte sofort verfügen kann. 

 
§ 19  

Sonderwahlgrabstätten  
 
Sonderwahlgrabstätten sind auf dem Friedhof Meerbeck vorhanden. Sie haben die Maße Länge 3,80 m, Breite 1,90 m. Aus-
schließlich die Friedhofsverwaltung entscheidet über die Art der Grabkammern und ist zur Erstellung der Grabkammern be-
rechtigt. Bei Sonderwahlgrabstätten besteht ansonsten gestalterische Freiheit, soweit es bauordnungsrechtlich zulässig ist 
und nicht gegen die Würde des Friedhofes sowie gegen Sitte und Anstand verstößt. Grabaufbauten müssen selbsttragend 
sein und dürfen nicht auf der Grabkammer lasten. Überdachungen der Grabstätte sind unzulässig. 
§ 16 und § 18 Abs. 1 und 3 gelten entsprechend. 

 
§ 20 

Pflegeleichte Rasenwahlgrabstätten 
 

(1) Pflegeleichte Rasenwahlgrabstätten sind Grabstätten für Erd- und Urnenbeisetzungen, an denen auf Antrag ein Nut-
zungsrecht für die Dauer von 25 Jahren (Nutzungszeit) verliehen und deren Lage im Benehmen mit dem Erwerber be-
stimmt wird.  

 
(2) Pflegeleichte Rasenwahlgrabstätten bestehen anteilig aus Rasenfläche und einem Pflanzstreifen. Die Rasenfläche hat 

die Maße Länge 1,80 m, Breite 1,30 m. Der Pflanzstreifen hat die Maße Länge 1,0 m Breite 1,30 m. Die komplette Flä-
che der Grabstätte wird durch die ENNI Stadt & Service Niederrhein AöR oder einem von ihr Beauftragten gepflegt, 
wobei auf dem Pflanzstreifen eine pflegeleichte Bepflanzung z.B. mit Bodendeckern erfolgt. Die Entscheidung über die 
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Art der Bepflanzung obliegt der Friedhofsverwaltung. Die Pflege des Pflanzstreifens kann auf Wunsch auch von den 
Angehörigen übernommen werden. Ein Anspruch auf Gebührenermäßigung entsteht dadurch nicht.  

 
(3) Im Übrigen gelten die Regelungen des § 16 entsprechend für pflegeleichte Rasenwahlgrabstätten. 

 
§ 21 

Anonyme Wiesengräber 
 
(1) Erdbestattungen in einem anonymen Wiesengrab für Erdbestattungen und Urnenbeisetzungen in einem anonymen 

Wiesengrab für Urnen erfolgen jeweils in einem Gemeinschaftsfeld, auf dem ein Grab nicht erkennbar ist. Die Beiset-
zung erfolgt unter Ausschluß der Öffentlichkeit. Die Lage der Grabstelle wird auch nachträglich nicht bekanntgegeben. 
Bepflanzungen und Blumenschmuck sind nicht statthaft. Ein Denkmal darf nicht gesetzt werden. 

 
(2)  Die Vergabe des Grabes kann jedoch nur erfolgen, wenn dies dem Willen des Verstorbenen entspricht. Der Bestat-

tungspflichtige bzw. der Auftraggeber der Beisetzung muss einen Nachweis dafür erbringen (z. B. Testament, schriftli-
che Erklärung, Vorsorgevollmacht der / des Verstorbenen) oder schriftlich überzeugend und verbindlich erklären, dass 
die gewählte Bestattungsart dem Willen des Verstorbenen entspricht.   

 
§ 22 

Wiesengräber mit Namenskennzeichnung 
 
(1) Wiesengräber für Erdbestattungen mit Namenskennzeichnung und Wiesengräber für Urnen mit Namenskennzeichnung 

werden jeweils in einem Gemeinschaftsfeld für die Dauer der Ruhezeit zur Verfügung gestellt. 
Je nach Ausstattung des Grabfeldes haben die Nutzungsberechtigten folgende Möglichkeiten der Namenskennzeich-
nung: 

 a) Wiesengräber mit Gemeinschaftsdenkmal 
 Auf schriftlichen Antrag des Nutzungsberechtigten können der Name und die persönlichen Daten der/des Verstor-
benen in den Schriftbereich der dafür vorgesehenen Metall- oder Steintafel des vorhandenen Denkmals eingra-
viert oder eingemeißelt werden. Die Schriftgröße, -art und ggf. -farbe bestimmt die Friedhofsverwaltung. 
 Die Gravurarbeiten an der Metalltafel werden auf schriftlichen Antrag des Nutzungsberechtigten von der Fried-
hofsverwaltung beauftragt; die Kosten trägt der Nutzungsberechtigte. Die Steinmetzarbeiten an der Steintafel be-
dürfen der vorherigen schriftlichen Genehmigung der Friedhofsverwaltung.  

 b)  Wiesengräber mit Plattenträger 
 Die Nutzungsberechtigten sind verpflichtet eine Grabplatte mit dem Namen der/des Verstorbenen an den in dem 
entsprechenden Grabfeld vorhandenen Plattenträgern anbringen zu lassen. Material, Größe der Platte, Farbe der 
Platte und die Schriftgröße werden von der Friedhofsverwaltung festgelegt. Die Verlegung der Grabplatte bedarf 
der vorherigen schriftlichen Genehmigung der Friedhofsverwaltung.  

 
(2) Nach Ablauf der Ruhezeit werden die Tafeln sowie die Grabplatten nach Abs. 1 a) und b) innerhalb einer Frist nach Be-

kanntgabe durch einen Hinweis am Gemeinschaftsfeld entfernt. Angehörige haben innerhalb dieser Frist die Möglich-
keit, die Platte mit Namenskennzeichnung nach Abs. 1 b) zu entfernen oder durch einen Steinmetz entfernen zu lassen. 
Die Kosten trägt der Nutzungsberechtigte. 

 
§ 23  

Wiesengräber für Tot- und Fehlgeburten  
 
(1) Für Bestattungen von Tot- und Fehlgeburten und aus Schwangerschaftsabbrüchen stammenden Leibesfrüchten wer-

den Wiesengräber für Erdbestattungen in einem Gemeinschaftsfeld auf dem Hauptfriedhof für die Dauer der Ruhezeit 
zur Verfügung gestellt. Die einzelnen Wiesengräber sind auf dem Gemeinschaftsfeld nicht erkennbar; Bepflanzungen 
und Blumenschmuck sowie sonstige Trauerbeigaben sind hier nicht statthaft.  

 
(2) Es besteht jedoch die Möglichkeit, an den dafür vorgesehenen Orten an einem Gemeinschaftsgrabmal Blumen nieder-

zulegen bzw. Gestecke und Kränze aufzustellen. Grablampen und Vasen bzw. Blumengefäße und anderweitige Gegens-
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tände des Andenkens sind nicht gestattet. Die Friedhofsverwaltung behält sich vor, ältere Blumen bzw. Gestecke und 
Kränze zu entfernen, wenn diese verwelkt sind bzw. eine zu große Menge an diesem Ort vorhanden ist.  

 
§ 24  

Kolumbarien  
 

(1) Kolumbarien sind oberirdische Urnenwände mit verschließbaren Nischen zur Beisetzung von bis zu 2 Urnen.  
 
(2) Das Nutzungsrecht einer Urnennische in dem Kolumbarium wird für die Dauer von 25 Jahren vergeben. Das Nutzungs-

recht wird nur verliehen, wenn eine Urne beigesetzt werden soll oder die Urnennische im Vorkauf erworben wird. Das 
Nutzungsrecht kann nach Ablauf für weitere 25 Jahre oder in 5-Jahresschritten wiedererworben werden. Die Friedhofs-
verwaltung kann den Wiedererwerb ablehnen, insbesondere wenn die Schließung nach § 3 beabsichtigt ist. 

 
(3) Eine Beisetzung darf nur stattfinden, wenn die Ruhezeit die Nutzungszeit nicht übersteigt oder ein Nutzungsrecht min-

destens für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhezeit für die Urnennische wiedererworben wurde. 
 
(4) Nach Ablauf des Nutzungsrechtes oder nach Ablauf der Ruhefrist, wenn eine weitere Urnenbeisetzung in der Urnenni-

sche stattfinden soll, werden die entsprechenden Urnen aus der Urnennische von den Beauftragten der Friedhofsver-
waltung entnommen und an einem von der Friedhofsverwaltung festgelegten Ort innerhalb des Friedhofes anonym 
beigesetzt. Die Urnennische steht danach für weitere Urnenbeisetzungen zur Verfügung. 

 
(5) Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes wird der jeweilige Nutzungsberechtigte 6 Monate vorher schriftlich – falls er 

nicht bekannt oder nicht zu ermitteln ist, durch einen sechsmonatigen Hinweis auf der Grabstätte – hingewiesen. An-
gehörige haben innerhalb einer Frist von 4 Wochen nach Ablauf der Nutzungszeit die Möglichkeit, sich die Steintafel 
von der Friedhofsverwaltung aushändigen zu lassen. Die Friedhofsverwaltung haftet nicht für Schäden an der Steinta-
fel, die durch die Entfernung entstehen können. Das Abnehmen der Platten wird nur durch Friedhofsmitarbeiter vorge-
nommen.  

 
§ 25 

Waldgräber für Urnen 
 

(1)  Waldgräber für Urnen sind für Urnenbestattungen bestimmte Grabstätten, an denen auf Antrag ein Nutzungsrecht für 
die Dauer von 25 Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird. Der Wiedererwerb des Nutzungsrechtes ist nur auf Antrag mög-
lich. 

 
(2)  In Waldgräbern können bis zu vier Urnen beigesetzt werden.  
 
(3) Waldgräber werden auf dem Friedhof Lohmannsheide angeboten. Sie fügen sich auf natürliche Weise in die Waldflä-

chen auf dem Friedhof Lohmannsheide ein. Die Waldgräber werden von der ENNI Stadt & Service Niederrhein AöR un-
terhalten und extensiv gepflegt, so dass der Waldcharakter der Gesamtfläche erhalten bleibt.         

 
(4)  Waldgräber haben eine Fläche von ca. 13 m². Lage und Zuschnitt der einzelnen Waldgräber wird von der Friedhofs-

verwaltung in Abhängigkeit von den örtlichen Gegebenheiten (z.B. Baumbestand) festgelegt. 
  
§ 26  

Ehrengräber  
 
Die Gräber der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft werden einzeln oder in größeren Feldern von der Stadt Moers bereit-
gestellt und von den Beauftragten der Friedhofsverwaltung angelegt und nach dem Gräbergesetz dauernd unterhalten. 
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IV  
Gestaltung der Grabstätten  

 
§ 27  

Allgemeines  
 
(1) Auf den Friedhöfen der ENNI Stadt & Service Niederrhein AöR werden pflegegebundene und pflegefreie Grabstätten 

vorgehalten. Es besteht die Möglichkeit eine dieser Grabarten zu wählen. 
 
(2) Pflegegebundene Grabstätten müssen nach den Vorschriften des § 40 hergerichtet und dauernd instandgehalten wer-

den. 
 
(3) Die auf den Friedhöfen befindlichen pflegefreien Grabstätten und die pflegeleichten Rasenwahlgrabstäten werden von 

der ENNI Stadt & Service Niederrhein AöR unterhalten. 
 
(4) Der Baumbestand auf den Friedhöfen steht unter besonderem Schutz. Es gilt die Satzung zum Schutze des Baumbe-

standes der Stadt Moers in der jeweils gültigen Fassung. 
  

 
V  

Grabmale und Grabeinfassungen  
 

§ 28  
Gestaltungsvorschriften  

 
(1) Die Grabmale, Grabeinfassungen, Teilabdeckungen und sonstigen baulichen Anlagen unterliegen in ihrer Gestaltung, 

Bearbeitung und Anpassung an die Umgebung keinen besonderen Anforderungen. Die Bauteile und die verwendeten 
Figuren, Ornamente und Symbole müssen der Würde des Ortes entsprechend gestaltet sein und dürfen Sitte und An-
stand nicht verletzen. Aufbauten müssen statisch standsicher und ggf. bauordnungsrechtlich zulässig sein.  

 
(2) Für Grabmale dürfen unbearbeitete und handwerklich bearbeitete Natursteine, Schmiedeeisen, Holzarten und Holzkon-

struktionen sowie handwerklich bearbeitete (Edel-) Metalle und Glaswerkstoffe verwendet werden. Schriften, Orna-
mente und Symbole sollen sich zu einem optisch harmonischen Gesamtwerk zusammenfügen. Die Verwendung von 
optisch nicht dominierenden Farben, optisch nicht materialverdeckenden Farben sowie Erdpastellfarben sind zulässig. 

 
(3) Nicht gestattet sind:  
 a) Kunststeine z.B. Ziegelwaren, Gips  
 b) Kunststoffe jeglicher Art  
 c) optisch dominierende, glänzende und materialverdeckende, vollflächig aufgebrachte Farben 
 d) das Aufstellen von Bänken oder sonstigen Sitzgelegenheiten.  
 e) das Errichten von Rankgerüsten, Gittern, Pergolen oder Überdachungen.  
 

(4) Bei der Herstellung der einzelnen Grabmale ist bei der Verwendung der vorgenannten Materialien und deren 
Kombinationen, sowie der sonstigen Gestaltungs- und Bearbeitungsarten immer darauf zu achten, dass eine optisch 
harmonisch wirkende Gestaltungsweise entsprechend der Würde des besonderen Verwendungszwecks anzustreben ist. 
Die Abmessungen der Grabmale inklusive der Befestigungen dürfen nicht über die dem Nutzungsberechtigten zur Ver-
fügung stehenden Grabfläche hinausragen.  

 
(4.1) Für Holzkreuze gelten folgende Maße:  
 a) Für Reihengrabstätten für Verstorbene bis zu 5 Jahren:  
  Höhe bis 1,00 m, Breite bis 0,35 m,  
 b) Für Wahl- und Reihengrabstätten für Verstorbene über 5 Jahre:  
  Höhe bis 1,20 m, Breite bis 0,60 m,  
 c) Für Urnenreihen- und Urnenwahlgrabstätten  
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  Höhe bis 0,80 m, Breite bis 0,60 m.  
 
(5) Bei den pflegegebundenen Grabstätten kann eine Grabeinfassung aus Naturstein, Kunstgranit sowie aus Verbundstein 

bestehend aus natürlichen Materialien gesetzt werden, deren Außenmaße die Größe der Grabstätte nicht überschreiten 
darf und die eine Mindeststärke des Steines von 0,05 m haben muss. Die Höhe der Einfassung ist dem Umgebungsge-
lände der Örtlichkeit bzw. bereits vorhandenen Einfassungen von Nachbargrabstätten anzupassen. Sie darf eine Höhe 
von 0,12 m ab Erdoberfläche nicht überschreiten. 

 
(6) Das Abdecken von pflegegebundenen Grabstätten für Erdbestattungen mit Teilabdeckungen ist erlaubt. Die Teilabde-

ckungen müssen mindestens zu 1/3 der abzudeckenden Grabfläche luft- und wasserdurchlässig sein, um eine Verwe-
sung innerhalb der festgesetzten Ruhezeit zu gewährleisten. Die Abdeckungen dürfen eine Höhe von 0,12 m, ab Erd-
oberfläche, nicht überschreiten.  

 
(7) Soweit es die Friedhofsverwaltung innerhalb der Gesamtgestaltung unter Berücksichtigung künstlerischer Anforderun-

gen und unter Berücksichtigung der Pietät sowie der Würde des Ortes für vertretbar hält, kann sie auf schriftlichen An-
trag Ausnahmen von den Vorschriften der Absätze 2 bis 5 zulassen. 

 
§ 29  

Zusätzliche Gestaltungsvorschriften für Reihengräber  
 
(1) Für Grabmale auf Reihengrabstätten sind folgende Maße zulässig:  
 a) Stehende Grabmale auf Reihengrabstätten für Verstorbene über 5 Jahre:  
  Höhe bis 1,00 m, Breite bis 0,65 m, Mindeststärke 0,12 m  
  Liegende Grabmale auf Reihengrabstätten für Verstorbene über 5 Jahre:  
  Höchstlänge 0,50 m, Breite bis 0,65 m, Mindeststärke 0,12 m .  
 b) Stehende Grabmale auf Reihengrabstätten für Verstorbene bis zu 5 Jahren: 
  Höhe bis 0,60 m, Breite bis 0,40 m, Mindeststärke 0,12m.  
  Liegende Grabmale auf Reihengrabstätten für Verstorbene bis zu 5 Jahren:  
  Höchstlänge 0,40 m, Breite bis 0,40 m, Mindeststärke 0,06m  
 
(2) Für Einfassungen auf Reihengrabstätten sind folgende Maße zulässig:  
 a) Einfassungen für Reihengrabstätten für Verstorbene über 5 Jahre:  
  Länge 1,80 m, Breite 0,75, Stärke 0,05 m bis 0,06 m.  
  Zusätzlich sind 2 Stürze mit einer Länge von 1,30 m unter der Einfassung zu verlegen.  
 b) Einfassungen für Reihengrabstätten für Verstorbene bis zu 5 Jahren:  
  Länge 1,00 m, Breite 0,50 m, Stärke 0,04 m – 0,05 m.  
 
(3) a) Abdeckungen für Reihengrabstätten für Verstorbene über 5 Jahre sind unter Berücksichtigung des § 28 Abs. 6  
  zulässig.  
   Maße: Länge 1,80 m, Breite 0,75 m, Mindeststärke 0,05 m.  
  b) Abdeckungen für Reihengrabstätten für Verstorbene bis zu 5 Jahren sind unter Berücksichtigung des § 28  
   Abs. 5 zulässig.  
   Maße: Länge 1,00 m, Breite 0,50 m, Mindeststärke 0,04 m.  

 
§ 30  

Zusätzliche Gestaltungsvorschriften für Reihengrabstätten für Urnen  
 
(1) Auf Reihengrabstätten für Urnen sind folgende Maße zulässig:  
  a) Stehende Grabmale:  
   Höhe bis 0,80 m, Breite bis 0,50 m Mindeststärke 0,12 m.  
  b) Liegende Grabmale:  
   Höchstlänge 0,40 m, Breite bis 0,50 m, Mindeststärke 0,03 m.  
 
(2) Grabeinfassungen sind nur mit folgenden Maßen zulässig:  
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  Länge 0,80 m, Breite 0,80 m, Stärke 0,04 m bis 0,06 m.  
 
(3) Abdeckungen sind unabhängig der Vorschriften des § 28 Abs. 6 zulässig.  
  Maße: Länge: 0,80 m, Breite 0,80 m, Stärke bis 0,14 m.  

 
§ 31  

Zusätzliche Gestaltungsvorschriften für Wahlgrabstätten für Erdbestattungen  
 

(1) Auf Wahlgrabstätten für Erdbestattungen sind folgende Maße zulässig.  
 a) Stehende Grabmale auf einer einstelligen Wahlgrabstätte:  
  Höhe bis 1,50 m, Breite bis 0,65 m, Mindeststärke 0,12 m.  
 b) Stehende Grabmale bei zwei- und mehrstelligen Wahlgräbern: 
  Höhe bis 1,50 m, Breite bis 1,60 m, Mindeststärke 0,12 m. 
 c) Liegende Grabmale auf einstelligen Wahlgrabstätten:  
  Höchstlänge 0,60 m, Breite bis 0,80 m, Mindeststärke 0,03 m.  
 d) Liegende Grabmale auf zwei- und mehrstelligen Wahlgräbern:  
  Höchstlänge bis 0,80 m, Breite bis 1,60 m, Mindeststärke 0,03 m. 
 
(2) Die Maße der Einfassungen bei Wahlgrabstätten für Erdbestattungen betragen in der Regel je Wahlgrabstelle:  
  Länge 2,50 m, Breite 1,30 m, Stärke 0,06 m bis 0,16 m.  

(2.1)  Einfassungen, die von der Friedhofseigentümerin verlegt worden sind, dürfen nicht entfernt werden.  
(2.2)  Einfassungen und deren Befestigungen sind grundsätzlich nur innerhalb der einzufassenden Grabfläche zu ver-

legen. Sie dürfen Nachbargrabstätten nicht beeinträchtigen.  
 
(3) Abdeckungen für Wahlgrabstätten für Erdbestattungen sind unter Berücksichtigung des § 26 Abs. 5 zulässig 
  Maße je Wahlgrabstelle : Länge 2,50 m, Breite 1,30 m, Stärke 0,05 m bis 0,12 m.  
 
(4) Die Maße der Einfassungen und Abdeckungen können bei älteren Friedhofsteilen von den vorgegebenen Maßen ab-

weichen und sind deshalb vor Antragstellung in der Örtlichkeit auszumessen. 
 

§ 32  
Zusätzliche Gestaltungsvorschriften für pflegeleichte Rasenwahlgrabstätten  

 
Auf pflegeleichten Rasenwahlgrabstätten sind folgende Maße zulässig 
a)  Stehende Grabmale auf einer einstelligen pflegeleichten Rasenwahlgrabstätte:  
  Höhe bis 1,50 m, Breite bis 0,65 m, Mindeststärke 0,03 m.  
b)  Stehende Grabmale bei zwei- und mehrstelligen pflegeleichten Rasenwahlgrabstätten: 
  Höhe bis 1,50 m, Breite 1,60 m, Mindeststärke 0,03 m. 
 

§ 33 
Zusätzliche Gestaltungsvorschriften für Wahlgrabstätten für Urnen  

 
(1) Auf Wahlgrabstätten für Urnen sind folgende Maße zulässig.  
 a) Stehende Grabmale:  
  Höhe bis 1,20 m, Breite bis 0,60 m; Mindeststärke 0,12 m.  
 b) Liegende Grabmale:  
  Höchstlänge bis 0,50 m, Breite bis 0,60 m, Mindeststärke 0,12 m.  
 
(2) Grabeinfassungen sind nur mit folgenden Maßen zulässig:  
  Länge 1,00 m, Breite 1,00 m, Stärke 0,04 bis 0,06 m.  
 
(3) Abdeckungen sind unabhängig der Vorschriften des § 28 Abs. 5 zulässig.  
  Maße: Länge 1,00 m, Breite 1,00 m, Stärke bis 0,14 m.  
  Abdeckungen sind in der Gesamthöhe bereits vorhandenen Nachbargrabstättenabdeckungen anzupassen.  
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§ 34 

Zusätzliche Gestaltungsvorschriften für Waldgräber für Urnen  
 
(1) Auf Waldgräber für Urnen sind ausschließlich Natursteine in Form von Findlingen zulässig. Je Waldgrab kann ein Find-

ling gesetzt werden, dessen längste Ausdehnung zwischen 0,60 und 1,20 m betragen muß.  
 
(2) Um den naturnahen Waldcharakter der Fläche zu erhalten, ist kein weiterer Grabschmuck erlaubt. Die Friedhofsverwal-

tung hat das Recht, alle nicht statthaften Trauerbeigaben (Blumen, Blumengestecke, Kränze und dergleichen) unver-
züglich von den Waldgräbern für Urnen zu entfernen und entschädigungslos zu entsorgen.  

 
§ 35  

Genehmigungserfordernis  
 
(1) Die Errichtung und jede Veränderung der statischen Gegebenheiten von Grabmalen, Grabeinfassungen sowie Abde-

ckungen bedürfen der vorherigen schriftlichen Genehmigung der Friedhofsverwaltung. Sie ist vor der Errichtung oder 
Veränderung der genehmigungspflichtigen Bauteile einzuholen. § 42 a VwVfG gilt entsprechend. 

 
(2) Zustimmungspflichtige provisorische Grabmale sind nur als naturlasierte Holzkreuze zulässig und bis zu 1 Jahr nach 

der Beisetzung von der Genehmigungsgebühr befreit. Danach werden Genehmigungsgebühren nach der Satzung über 
die Erhebung von Friedhofsgebühren entsprechend erhoben.  

(3) Den Anträgen ist dreifach beizufügen:  
  a) der gestalterische Gesamtentwurf mit Grundriss und Seitenansicht im Maßstab 1:10  
  b) Angaben der Materialien und ihrer Bearbeitung, der Farben, Schrift, Ornamente und Symbole sowie Art und  
   Stärke des Fundaments  
  In besonderen Fällen kann die Vorlage von farbigen Zeichnungen sowie von Perspektiven im größeren Maßstab 1:5 
  sowie eine statische Berechnung verlangt werden.  
 
(4) Die Genehmigung erlischt, wenn das Grabmal, die Grabeinfassung oder die Teilabdeckung nicht innerhalb eines Jahres 

nach Genehmigung errichtet oder verändert worden ist.  
 
(5) Die Friedhofsverwaltung kann in begründeten Einzelfällen Ausnahmen von den §§ 29 - 34 zulassen. 
  Eine Ausnahmegenehmigung kann erteilt werden wenn, 
  - die Anforderungen an die Gesamtgestaltung und an den künstlerischen Anspruch erfüllt werden.  
  - die Grundsätze der Pietät sowie der Würde des Ortes nicht verletzt werden.  
  - die Nachbargrabstätten sowie die Friedhofsnutzer nicht beeinträchtigt werden.  
  - die Versagung der Ausnahmegenehmigung zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde.  

Der Antrag ist schriftlich zu stellen und detailliert zu begründen. Dabei ist stichhaltig zu erläutern, warum die Gestal-
tungsvorschriften nicht eingehalten werden können.  

 
§ 36  

Anlieferung  
 
Beim Liefern von Grabmalen, Grabeinfassungen, Teilabdeckungen und sonstigen baulichen Anlagen ist auf Verlangen der 
Friedhofsverwaltung der genehmigte Entwurf vor der Errichtung vorzulegen. 

 
§ 37  

Fundamentierung und Befestigung  
 
(1) Zum Schutz der Allgemeinheit und des Nutzungsberechtigten sind die Grabmale nach den allgemein anerkannten Re-

geln des Handwerks (Richtlinien für die Erstellung und Prüfung von Grabmalen des Bundesinnungsverbandes des 
Deutschen Steinmetz-, Stein- und Holzbildhauerhandwerks, in der jeweils gültigen Fassung) so zu fundamentieren und 
zu befestigen, dass sie dauernd standsicher sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen oder sich 
senken können. Dies gilt für sonstige bauliche Anlagen entsprechend. 
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(2) Die Steinstärke muss die Standfestigkeit der Grabmale gewährleisten. Die Mindeststärke der Grabmale bestimmt sich 

nach den §§ 29 - 34. 
  

§ 38 
Unterhaltung  

 
(1) Die von der Friedhofsverwaltung oder deren Beauftragten einmal jährlich durchgeführte Standsicherheitskontrolle mit-

tels Druckprüfung ist eine Dienstleistung zugunsten der Nutzungsberechtigten. Die Nutzungsberechtigten sind für 
Schäden haftbar, welche infolge ihres Verschuldens, insbesondere durch Umfallen der Grabmale und Abstürzen von 
Teilen derselben, verursacht werden. Die schriftliche Aufforderung der Friedhofsverwaltung an die Nutzungsberechtig-
ten zur Befestigung von lockeren Grabmalen, Grabeinfassungen, Abdeckungen und von sonstigen baulichen Anlagen 
dient dem Schutz der Nutzungsberechtigten vor möglichen Regressansprüchen Dritter aufgrund einer Vernachlässi-
gung der Verkehrssicherungspflicht. 

 
(2) Die Grabmale, Grabeinfassungen, Teilabdeckungen und sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in einem würdigen 

und verkehrssicheren Zustand zu halten. Verantwortlich ist insoweit bei allen pflegegebundenen Grabstätten der je-
weilige Nutzungsberechtigte.  

 
(3) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen sowie die ordnungsgemäße Verlegung von Grabeinfassungen, Teilabde-

ckungen und sonstigen baulichen Anlagen oder Teilen davon gefährdet, sind die für die Unterhaltung Verantwortlichen 
verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann die Friedhofsverwaltung auf Kosten der Ver-
antwortlichen Sicherungsmaßnahmen (z. B. Umlegen von Grabmalen, Absperrungen) treffen. Wird der ordnungswidrige 
Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer festzusetzenden angemessenen 
Frist beseitigt, ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, das Grabmal, die Grabeinfassung und Teilabdeckung oder Teile 
davon auf Kosten des Verantwortlichen zu entfernen. Die Friedhofsverwaltung ist verpflichtet, diese Gegenstände 12 
Monate auf Kosten der Verantwortlichen aufzubewahren. Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder ohne besonderen 
Aufwand nicht zu ermitteln, genügt ein Hinweisschild auf der Grabstätte, das für die Dauer von 12 Monaten aufgestellt 
wird. Die Friedhofsverwaltung haftet nicht für Schäden an Grabaufbauten, die durch die Entfernung bedingt entstehen 
können. 

 
(4) Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale und bauliche Anlagen oder solche, die als besondere Eigenart eines 

Friedhofes erhalten bleiben sollen, werden in einem Verzeichnis geführt. Die Friedhofsverwaltung kann die Zustim-
mung zur Änderung derartiger Grabmale und baulicher Anlagen versagen. Insoweit sind die zuständigen Denkmal-
schutz- und -pflegebehörden nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen zu beteiligen. 

 
§ 39  

Entfernung  
 
(1) Die Friedhofsverwaltung ist vor dem Entfernen von Grabmalen, Grabeinfassungen, Teilabdeckungen oder sonstiger 

baulicher Anlagen vor Ablauf der Ruhe- oder Nutzungszeit zu informieren. Die Entfernung von Grabmalen im Sinne des 
§ 38 Abs. 4 bedarf der Genehmigung der Friedhofsverwaltung.   

 
(2) Nach Ablauf der Ruhezeit bzw. des Nutzungsrechtes oder nach der Entziehung von Grabstätten und Nutzungsrechten 

sind bei pflegegebundenen Grabstätten die Grabmale, Grabeinfassungen, Teilabdeckungen und sonstigen baulichen 
Anlagen zu entfernen. Geschieht dies nicht binnen 4 Monaten, so ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabstätte 
abräumen zu lassen. Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, das Grabmal, die Grabeinfassung, die Teilabde-
ckung oder sonstige bauliche Anlagen zu verwahren. Grabmale, Grabeinfassungen, Teilabdeckungen oder sonstige bau-
liche Anlagen gehen entschädigungslos in die Verfügungsgewalt der Friedhofsverwaltung über. Die Friedhofsverwal-
tung haftet nicht für Schäden an Grabmalen und sonstigen baulichen Anlagen, die durch Entfernung entstehen können.  

 
(3) Die Friedhofsverwaltung ist berechtigt, ohne ihre Zustimmung aufgestellte Grabmale einen Monat nach Benachrichti-

gung des Nutzungsberechtigten auf dessen Kosten entfernen zu lassen. 
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VI  

Herrichtung und Unterhaltung  
 

§ 40  
Allgemeine gärtnerische Gestaltung  

 
(1) Alle pflegegebundenen Grabstätten müssen hergerichtet und dauernd instandgehalten werden. Dies gilt entsprechend 

für den Grabschmuck. Verwelkte Blumen und Kränze sind unverzüglich von den Grabstätten zu entfernen.  
 
(2) Die Gestaltung der pflegegebundenen Grabstätten ist dem Gesamtcharakter des Friedhofes, dem besonderen Charakter 

des Friedhofsteiles und der unmittelbaren Umgebung anzupassen. Die Grabstätten dürfen nur mit Pflanzen bepflanzt 
werden, die andere Grabstätten und die öffentlichen Anlagen und Wege nicht beeinträchtigen.  

 
(3) Für die Herrichtung und Instandhaltung der pflegegebundenen Grabstätten mit Ausnahme der pflegeleichten Rasen-

wahlgrabstätten ist der Nutzungsberechtigte verantwortlich. Für die Herrichtung und Instandhaltung der pflegeleich-
ten Rasenwahlgrabstätten ist die Friedhofsverwaltung verantwortlich. Die Verpflichtung erlischt mit dem Ablauf der 
Ruhefrist bzw. des Nutzungsrechtes.  

 
(4) Pflegegebundene Grabstätten müssen innerhalb von 3 Monaten nach der Bestattung bzw. innerhalb von 3 Monaten 

nach Erwerb des Nutzungsrechtes nach Entfernung des Grabhügels gärtnerisch im Rahmen der Vorschriften dieser Sat-
zung angelegt werden.  

 
(5) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Unkrautbekämpfungsmitteln oder sonstigen chemischen Mitteln bei der 

Grabpflege ist nicht gestattet.  
 
(6) Grabbeete dürfen nicht über 0,10 m hoch angelegt werden. Auf den mit Randsteinen eingefassten Friedhofsteilen muss 

das Gesamtniveau der Grabstätte unter der Höhe der Einfassung verbleiben.  
 
(7) Individueller und personenbezogener Grabschmuck ist nur unter Berücksichtigung der Würde des Ortes gestattet. 
 
(8) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anlagen außerhalb der Grabstätten obliegt aus-

schließlich der Friedhofsverwaltung und deren Beauftragten.  
 
(9) Kunststoffe und sonstige nicht verrottbare Werkstoffe dürfen in sämtlichen Produkten der Trauerfloristik, insbesondere 

in Kränzen, Trauergebinden, Trauergestecken, im Grabschmuck und bei Grabeinfassungen sowie bei Pflanzenzuchtbe-
hältern, die an der Pflanze verbleiben, nicht verwendet werden. Solche Gegenstände sind nach Ende des Gebrauchs 
vom Friedhof zu entfernen oder in den zur Abfalltrennung vorgesehenen Behältnissen abzulegen. Ausgenommen sind 
Grabvasen, Markierungszeichen, Gießkannen und anderes Kleinzubehör.  

 
§ 41  

Besondere Gestaltungsvorschriften für anonyme Grabstätten  
 
(1) Auf einem anonymen Wiesengrab für Erdbestattungen sowie auf einem anonymen Wiesengrab für Urnen ist es nicht 

gestattet Blumen/Pflanzen, Gestecke, Kränze, Grablampen, Vasen bzw. Blumengefäße und anderweitige Gegenstände 
des Andenkens auf die Rasenfläche (Grabfläche) zu pflanzen, niederzulegen bzw. aufzustellen.  

 
(2) Das Setzen und Verlegen von Grabmalen, Grabeinfassungen, Teilabdeckungen und sonstigen baulichen Anlagen ist 

nicht gestattet.  
 
(3) Die Friedhofsverwaltung hat das Recht, alle nicht statthaften Trauerbeigaben (Blumen, Blumengestecke, Kränze und 

dergleichen) unverzüglich von den anonymen Wiesengräbern zu entfernen und entschädigungslos zu entsorgen.  
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§ 42 
Besondere Gestaltungsvorschriften für Wiesengräber mit Namenskennzeichnung und Kolumbarien 

 
(1) Wird ein Verstorbener in einem Wiesengrab für Erdbestattungen mit Namenskennzeichnung, in einem Wiesengrab für 

Urnen mit Namenskennzeichen oder in einem Kolumbarien bestattet, haben die Nutzungsberechtigten die Möglichkeit, 
den Namen des Verstorbenen in die dafür vorgesehene Tafel an dem Gemeinschaftsgrabmal oder Kolumbarium ein-
meißeln zu lassen bzw. eine Grabplatte mit dem Namen der/des Verstorbenen an den in dem entsprechenden Grabfeld 
vorhandenen Plattenträgern anbringen zu lassen. Material, Größe der Platte, Farbe der Platte und die Schriftgröße 
werden von der Friedhofsverwaltung festgelegt. Der Steinmetz wird auf formlosen Antrag des Nutzungsberechtigten 
von der Friedhofsverwaltung beauftragt; die Kosten trägt der Nutzungsberechtigte. 

 
(2) Bei den Grabstätten mit Namenskennzeichnung besteht die Möglichkeit, an den dafür vorgesehenen Orten Blumen und 

Kränze niederzulegen bzw. Gestecke aufzustellen. Grablampen und Vasen bzw. Blumengefäße und anderweitige Ge-
genstände des Andenkens sind nicht gestattet. Die Friedhofsverwaltung behält sich vor, ältere Blumen bzw. Gestecke 
und Kränze zu entfernen, wenn diese verwelkt sind bzw. eine zu große Menge an diesem Ort vorhanden ist. 

 
 
 
 
 

§ 43  
Vernachlässigung der Grabpflege  

 
(1) Wird eine pflegegebundene Grabstätte nicht ordnungsgemäß gärtnerisch hergerichtet oder gepflegt, wird der Nut-

zungsberechtigte erstmalig durch einen Hinweis an der Grabstätte zur Grabpflege aufgefordert.  
 
(1.1)Reihengrabstätten 

Kommt der Nutzungsberechtigte einer Reihengrabstätte dieser Aufforderung nicht innerhalb von 6 Wochen nach, wird 
er von der Friedhofsverwaltung schriftlich aufgefordert, die Reihengrabstätte innerhalb von weiteren 6 Wochen in 
Ordnung zu bringen. In der schriftlichen Aufforderung zur Grabpflege wird unter Hinweis auf § 49 Abs. 1 Ziffer k und 
Abs. 2 darauf hingewiesen, dass ungepflegte Grabstätten eine Ordnungswidrigkeit darstellen und mit einer Geldbuße 
geahndet werden können. Gleichzeitig wird dem Nutzungsberechtigten mitgeteilt, dass nach erfolglosem Ablauf der 
festgesetzten Frist die Reihengrabstätte eingeebnet wird. 
Ist der Nutzungsberechtigte nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, werden ungepflegte 
Reihengrabstätten 6 Monate nach Anbringen des Hinweises an der Grabstätte abgeräumt und eingesät. Ein eventuell 
vorhandenes Grabmal wird entfernt und 1 Jahr lang aufbewahrt. 

 
(1.2)Wahlgrabstätten 

Kommt der Nutzungsberechtigte einer Wahlgrabstätte dieser Aufforderung nicht innerhalb von 3 Monaten nach, wird er 
von der Friedhofsverwaltung schriftlich aufgefordert, die Wahlgrabstätte innerhalb von weiteren 3 Monaten in Ordnung 
zu bringen. In der schriftlichen Aufforderung zur Grabpflege wird unter Hinweis auf § 49 Abs. 1 Ziffer k und Abs. 2 darauf 
hingewiesen, dass ungepflegte Grabstätten eine Ordnungswidrigkeit darstellen und mit einer Geldbuße geahndet werden 
können. Gleichzeitig wird dem Nutzungsberechtigten mitgeteilt, dass nach erfolglosem Ablauf der festgesetzten Frist der 
Entzug des Nutzungsrechtes durch Entziehungsbescheid eingeleitet wird. Mit dem Entziehungsbescheid wird dem Nut-
zungsberechtigten erneut Gelegenheit gegeben, die Wahlgrabstätte innerhalb von weiteren 4 Wochen in Ordnung zu 
bringen. Danach erhält der Entziehungsbescheid entsprechende Rechtskraft. 
In dem Entziehungsbescheid wird der Nutzungsberechtigte gleichzeitig aufgefordert, ein eventuell vorhandenes Grabmal 
und sonstige bauliche Anlagen innerhalb von 3 Monaten zu entfernen. Nach ergebnislosem Ablauf dieser Frist fallen 
Grabmale und sonstige bauliche Anlagen entschädigungslos in die Verfügungsgewalt der Friedhofsverwaltung. 
Ist der Nutzungsberechtigte nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, werden ungepflegte Wahl-
grabstätten 9 Monate nach Anbringen des Hinweises an der Wahlgrabstätte, nach Entfernung einer eventuell vorhande-
nen Einfassung, eingeebnet und eingesät. Die Einfassung wird 1 Jahr aufbewahrt. Ein eventuell vorhandenes stehendes 
bzw. liegendes Grabmal verbleibt noch 1 Jahr auf der Wahlgrabstätte. Durch ein Schild auf dem Grabmal wird auf das Da-
tum der Einebnung hingewiesen. 
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(2) Der Nutzungsberechtigte wird in dem Anschreiben bezüglich des ungepflegten Zustands der Reihengrabstätte bzw. 

dem Entziehungsbescheid für das Nutzungsrecht einer Wahlgrabstätte darüber informiert, dass für die verbleibende 
Ruhezeit eine einmalige Pflegepauschale nach der Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren als Gesamtbe-
trag erhoben wird. Die Pflegepauschale beinhaltet eine Minimalpflege, die der Würde des Ortes entsprechend ist. Nach 
Ablauf der gem. 1.1 und 1.2 jeweils festgesetzten Frist gehen Grabmale, Grabeinfassungen, Teilabdeckungen und sons-
tige bauliche Anlagen entschädigungslos in die Verfügungsgewalt der Friedhofsverwaltung über. 

 
(3) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck wird der Nutzungsberechtigte schriftlich aufgefordert diesen zu entfernen. Wird 

die Aufforderung nicht befolgt oder ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu er-
mitteln, kann die Friedhofsverwaltung den Grabschmuck entschädigungslos entfernen. 

 
 

VII 
Leichenhalle und Trauerfeiern  

 
§ 44 

Benutzung der Leichenhalle  
 
(1) Die Leichenhallen dienen der Aufnahme der Verstorbenen bis zur Bestattung oder Überführung. Über die Notwendig-

keit der Verwendung von Kühlzellen entscheidet die Friedhofsverwaltung.  
 
(2) Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen oder sonstigen Bedenken bestehen, können die Angehörigen die Verstorbenen 

während der Dienststunden der Friedhofsmitarbeiter nach vorheriger Vereinbarung mit der Friedhofsverwaltung sehen. 
Außerhalb dieser Zeiten dürfen die Leichenhallen nur mit einem befugten Mitarbeiter eines Bestattungsinstitutes be-
treten werden. 

 
(3) Hat der Verstorbene an einer ansteckenden anzeigepflichtigen Krankheit nach dem Infektionsschutzgesetz gelitten 

oder die Leichenverwesung hat bereits begonnen, so dass die Öffnung des Sarges der Totenwürde oder dem Pietät-
sempfinden der an der Trauerfeier Teilnehmenden widersprechen würde, ist der Sarg verschlossen zu halten. 

 
(4) Die Särge sind spätestens eine halbe Stunde vor Beginn der Trauerfeier oder Beisetzung endgültig zu schließen. § 45 

Abs. 2 Satz 3 bleibt unberührt. 
 
(5) Die Särge der an meldepflichtigen übertragbaren Krankheiten Verstorbenen dürfen nur mit Genehmigung des Amtsarz-

tes vorübergehend nochmals geöffnet und besucht werden.  
 
(6) An jedem Sarg muss ein mit dem Namen und dem Sterbedatum / Einlieferungsdatum des Verstorbenen versehenes 

Metall- oder Kunststoffschild vorhanden sein. 
 
(7) Auf Wunsch können die Leichenzellen ausgeschmückt werden. Die Ausschmückung ist am Tag der Beisetzung oder 

Überführung des Verstorbenen zu entfernen. 
 
(8) Waschungen Verstorbener dürfen nur in den von der Friedhofsverwaltung dafür bestimmten Räumen vorgenommen 

werden. 
 

§ 45  
Trauerfeiern  

 
(1) Die Trauerfeiern können stündlich in den Friedhofskapellen und am Grabe abgehalten werden. Die Friedhofsverwal-

tung kann die Zeit für die Trauerfeiern im Bedarfsfall erweitern. Die Friedhofskapelle ist spätestens 40 Minuten nach 
Beginn der Trauerfeier besenrein zu verlassen, damit nachfolgende Trauerfeiern im Ablauf nicht gestört werden. 
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(2) Auf Antrag der Hinterbliebenen kann die Friedhofsverwaltung gestatten, dass während der Trauerfeier der Sarg geöff-
net wird. Der Antrag kann nicht genehmigt werden, wenn der oder die Verstorbene an einer ansteckenden übertragba-
ren Krankheit nach dem Infektionsschutzgesetz gelitten hat, die Leichenverwesung bereits begonnen hat oder die Aus-
stellung der Leiche der Totenwürde oder dem Pietätsempfinden der an der Trauerfeier Teilnehmenden widersprechen 
würde. Der Sarg ist spätestens beim Verlassen der Trauerhalle zu schließen. 

 
(3) Die Benutzung der Friedhofskapelle kann untersagt werden, wenn der Verstorbene an einer meldepflichtigen über-

tragbaren Krankheit gelitten hat oder Bedenken wegen des Zustandes der Leiche bestehen. 
 
(4) Auf Wunsch können die Friedhofskapellen ausgeschmückt werden. Die von der Friedhofsverwaltung vorgenommene 

Ausschmückung darf nicht entfernt werden. Die übrige Ausschmückung ist nach Abschluss der Trauerfeier restlos zu 
entfernen. 

 
(5) Musik- und Gesangsdarbietungen auf den Friedhöfen bedürfen der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. 

Die Auswahl der Musiker/der Musik und der Darbietung muss gewährleisten, dass ein würdiger Rahmen gewahrt bleibt. 
 
 

VIII  
Schlussvorschriften  

 
§ 46  

Alte Rechte  
 
Bei Grabstätten über die die Friedhofsverwaltung bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits verfügt hat, richten sich die Nut-
zungs- bzw. Ruhezeit, die Belegung der Grabstätte und deren Gestaltung nach den bisherigen Vorschriften. Etwaige Ände-
rungen können nach den Bestimmungen der neuen Friedhofssatzung beantragt werden. 

 
§ 47 

Haftung 
 
Die Friedhofsverwaltung haftet nicht für Schäden, die durch nicht satzungsgemäße Benutzung der Friedhöfe, ihrer Anlagen 
oder ihrer Einrichtungen, durch dritte Personen oder durch Tiere entstehen. Ihr obliegen keine besonderen Obhut- und 
Überwachungspflichten. Sie haftet nicht für Diebstähle oder bei Vandalismusschäden. Im übrigen haftet die Friedhofsver-
waltung im Rahmen ihrer Dienstleistungsgeschäfte nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die Vorschriften über Amts-
haftung bleiben unberührt. 

 
§ 48 

Gebühren  
 
Für die Benutzung der Friedhöfe der ENNI Stadt & Service Niederrhein AöR und ihrer Einrichtungen sowie für die Inan-
spruchnahme der angebotenen Leistungen sind die Gebühren nach der jeweils geltenden Satzung über die Erhebung von 
Friedhofsgebühren zu entrichten. Sonderleistungen werden nach dem tatsächlichen Aufwand ermittelt und in Rechnung 
gestellt. 

 
§ 49 

Ordnungswidrigkeiten und Geldbußen  
 
(1)  Ordnungswidrig handelt wer 

a) sich als Besucher entgegen §  5 Abs. 1 nicht der Würde des Friedhofs entsprechend verhält oder Anordnungen der 
Friedhofsverwaltung oder deren Beauftragten nicht befolgt, 

  b) die Verhaltensregeln des § 5 Abs. 2 bis Abs. 3 missachtet, 
  c) entgegen § 5 Abs. 4 Totengedenkfeiern ohne vorherige Zustimmung der Friedhofsverwaltung durchführt, 
  d) eine Bestattung entgegen § 7 Abs. 1 der Friedhofsverwaltung nicht anzeigt, 
  e) als Steinmetz, Bildhauer oder Bestatter entgegen § 6 ohne vorherige Zulassung tätig wird, 
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 f) außerhalb der in § 6 Abs. 6 festgesetzten Zeiten Arbeiten durchführt oder entgegen § 6 Abs. 7 Werkzeuge   
  oder Materialien unzulässig lagert, 
 g) entgegen § 35 und § 36 ohne vorherige Genehmigung Grabmale, Grabeinfassungen, Teilabdeckungen und sonstige 

bauliche Anlagen errichtet, erheblich verändert oder wer vor der Errichtung den genehmigten Entwurf auf Verlan-
gen nicht der Friedhofsverwaltung vorlegt, 

  h) Grabmale entgegen § 37 nicht fachgerecht befestigt und fundamentiert, 
i) Grabmale und Grabeinfassungen und sonstige bauliche Anlagen entgegen § 38 nicht in einem verkehrssicheren 

Zustand erhält, 
j) nicht verrottbare Werkstoffe, insbesondere Kunststoffe, entgegen § 40 Abs. 9 verwendet oder so beschaffenes Zu-

behör oder sonstigen Abraum oder Abfall nicht vom Friedhof entfernt oder in die bereitgestellten Behältnisse ent-
sorgt, 

  k) Grabstätten entgegen § 43 vernachlässigt, d. h. nicht ordnungsgemäß gärtnerisch herrichtet oder pflegt. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu tausend Euro geahndet werden, soweit nicht andere ge-

setzliche Bestimmungen hierfür eine höhere Geldbuße vorsehen.  
 

§ 50 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten  

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Friedhofssatzung der ENNI Stadt & Service Niederrhein AöR 
vom 12.12.2011 außer Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vom Verwaltungsrat der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts am 12.12.2012 beschlosse-
ne Friedhofssatzung der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts, wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. Es wird auf § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land NRW hingewiesen: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
c) der Verwaltungsratsvorsitzende hat den Verwaltungsratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Moers, den 12.12.2012 
 
Ballhaus  
Verwaltungsratsvorsitzender 
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Satzung über die 

Erhebung von Gebühren für die Inanspruchnahme freiwilliger Leistungen 
 der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts 

vom 12.12.2012 
 

 
Aufgrund der §§ 7, 8, 9 und 114 a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.09.2012 
(GV.NRW.S.436), und der §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 
21.10.1969 (GV.NRW.S.712/SGV.NRW.610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2011 (GV.NRW.S.687) und der §§ 2 und 
5 der Satzung der Stadt Moers über das Kommunalunternehmen „ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentli-
chen Rechts“, vom 19.10.2011 hat der Verwaltungsrat der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen 
Rechts, in seiner Sitzung am 12.12.2012 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Für alle Leistungen, soweit sie nicht als Pflichtaufgaben nach der jeweils gültigen Abfallentsorgungs- und Straßenreini-
gungssatzung oder anderen Vorschriften wahrzunehmen sind, werden Gebühren nach Maßgabe dieser Satzung erhoben. 

 
§ 2 

 
1. Die gewerblichen Bereiche der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) können auf An-

trag freiwillige Leistungen durchführen. 
 
2. Ein Anspruch auf solche freiwilligen Leistungen besteht nicht. 
 
3. Der Vorstand oder ein von ihm Beauftragter entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen darüber, ob, wann und in wel-

chem Umfang eine freiwillige Leistung übernommen wird. 
 

§ 3 
 
Freiwillige Leistungen können von der Zahlung eines angemessenen Gebührenvorschusses oder von einer angemessenen 
Sicherheitsleistung für die Gebühr abhängig gemacht werden. 
 

§ 4 
 
Der anliegende Gebührentarif ist Bestandteil dieser Satzung. 
 

§ 5 
 
Für Leistungen, die in der Gebührensatzung nicht ausdrücklich aufgeführt sind, werden die für ähnliche Leistungen festge-
setzten Sätze erhoben. 
 

§ 6 
 
Auf Leistungen die an Werktagen zwischen 20.00 Uhr und 06.00 Uhr sowie an Sonn- und Feiertagen erbracht werden, wird 
ein Zuschlag in Höhe von 20 % erhoben. 
 

§ 7 
 
1. Zur Zahlung der Gebühren ist verpflichtet, wer Leistungen nach dieser Satzung in Anspruch genommen oder beantragt 

hat. Wird der Antrag von mehreren Personen gestellt oder wird eine Leistung für mehrere Personen gleichzeitig er-
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bracht, so werden die Gebühren von allen zu gleichen Teilen erhoben. Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamt-
schuldner. 

 
2. Für Beschädigungen von Maschinen, Gefäßen, Geräten und sonstigem Eigentum der ENNI Stadt & Service Niederrhein 

AöR haftet der Verursacher im Rahmen der gesetzlichen Haftungsbestimmungen. Die Verpflichtung zur Zahlung der 
Gebühren wird hierdurch nicht berührt. 

 
§ 8 

 
1. Die Gebühren werden grundsätzlich nach Ausführung der Leistung fällig. Sie sind innerhalb von zwei Wochen nach Er-

halt des Heranziehungsbescheides zu entrichten. 
 
2. Rückständige Gebühren können im Verwaltungsvollstreckungsverfahren beigetrieben werden. 
 

§ 9 
 
1. Soweit Gebühren auf Stundensätze abgestellt sind, gilt als Mindestgebühr der Halbstundensatz.  
 
2. Als gebührenpflichtig gilt die Zeit vom Ausrücken des Personals, der Fahrzeuge oder Geräte ab Betriebsgelände der 

ENNI Stadt & Service Niederrhein AöR, Am Jostenhof 7-9, 47441 Moers bis zum Wiedereintreffen. 
 

§ 10 
 
1. Zur Verfügung gestelltes Gerät ist in einwandfreiem Zustand zurückzugeben. 
 
2. Die ENNI Stadt & Service Niederrhein AöR haftet gegenüber demjenigen, der Leistungen nach dieser Satzung in An-

spruch nimmt, im Rahmen der gesetzlichen Haftungsbestimmungen. 
 

§ 11 
 

Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Inan-
spruchnahme freiwilliger Leistungen der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts vom 12.12.2011 
außer Kraft. 

Gebührentarife  
zur Satzung über die Erhebung von Gebühren 

für die Inanspruchnahme freiwilliger Leistungen  
der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts 

Leistungsgebühren (je angefangene halbe Stunde): 
 

Die Gebühren für nachstehende Leistungen gelten je angefangene halbe Stunde soweit nicht in der entsprechenden 
Gebührenposition ausdrücklich eine abweichende Zeit genannt ist. Die Gebühren enthalten die Personal- und Fahr-
zeugkosten. Der Einsatz von Materialien und Entsorgungskosten wird gesondert berechnet, soweit diese Leistungen 
nicht in der Gebührenübersicht aufgeführt sind. 

 

1. Containergestellung     

 

1.1 Wechselcontainerfahrzeug inkl. Personal für Container bis 4,5 cbm      35,70 € 
1.2 Wechselcontainerfahrzeug inkl. Personal für Container über 4,5 cbm      51,70 € 
1.3 Containergestellung bis 4,5 cbm je angefangene Woche        6,00 € 
1.4 Containergestellung über 4,5 cbm je angefangene Woche        8,00 € 
2. Weitere Leistungen    
2.1 Kleinpressabfallfahrzeug      32,00 € 
2.2 Restabfall-/ Sperrgutfahrzeug      84,00 € 
2.3 Kleinkehrmaschine      47,70 € 
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2.4 Großkehrmaschine      52,70 € 
2.5 LKW bis 7,5 Tonnen Gesamtgewicht      30,60 € 
2.6 LKW bis 4,0 Tonnen Gesamtgewicht      27,10 € 
2.7 Beseitigung einer Störung im privaten Kanalhausanschluss mittels Spülfahrzeug      83,40 € 
2.8 Beseitigung einer Störung im privaten Kanalhausanschluss      58,90 € 
2.9 Membranenaustausch im privaten Kanalhausanschluss (zuzügl. Material)      58,90 € 

2.10 Kamerabefahrung eines privaten Kanalhausanschlusses mittels Handkamera      71,40 € 
2.11   Senken- und Sickerbrunnenreinigung mittels Spülfahrzeug (inkl. Entsorgung)                    92,60 €

2.12   Kontrolle privater Hausanschlüsse mittels Absperrblase oder Nebelmittel (inkl. Material)                    62,40 €

 
Pauschale Dienstleistungen innerhalb des Stadtgebietes Moers: 

1. 
Befristete Gestellung eines Restabfallbehälters 120 Liter 
inkl. einmaliger Leerung (Anlieferung und Abholung innerhalb einer Woche)      70,00 € 

  je zusätzlichem 120 Liter Gefäß am gleichen Aufstellort        9,10 € 

2. 
Befristete Gestellung eines Restabfallbehälters 240 Liter 
inkl. einmaliger Leerung (Anlieferung und Abholung innerhalb einer Woche)      77,50 € 

  je zusätzlichem 240 Liter Gefäß am gleichen Aufstellort      16,60 € 

3. 
Befristete Gestellung eines Restabfallgroßbehälters 770 Liter 
inkl. einmaliger Leerung (Anlieferung und Abholung innerhalb einer Woche)    156,60 € 

  je zusätzlichem 770 Liter Gefäß am gleichen Aufstellort      95,70 € 

4. 
Befristete Gestellung eines Restabfallgroßbehälters 1.100 Liter 
inkl. einmaliger Leerung (Anlieferung und Abholung innerhalb einer Woche)    196,10 € 

  je zusätzlichem 1.100 Liter Gefäß am gleichen Aufstellort    135,20 € 

5. 
Sonderleerung eines fest aufgestellten 770 Liter Behälters 
inkl. Entsorgungskosten      95,70 € 

6. 
Sonderleerung eines fest aufgestellten 1.100 Liter Behälters 
inkl. Entsorgungskosten    135,20 € 

7. 

Einmalige Gestellung/ Entleerung eines Containers 4,5 cbm innerhalb einer 
Woche 
(zuzügl. Entsorgungskosten, Baum-/ Strauchschnitt, Sperrgut werden ge-
bührenfrei entsorgt)    77,40 €

8. 

Einmalige Gestellung/ Entleerung eines Containers 10-36 cbm innerhalb 
einer Woche 
(zuzügl. Entsorgungskosten, Baum-/ Strauchschnitt, Sperrgut werden ge-
bührenfrei entsorgt)    111,40 €

9. Expressabfuhr Sperrgut (bis 5 cbm) innerhalb von 3 Werktagen      84,00 € 
10. Sonderabfuhr Sperrgut (bis 3 cbm) für Schrott, Elektroschrott      64,50 € 

11. 
Vollservice für Abfallgefäße (Bereitstellung zur Abfuhr bis 150 Mtr.) 
Gebühr pro Behälter (60 - 1.100 Ltr.) und Leerung        3,00 €

12. Lieferung und Montage eines Schlosses für Abfallgefäße bis 240 ltr.      48,00 € 
   
Leistungen des Kreislaufwirtschaftshofes: 

1. 

Annahme von Baustellenmischabfällen auf dem Kreislaufwirtschaftshof 
z.B. Tapeten, Kunststoffußleisten, Deckenplatten, Bitumenpappe, Dämm-
material 
Keine Annahme von Teerpappen und Holz mit Verunreinigungen 
bei Anlieferung je angefangene 100 Liter         8,00 €

2. 

Annahme von mineralischen Baustellenabfällen auf dem Kreislaufwirt-
schaftshof 
z.B. Steine, Mörtel, Fliesen 
Keine Annahme von Porenbetonsteinen, Gips-Leichtbaustoffen und Holz 
bei Anlieferung je angefangene 100 Liter         3,00 €

3. Annahme von Leichtbaustoffen auf dem Kreislaufwirtschaftshof         4,00 €
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z.B. Porenbetonsteine, Gips, Bimsstein 
bei Anlieferung je angefangene 100 Liter 

4. 

Annahme von Bauholz auf dem Kreislaufwirtschaftshof 
z.B. Zimmertüren, Bretter, Latten, Fußleisten 
Keine Annahme von Außenhölzern mit schädlichen Verunreinigungen 
bei Anlieferung je angefangene 100 Liter        2,00 €

5. 

Annahme von Styropor auf dem Kreislaufwirtschaftshof 
Sortenreines Styropor ohne Verunreinigungen 
bei Anlieferung je angefangene 500 Liter         4,00 €

6. 

Annahme von Folien auf dem Kreislaufwirtschaftshof 
Sortenreine Folien ohne Verunreinigungen 
bei Anlieferung je angefangene 500 Liter         5,00 €

7. Annahme von Altreifen mit Felgen auf dem Kreislaufwirtschaftshof    
  bei Anlieferung PKW-Reifen pro Stück        4,00 € 
  bei Anlieferung LKW-Reifen klein pro Stück        6,00 € 
  bei Anlieferung LKW-Reifen groß pro Stück      12,00 € 
8. Annahme von Altreifen ohne Felgen auf dem Kreislaufwirtschaftshof    
  bei Anlieferung PKW-Reifen pro Stück        2,00 € 
  bei Anlieferung LKW-Reifen klein pro Stück        4,00 € 
  bei Anlieferung LKW-Reifen groß pro Stück      10,00 € 

 
 

Im Rahmen ihrer hoheitlichen Zweckbestimmung kann die ENNI Stadt & Service Niederrhein AöR weitere gebührenpflich-
tige Leistungen erbringen. Bei anderen als den vorgenannten Leistungen wird auf Anfrage eine gesonderte Gebühr ermit-
telt. 
 
 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vom Verwaltungsrat der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts am 12.12.2012 beschlosse-
ne Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Inanspruchnahme freiwilliger Leistungen der ENNI Stadt & Service 
Niederrhein, Anstalt des öffentlichen Rechts wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird auf § 7 Abs. 6 der Gemeinde-
ordnung für das Land NRW hingewiesen: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
c) der Verwaltungsratsvorsitzende hat den Verwaltungsratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der ENNI Stadt & Service Niederrhein, Anstalt des öffentlichen 

Rechts vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Man-
gel ergibt. 

 
Moers, den 12.12.2012 
 
 
Ballhaus  
Verwaltungsratsvorsitzender 
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Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Moers 

 
Ausschreibung zum Bieterwettbewerb für den Verkauf städtischer Grundstücke 

 
Die Stadt Moers bietet zwei Baugrundstücke sowie zwei weitere optional am ehemaligen Standort „Neues Rathaus“, Meer-
straße, 47441 Moers in zentraler Innenstadtlage am historischen Schlosspark zum Verkauf an. 
 
In diesem Zusammenhang ist beabsichtigt, die städte- und hochbauliche Entwicklung eines zentralen Standortes in der 
Moerser Innenstadt unter Beteiligung externer Investoren und Planerteams durchzuführen. An dem Standort ist ein insge-
samt ca. 8.700 qm großes und räumlich zusammenhängendes Verkaufsgrundstück in vier bebaubare Einzelgrundstücke un-
terteilt worden. 
 

 
 
Zwei der gebildeten Grundstücke (1 und 2 / „Schotterparkplatz“ und „Neues Rathaus“) sollen über ein Bieterverfahren un-
mittelbar an einen oder mehrere Investoren verkauft werden. 
 
Zwei weitere Grundstücke (3 und 4) mit aufstehenden denkmalgeschützten Gebäuden werden über dieses Bieterverfahren 
optional zum Verkauf angeboten. Es handelt sich dabei um die Grundstücke „Kreisständehaus“ (ehemaliges Landratsamt 
bzw. VHS – Gebäude) und „Weißes Haus“ mit dem angeschlossenen ehemaligen Ratssaal- und Kantinentrakt der Stadtver-
waltung. Diese beiden Grundstücke werden ausschließlich unter Erfüllung bestimmter Rahmenbedingungen verkauft. Ne-
ben einem angemessenen Kaufpreisangebot ist für diese stadthistorisch bedeutsamen und stadtbildprägenden Gebäude ein 
im besonderen Maße qualitätsvolles Bebauungs- und Nutzungskonzept im Rahmen dieses Bieterverfahrens vorzulegen. 
Die vier vorbezeichneten Grundstücke werden einzeln oder in beliebiger Kombination veräußert. 
Die primäre Aufgabenstellung im ausgeschriebenen Bieterverfahren ist die Entwicklung eines in sich schlüssigen Bebau-
ungs- und Nutzungskonzeptes für die zum Verkauf angebotenen Grundstücke sowie die Abgabe eines diesbezüglichen 
Kaufpreisangebotes auf der Grundlage eines festgelegten Mindestkaufpreises. 
 
Zur Auswahl des Investors (Käufers) bzw. der Investoren (Käufer) wird ein zweistufiges Bieterverfahren durchgeführt, dessen 
Bedingungen und Inhalte in einem Exposé zur Ausschreibung beschrieben sind. Das Ergebnis des Verfahrens soll sein, ein 
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Team aus Investor und Architekten/Stadtplaner sowie Landschaftsarchitekten zu finden, das geeignet und in der Lage ist, 
an diesem Standort teilräumlich oder gesamträumlich eine kreative und qualitätsvolle, innovative Bebauung zu realisieren.  
Infomaterial: 
Sollte ein Interesse an der Entwicklung des Formats „Wohnquartier am Schlosspark“ in der Stadt Moers bestehen, dann 
kann der vollständige Ausschreibungstext als PDF – Datei  unter der Homepage der Stadt (www.moers.de) heruntergeladen 
werden. 
 
Bei einem weitergehenden Interesse kann bei Bedarf auf Anforderung der Ausschreibungstext zum Bieterwettbewerb in 
Papierform und eine DVD mit ergänzenden Arbeitsmaterialien per Post zugesandt werden. 
 
Die Bewerbungsunterlagen der Phase 1 des Bieterwettbewerbs sind von den Interessenten bis zum 20. Februar 2013 bei 
der Stadt Moers einzureichen. 
 
Ansprechpartner: 
Stadt Moers 
Technisches Dezernat 
Herr Stefan Oppermann 
Rathausplatz 1 
47441 Moers 
Tel.: +49 – (0)2841 – 201 – 590 
Email: stefan.oppermann@moers.de 
 
 
Moers, den 10.12.2012 
 
Stadt Moers 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
Hormes 
Beigeordneter 
 
 

 

http://www.moers.de/
mailto:stefan.oppermann@moers.de
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Bekanntmachung der ENNI Energie und Umwelt Niederrhein GmbH 
 

Die ENNI Energie und Umwelt Niederrhein GmbH stellt aufgrund der „Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die 
Versorgung mit Wasser (AVBWasserV)“ zu den nachstehend aufgeführten Preisen Wasser aus dem Versorgungsnetz zur Ver-
fügung. 
 
Der Wasserpreis setzt sich aus dem Mengenpreis (inkl. 0,05 Euro/m³ Wasserentnahmeentgelt (lt. Wasserentnahmeentgelt-
gesetz des Landes NRW (WEEG)) und einem Grundpreis nach Verbrauch zusammen.  
 
 

                                                    netto)     brutto)*

Mengenpreis pro m³   1,41 € ** 1,51 € **

          
 
 

                                  netto)       brutto)* 

Grundpreise nach Verbrauch pro Jahr     

         

Verbrauch   0 bis 400 m³ 115,00 € 123,05 €

         

Verbrauch   401 bis 1.000 m³ 438,50 € 469,20 €

         

Verbrauch 1.001 bis 5.000 m³ 890,00 € 952,30 €

         

Verbrauch ab 5.001 m³ 1.100,00 € 1.177,00 €

        

Bei Verwendung eines Bauzählers:                        267,99 €       286,75 € 
 
 

Die Wasserentnahme aus Hydranten erfolgt nur in Ausnahmefällen. Hierfür ist ein Benutzungsvertrag abzuschließen. Für 
die Überlassung eines Standrohres mit Zähler und Zubehör wird neben dem Mengenpreis für jeden Kalendertag ein Betrag 
von 2,34 Euro (brutto) erhoben. 

Bereitstellungsentgelt 

Für die Bereitstellung eines Reserve- oder Zusatzwasseranschlusses wird neben den Baukostenzuschüssen, Hausanschluss-
kosten ein Bereitstellungsentgelt nach besonderer Vereinbarung erhoben. 
 
Inkrafttreten 
Die Allgemeinen Tarife Ausgabe Dezember 2012, für das gesamte Versorgungsgebiet der ENNI Energie und Umwelt Nieder-
rhein GmbH, treten an Stelle der Allgemeinen Tarife Ausgabe November 2011 mit Wirkung ab 1. Januar 2013 in Kraft. 
 
Moers, 13. Dezember 2012    ENNI Energie und Umwelt Niederrhein GmbH 
 
 
* Die Mehrwertsteuer (Umsatzsteuer) beträgt zum Zeitpunkt der Drucklegung 7%. 
** Das Wasserentnahmeentgelt, lt. Wasserentnahmeentgeltgesetz des Landes NRW (WasEG), ist im Mengenpreis enthalten. 
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